
1644 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 
des parlamentarischen Untersuchungsausschusses 

zur prüfq.ng aller Vorkommnisse im Zu­
sammenhang mit Flugzeugankäufen des 

Bundesheeres 

Der Untersuchungsausschuß zur Prüfung aller 
Vorkommnisse im Zusammenhang mit Flugzeug­
ankäufen des Bundesheeres legt den nachfolgen­
den Bericht über das Ergebnis seiner Tätigkeit 
auf Grund einer einstimmigen Beschlußfassung 
vor. Soweit Feststellungen nicht einvernehmlich 
getroffen worden sind, wird an der betreffenden 
Stelle ausdrücklich darauf hingewiesen. 

A. MANDAT UND VERFAHREN DES 
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSSES 

1. Der Nationalrat hat in der 31. Sitzung der 
XII. GP am 14. Jänner 1971 auf Antrag der 
Abgeordneten Dr. Kor e n und Genossen 
(51/A-II-682 der Beilagen) einen Untersuchungs­
ausschuß zur Prüfung aller Vorkommnisse im 
Zusammenhang mit Flugzeugankäufen des Bun­
desheeres eingesetzt. Diesem Ausschuß gehörten 
von der SPö die Abgeordneten L a n c, Mon d 1, 
S chi e der und T roll, von der öVP die 
Abgeordneten Dr. BI e n k, DDr. K ö n i g, 
Dr. K r a n zirn a y rund L a n d man n so­
wie von der FPö der Abgeordnete Z e i 11 i n­
ger an. Zum Vorsitzenden wurde Abgeordneter 
Z e i 11 in ger, zum 1. Vorsitzenden-Stellver­
treter Abgeordneter Mon d 1 und zum 2. Vor­
sitzenden-Stellvertreter Abgeordneter Dok­
tor K r a n zirn a y r gewählt. 

Als ständige Experten wurden herangezogen 
von der SPö Ministerialrat Dr. Fis c her, 
von der öVP Dr. Z ö ger n i t z und von der 
FPö Herr G rau sam. 

Dieser Untersuchungsausschuß hat in der 
XII. Gesetzgebungsperiode zwölf zumeist ganz­
tägige Sitzungen, und zwar am 3. Feber, am 
18. Feber, am 16. März, am 30. März, am 
14. April, am 28. April, am 25. Mai, am 26. Mai, 
am 14. Juni, am 17. Juni, am 22. Juni und am 

24. Juni 1971 abgehalten, konnte aher infolge 
der vorzeitigen Beendigung der XII. Gesetzge­
bungsperiode einen abschließenden Unter­
suchungsbericht an das Plenum des Nationalrates 
nicht mehr erstatten.' 

Zu Beginn seiner Arbeit beschloß der Unter­
suchungsausschuß, seine Verhandlungen vertrau­
lich zu führen. Weiters wurde beschlossen, bei 
den vom Untersuchungsausschuß zu vernehmen­
den Beamten des öffentlichen Dienstes die zu­
ständigen Dienstbehörden um die Entbindung 
von der Amtsverschwiegenheit zu ersuchen. 
Diese Entbindung ist in allen Fällen erfolgt. 
Man kam ferner überein, die öffentlichkeit über 
die Sitzungen des Untersuchungsausschusses durch 
offizielle Kommuniques zu informieren. 

2. In der zweiten Sitzung des Nationalrates der 
laufenden Gesetzgebungsperiode haben die Ab­
geordneten Mon d 1 und Genossen am 5. No­
vember 1971 den Antrag auf Fortsetzung der 
Arbeiten des Untersuchungsausschusses zur Prü­
fung aller Vorkommnisse im Zusammenhang 
mit Flugzeugankäufen des Bundesheeres einge­
bracht (li A-II-3 der Beilagen). 

Der Nationalrat hat in der 21. Sitzung am 
21. Jänner 1972 beschlossen, einen zehng1iedrigen 
Untersuchungsausschuß zur Prüfung aller Vor­
kommnisse im Zusammenhang mit Flugzeug­
ankäufen des Bundesheeres einzusetzen. 

3. Diesem Untersuchungsausschuß gehörten 
von der SPö die Abgeordneten L a n c, Mon d I, 
S chi e der, T roll und Dr. Tu 11, von 
der öVP die Abgeordneten Dr. B 1 e n k, 
DDr. K ö n i g, K 0 11 e rund Dr. Kr a n z 1-
m a y r sowie von der FPö der Abgeordnete 
Z e i 11 i n ger an. Der Untersuchungsausschuß 
konstituierte sich am 15. März 1972. Zum Vor­
sitzenden wurde Abgeordneter Z e i 11 i n ger, 
zum 1. Vorsitzenden-Stellvertreter Abgeordneter 
Mon d 1 und zum 2. Vorsitzenden-Stellver­
treter Abgeordneter Dr. Kr a n zirn a y r ge-
wählt. ' 
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Nach dem Ableben von Dr. Kr a n zIrn a y r 
wurde an dessen Stelle der Abgeordnete 
V e t t e r in den Untersuchungs ausschuß ent­
sandt. Zum 2. Obmann-Stellvertreter wurde 
Abgeordneter DDr. K ö ni g gewählt. An die 
Stelle des Abgeordneten L a n c trat nach seiner 
Ernennung zum Bundesminister für Verkehr 
zunächst Abgeordneter Dr. G rad e n e g ger, 
der im November 1974 durch Abgeordneten 
T r eie h I ersetzt wurde. _ Für Abgeordneten 
S chi e der wurde nach seiner Mandatsnieder­
legung Abgeordneter K i t t I nominiert. 

Zu Beginn der Arbeiten beschloß der Ausschuß, 
seine Verhandlungen vertraulich zu führen, wie 
dies auch bereits in der XII. Gesetzgebungsperiode 
beschlossen worden war. Des weiteren wurde 
beschlossen, den Präsidenten des Nationalrates 
zu ersuchen, alle Protokolle, Akten und son­
stigen Unterlagen aus der XII. Gesetzgebungs­
periode den Mitgliedern des Untersuchungsaus­
schusses zugänglich Zu machen. 

Der Untersuchungs aus schuß ist am 15. März, 
am 7. April und am 2. Mai 197i, am 8. Mai, am 
22. Mai, am 5. Juni, am 27. Juni und am 2. Juli 
1973, am 14. November und am 26. Novem­
ber 1974 sowie am 17. Jänner, am 7. Feber, am 
21. Feber, am 5. März, am 6. März, am 14. März, 
am 9. April, am 30. April, ~m 14. Mai, am 
28. Mai, am 30. Mai und am 4. Juni 1975 zu­
sammengetreten. 

Zur Ausarbeitung des Berichtes wurde ein 
Redaktionskomitee eingesetzt, dem die Abge­
ordneten Z e i 11 i n ger, Mon d 1 und 
DDr. K ö n i g, die Experten Dr. Fis c her, 
Dr. Zögernitz und Grausam und sei­
tens der Parlamentsdirektion Parlamentsvize­
direktor Dr. Ru c k s e r angehörten. 

4. Vom Untersuchungsausschuß wurden als 
Zeugen zum Teil auch mehrmals vernommen: 

Major des Generalstabs Peter Erik C z a k, 
seinerzeit Generalstabsabteilung im General­
truppeninspektörat des Bundesministeriums 
für Landesverteidigung; 

General des Intendanzdienstes Dr. Franz 
Z 0 bel, Leiter der Sektion V des Bundes­
ministeriums für Landesverteidigung; 

Generalmajor des höheren militärtechnischen 
Dienstes Dipl.-Ing. Walter M ü h 1 b ach e r, 
Leiter der Abteilung Flugwesen des Amtes 
für Wehrtechnik im Bundestninist:erium {m· 
Landesverteidigung ; 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Josef Se y­
fr i e d, stellvertretender Leiter der Ein­
kaufsabteilung A der Sektion V des Bun­
desministeriums für Landesverteidigung ; 

Oberst-Intendant Dkfm. Fritz K a n i t zer, 
Leiter der Einkaufabteilung A der Sek­
tion V des Bundesministeriums für Landes­
verteidigung ; 

Johann A P e n zell er, Firmeninhaber, Wien, 
Vertreter der Firma United Aircraft in 
Osterreich; 

Hugo H i 1 d, Bankier und Kaufmann, Wien, 
Vertreter von französischen Flugzeugfirmen 
in Osterreich; 

Dipl.-Ing. Kurt Pro c ha z k a, Angestellter 
der Firma Hugo Hild; 

Ing. Hans D res ehe r, Firmeninhaber, 
Wien, Vertreter der Firmen Agusta, Douglas 
und Bell für Osterreich; 

Oberstleutnant Gustav Goi j a, Flugsicher­
heitsoffizier beim Fliegerbrigadekommando 
in Langel)Iebarn; 

Oberstleutnant Johann K 0 11 0 w rat, Kom­
mandant des IH. Geschwaders des Flieger­
regiments 1 in Langenlebarn; 

Brigadier .Gustav Hau e k, Fliegerinspektor 
im Generaltruppeninspektorat des Bundes­
ministeriums für Landesverteidigung; 

Btigadier"Intendant Dkfm. Franz Man z e n­
re i t her, Leiter der Gruppe Einkauf der 
Sektion V des Bundesministeriums für Lan­
desverteidigung ; 

Oberst des Generalstabs Erieh H ü gel, Leiter 
der Abteilung Luftzeuggerät der Sektion IV 
des Bundesministeriums für Landesverteidi­
gung; 

Heereschefingenieur Ministerialrat Dipl.-Ing. 
Norbert Bi e 1 y, Bundesministerium für 
Landesverteidigung ; 

General der Infanterie Otto Sei t z, Leiter 
der Sektion III im Bundesministerium für 
Landesverteidigung ; 

Brigadier Anton M ade r, stellvertretender 
Befehlshaber des Kommandos der Luftstreit­
kräfte; 

Bundesminister a. D. Dr. Geotg P rad er; 

Oberst des Generalstabs Ernst M a. e r k e r, 
ehemaliger Adjudant des Bundesministers 
Dr. Praderj 

Oberst des Generalstabs Wilhelm Ku n t n er, 
Bundestninisterium für Landesverteidigung ; 

General der Infanterie i. R. Etwin F u s s e n­
e g ger, ehemaliger Generaltruppeninspek­
tor. 

Die angeführten Amtstitel und Funktionsbe­
zeichnungen beziehen sich auf den Zeitpunkt det 
Einvernahme der Zeugen vor dem Unter­
suchungsausschuß. 

übet die Sitzungen des Untersuchungsaus­
schusses wurden steno graphische Wort- lind Be­
schluß protokolle angefertigt, die in beiden Ge­
setzgebungsperioden zusammen einen Umfang 
von 898 Seiten (XII.GP 815 Seiten; XIII. GP 
83 Seiten) erreichten. 
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Beweismaterial wurde vom Bundesministerium 
für Landesverteidigung, vom Bundesministerium 
für Finanzen, vom Bundeskanzleramt, vom ORF 
sowie von Privatfirmen und Privatpersonen an­
gefordert. Allein der Umfang des dem Aus­
schuß vorliegenden Beweismaterials des Bundes­
ministerium~ - für Landesverteidigung betrug 
626 Geschäftsstücke bzw. sonstige Vorgänge mit 
insgesamt zirka 7800 Seiten, davon 27 Geheim­
akten mit zirka 800 Seiten. 

Der Untersuchungs ausschuß kam zur Auffas­
sung, daß eine Veröffentlichung der gesamten 
Protokolle und des ihm zur Verfügung stehen­
den Beweismaterials im Interesse der Landesver­
teidigung grundsätzlich nicht in Betracht kommt. 
Alle wesentlichen Zeugenaussagen sind jedoch 
im Abschnitt B dieses Berichtes angeführt. 
-Wünsche von Ausschußmitgliedern, bestimmtes 
Beweismaterial in den Ausschußbericht aufzu­
nehmen, wurden in jedem Fall erfüllt. 

B. UNTERSUCHUNGSERGEBNISSE 

Im. Sinne der ,dem Untersuchungsausschuß ge­
stellten Aufgabe, alle Vorkommnisse im Zu­
sammenhang mit Flugzeugankäufen des Bundes­
heeres zu überprüfen, hat der Untersuchungsaus­
schuß seine Untersuchungen im besonderen auf 
folgende Fragenkomplexe erstreckt: 

1. Angebliche Zuwendungen an politische Par­
teien, Militärpersonen oder andere Personen 

2. Ankauf von SAAB-Flugzeugen der 
Type 105 ö (erste und zweite Anschaffung) 

3. Ankauf von Hubschraubern 
4. Wartung der Flugzeuge sowie 
5. sonstige grundsätzliche Fragen, wie z. B. An­

schaffung von Abfangjägern, Vorgänge bei 
Heereskäufen, Kontakte von Politikern und 
Militärpersonen mit Flugzeugfirmen, Dienst­
und Studienreisen im Zusammenhang' mit 
der Anschaffung von Waffen und Heeres­
gerät, Waffenübungen von Heereslieferanten. 

1. Angebliche Zuwendungen 

a) A n pol i t i s ehe Par t eie n 
Im österreichischen Rundfunk ("Abend-

journal" vom 12. Dezember 1970) wurde ein 
Beitrag über eine Diskussion ,des Bundeskanzlers 
mit Jugendvertretern über Fragen der Landes­
verteidigung gebracht. In dieser Sendung wurde 
über die Behauptung eines Diskutanten berichtet, 
wonach die Parteien für den Ankauf schwedischer 
SAAB-Düsenjäger fünf Millionen Schilling ~r­
halten hätten. Bei diesem Diskutanten handelte 
es sich um den seinerzeitigen Hauptmann und 
nunmehrigen Major des Generalstabs Peter Erik 
Czak. 

Vom Untersuchungsausschuß .zu diesem Thema 
vernommen, erklärte Czak, daß er im Zuge einer 

emotionell geladenen Wechselrede von einem 
Gerücht gesprochen habe, wonach im Zusammen­
hang mit dem Ankauf der SAAB-Flugzeuge an­
geblich fünf Millionen Schilling in die Partei­
kassen der Großparteien geflossen seien. Er be­
tonte dabei mehrmals, .daß es sich hiebei um ein 
Gerücht gehandelt habe, und erklärte außerdem, 
nie von politischer Korruption gesprochen zu 
haben. Czak konnte jedoch weder über die Ent­
stehung des Gerüchtes etwas aussagen noch irgend 
jemanden nennen, der ihm über das Gerücht 
etwas erzählt hatte. 

Auf die dezidierte Frage, ob ihm außer dem 
Gerücht über irgendwelche Zuwendungen an 
irgendeine politische Partei etwas bekannt sei, 
antwortete Czak: "Nein, konkret habe ich 
keinen Beweis für solche Zuwendungen." 

Auch der ehemalige Generaltruppeninspektor 
General i. R. Fussenegger sagte, daß dieses Ge­
rücht seit 1956 dauernd im Ministerium herum­
gegangen sei, daß ihm aber keiner einen Beweis 
erbringen habe können. 

Der Leiter der Abteilung des Amtes für Wehr­
technik im. Bundesministerium für Landesver­
teidigung Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher 
sagte zu diesem Thema, von den Schweden nie 
auch nur das Geringste gehört zu haben, daß· an 
sie je das Ansinnen gestellt worden sei, etwas zu 
bezahlen oder daß sie etwas bezahlt hätten. 

Auch der Leiter der Abteilung Luftzeuggerät 
im Bundesministerium für Landesverteidigung 
Oberst Hügel sowie General Seitz, Leiter der 
Sektion III im Bundesministerium für Landes­
verteidigung, haben· Fragen, ob ihnen etwas 
darüber bekannt sei, daß im Zusammenhang 
mit Flugzeugkäufen Parteispenden gegeben 
worden seien, verneint. General Seitz erklärte 
darüber hinaus, nie etwas davon gehört zu 
haben. 

Bundesminister a. D. Dr. Prader erklärte auf 
Befragen, daß er Firmenvertretern, die ihm ein 
Angebot auf eine Subvention für eine politische 
Partei gemacht hätten, sofort die Tür gewiesen 
hätte. In gleicher Weise verneinte er _ auch die 
Frage, ob Firmen, die im Zusammenhang mit 
Flugzeugkäufen mit Gegengeschäften betraut 
wurden, aus Dankbarkeit für diese Geschäfte an 
politische Parteien Gelder oder Subventionen ge­
geben hätten. Auch eine Zusatzfrage, ob Firmen 
allenfalls Offizieren oder Generälen solche An­
gebote gemacht hätten, verneinte der Zeuge mit 
dem Bemerken: "Nein, davon hätten mir die 
Herren sicherlich Mitteilung gemacht." 

Zusammenfassend gelangt der Unter­
suchungsausschuß zu folgender Feststellung: 

Das Gerücht, wonach im Zusammenhang 
mit Flugzeugankäufen politischen Parteien 
Geldbeträge zugeflossen seien, ist durch das 
Untersuchungsergebnis widerlegt worden. 
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b) An Militärpersonen oder I hätten. Es sei ihnen auch 
an der e Per s 0 n e n anderen Personen solche 

. worden seien. 

nicht bekannt, daß 
Angebote gemacht 

Der Ausschuß führte seme Untersuchungen 
auch in der Richtung, ob im Zusammenhang mit 
der Anschaffung von Heeresgerät allenfalls Zu­
wendungen an Militärpersonen oder andere Per­
sonen gemacht wurden. 

Major Czak erklärte hiezu, daß er Erzäh­
lungen von Offizieren über Provisionsangebote, 
die ihnen im Ausland gemacht worden seien, 
gehört habe. So sei ihm bekannt, daß ein Offi­
zier, der. vor Jahren anläßlich einer Auslandsreise 
ein Gerät besichtigt habe, obwohl er für den 
Ankauf oder die Beschaffung dieses Gerätes nicht 
zuständig gewesen sei, gefragt wurde, wieviel 
Prozent man, sollte es zu einem Geschäfts­
abschluß kommen, beim ersten Angebot auf­
schlagen solle. Der Offizier habe diese Frage 
aber nicht verstanden. Daraufhin habe ihm der 
Gespächspartner deutlicher gesagt, es sei so 
üblich, daß je nach Land zwischen 10 und 
20 Prozent auf die Angebote über den tatsäch­
lichen Preis des Gerätes aufgeschlagen würden. 
Bei diesem Offizier handelte es sich um den 
Oberst des Generalstabs Kuntner. 

l)arüber befragt, ob ihm im Zusammenhang 
mit einer Auslandsreise eine Provision oder eine 
Zuwendung angeboten worden sei für den Fall, 
daß er ein günstiges Urteil über eine bestimmte 
Marke abgeben werde, sagte Kuntner aus, am 
Ende der fünfziger Jahre zur Besichtigung eines 
Centurion-Panzers und eines optischen Gerätes 
in England gewesen zu sein. Auf seine Be­
merkung, er könnte sich vorstellen, daß das 
österreichische Bundesheer an diesem Gerät 
Interesse habe, wobei er betonte, daß er aber 
weder Einkäufer noch Unterhändler sei, fragte 
ihn der Händler, wieviel Prozent er beim An­
gebot zuschlagen solle. Auf seine Entgegnung, 
das nicht zu verstehen, meinte der Händler: 
Außereuropäische Einkäufer sagen uns immer, 
wir mögen soundso viele Prozent für den Ein­
käufer aufschlagen. Daraufhin· machte Kuntner 
den Händler aufmerksam, daß er aus Mittel­
europa komme und kein Einkäufer sei; damit 
sei das Problem für ihn erledigt gewesen. Er 
wäre damals und sei auch heute nicht im Waf­
fengeschäft tätig und habe die Kußerung des 
Händlers überhaupt nicht ernst genommen. 

Oberstleutnant Kollowrat erklärte auf Be­
fragen, daß ihm von Flugzeughändlern oder 
-verkäufern nie persönliche Geschenke angeboten 
worden seien. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried, Oberst­
Intendant Dkfm. Kanitzer und General Seitz 
erklärten zu diesem Thema, daß sie nie Pro­
visions angebote . od.er Geschenke - abgesehen 
von' den üblichen kleinen Werbegeschenken, wie 
z. B. Kalender, Kugelschreiber u. ä. - erhalten 

Minister a. D. Dr. Prader erklärte zu der 
Aussage, daß einem höheren Militär Provisionen 
angeboten worden seien, daß ihm davon nichts 
gemeldet wor..den sei. Grundsätzlich müsse er 
sagen, daß gerade im Waffengeschäft ein inter­
nationaler Firmenkampf tobe, der an Methoden 
erinnere, wie man sie nur vom Wilden Westen 
her kenne. Es sei unglaublich, was sich auf die­
sem Gebiet abgespielt habe. Als Minister habe 
er des öfteren um Gutachten gebeten. Kaum 
aber hätten die Konkurrenzfirmen von einem 
Gutachten erfahren, sei eine Kampagne gegen 
den Gutadlter begonnen worden. Das habe 
schließlich dazu geführt, daß Prader von den 
Technikern fast keine Gutachten mehr bekom­
men habe. Deswegen habe er die Waffen- und 
Gerätekommission gegründet, um diese Ent­
scheidungen in die Anonymität zu bringen. Da 
hat man schwer sagen können, die ganze Kom­
mission sei bestochen gewesen. 

General Fussenegger antwortete auf die Frage, 
ob er gehört habe oder ihm mitgeteilt worden 
sei, daß irgendeinem Angehörigen des Bundes­
heeres im Zusammenhang mit Flugzeugankäufen 
Angebote in Form von Geld oder Geschenken 
gemacht worden seien: 

"Ein- oder zweimal hat man mir davon er­
zählt. Daraufhin habe ich ein Protokoll auf­
nehmen lassen wollen. Dann haben alle gesagt, 
nein, das habe ich nicht so gemeint." 

Er habe den Betreffenden hinausgeworfen und 
gesagt, er solle nicht verleumden. 

Auf die ausdrückliche Frage, ob er sich daran 
erinnere, von wem die Rede gewesen sei, er­
klärte er: 

"Alle Herren, die im Einkauf tätig waren, 
waren bei gewissen Leuten grundsätzlich ver­
dächtig. Es gibt Schmutzfinke, die glauben, wenn 
einer im Einkauf tätig ist, hat er die Hand 
offen. Ich bin aber überzeugt, daß die meisten 
eine saubere Weste haben. Daher muß man sie 
decken. Ich habe mir solche grundlose Beschul­
digungen verbeten und gesagt: Sofort ein Pro­
tokoll aufnehmen!" 

Auf die Zusatzfrage, ob er jemanden kenne, 
der konkret beschuldigt worden sei, Geschenke 
angenommen zu haben, und den Hinweis darauf, 
daß die Frage beantwortet werden müsse, wenn 
er etwas wisse, sagte General Fussenegger, daß ein 
Name genannt worden sei. Er habe aber den 
Betreffenden hinausgeworfen, weil sich dieser ge­
weigert habe, das unter Protokoll auszusagen. 

Zusammenfassend gelangt der Ausschuß zu 
folgenden Feststellungen und Empfehlungen: 

1. Durch die Untersuchung ist kein Fall 
einer Bestechung festgestellt worden. 
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2. Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
Versuche einer Bestechung - wenn auch 
ergebnislos - unternommen worden sind. 

3. Es erscheint unbedingt notwendig, alle 
Militärpersonen und Dienststellen anzuweisen, 
auch schon jeden Versuch einer Bestechung 
oder einer unzulässigen Beeinflussung sofort 
der vorgesetzten Dienststelle zu melden. 

4. Sofern eine solche Weisung schon besteht, 
ist sie wieder in Erinnerung zu bringen. 

2. Ankauf von SAAB-Flugzeugen der 
Type 105 ö (erste Anschaffung) 

a) I n t ern e Kau fan b ahn u n g 

Der Ausschuß befaßte sich mit der Frage, wie 
, es zur Anschaffung der Flugzeuge der Type 

·SAAB 105 ö für das österreich ische Bundesheer 
gekommen ist. 

Der Leiter der {\bteilung Flugwesen des Amtes 
für Wehrtechnik im Bundesministerium für Lan­
desverteidigung Generalmajor Dipl.-Ing. Mühl­
bacher sagte aus, vom Bundesminister Dr. Prader 
als Leiter einer Auswahlgruppe dazu bestimmt 
worden zu sein, Flugzeuge, die für einen Ankauf 
durch das österreichische Bundesheer in Betracht 
kämen, näher anzusehen. 1965 und 1966 habe 
er verschiedene Reisen gemacht und zwei ame­
rikanische Kampfflugzeuge - DOUGLAS F 4 
und DOUGLAS F 5 - besichtigt. Die Auf­
gabensteIlung war, ein Flugzeug zu finden, das 
für die Luftraumüberwachung in österreich ge­
eignet sei, Aufklärung betreiben könne, zur 
Erdkampfunterstützung eingesetzt werden 
könne und nach Tunlichkeit leicht zu fliegen 
sei. Diese beiden Typen seien von öster­
reichischen Piloten in Amerika praktisch erprobt 
worden. 

Es kam dann auch zu einer Einladung, den 
DRAKEN in Schweden zu besichtigen. Nach 
verschiedenen Vergleichen hätte man festgestellt, 
daß es für österreich das zweckmäßigste sei, den 
DRAKEN zu beschaffen. 

,Bezüglich der SAAB 105 entnehme er seinen 
Unterlagen, daß er erstmals im Oktober 1%6 
den Auftrag erhalten habe, sich mit der Firma 
Saab ins Einvernehmen zu setzen und infor­
mativ anzufragen, wie teuer solch ein Flugzeug 
wäre. Als Richtpreis wurde ihm von der öster­
reichischen Generalvertretung für diese Maschine 
ein Betrag von umgerechnet 12,8 Millionen 
Schilling bekanntgegeben. In diesem Richtpreis 
waren außer der normalen Grundausstattung 
zwei Funkgeräte, eine Navigationsanlage und 
ein Kreiselvisier eingeschlossen. 

Nach Brigadier Hauck sollte die SAAB 105 
der Ausbildung der Düsenpiloten dienen, wobei 
man diese Maschine umso eher als die geeig­
netste angesehen habe, als man damit auch ver-

schiedene andere Aufgaben hätte lösen können. 
Ernstzunehmende Bedenken gegen den Ankauf 
der SAAB 105 ö seien nicht erhoben worden. 

General Seitz teilte dem Ausschuß mit, daß 
eine Unterkomm iss ion der Luftraumverteidi-' 
gungskommission, die Jabo-Kommission, unter 
Brigadier Freihsler, die Aufgabe hatte, Flug­
zeugtypen festzustellen, die für eine Anschaffung 
in Betracht kämen. Bei der Abstimmung sei die 
Mehrheit für den Ankauf einer Staffel Schul­
flugzeuge und zwei Staffeln Abfangjäger ge­
wesen, die Minderheit, der er selbst angehört 
habe, sei für zwei Staffeln Schulflugzeuge und 
eine Staffel Abfangjäger eingetreten. Praktisch 
seien aber nur die Schulflugzeuge und nicht die 
Abfangjäger realisiert worden. Was die Frage 
der Flugzeugtype betrifft, habe die Luftraum­
verteidigungskommission die DOUGLAS F 5 
für die beste MasChine gehalten. Für diese Ma­
schinen hätten aber sämtliche Pisten verlängert 
werden müssen, daher habe sich die Luft­
raumverteidigungskommission zunächst für 
20 SAAB 105 ausgesprochen. 

General Seitz wurde darüber befragt, ob vor 
der Anschaffung von 20 SAAB 105 jemals der 
Landesverteidigungsrat mit Flugzeugankäufen 
befaßt worden sei. Wie Seitz erklärte, wäre es 
praktisch bei der SAAB 105 das erstemal der 
Fall gewesen, daß der Landesverteidigungsrat in­
formiert wurde. Seiner Meinung nachsähe die 
Geschäftsordnung des Landesverteidigungsrates 
eine Informationspflicht nicht vor. 

Bundesminister Dr. Prader erklärte hiezu, daß 
der Landesverteidigungsrat nie mit Geräte­
beschaffungen für das Bundesheer befaßt wor­
den sei. Bei der SAAB 105 habe es sich um etwas 
ganz anderes gehandelt. Es sei darum gegangen, 
eine Konzeption für die, weitere Luftrüstung in 
Kombination mit der LuftraumüberwaChung und 
der Erstellung der operativen Planung für den 
Bereich "Luft" vorzulegen. In österreich sei 
nämlich die Frage aufgetaucht; ob man wegen 
der großen finanziellen Belastung auf dem Luft­
rüstungssektor überhaupt etwas machen soile. 

Diese Frage sei deswegen zur, Debatte gestellt 
worden, weil die alten Geräte nicht mehr flug­
tauglich waren. Es war zu entscheiden, ob öster':' 
reich auf diesem Sektor überhaupt weitermachen 
soll oder nicht. Wenn österreich weitermachen 
wollte, mußten neue Flugzeuge bestellt werden; 

Es sei aber auch ein politisches Moment dabei 
gewesen, nämlich ein außenpolitisch'es. Dok­
tor Prader habe daher dem Landesverteidigungs­
rat diese Umrüstungaus prinzipiell~n G,ründen 
v<;>rgelegt. 

Auf die Frage, ob der Landesverteidigungsrat 
nach seiner Geschäftsordnung mit dem Ankauf 
der SAAB 105 zu befassen war, antwortete 
Minister Dr. Prader mit ,;Neiri".Er habe den An-
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kauf der SAAB 105 ö nur deshalb vürgebracht, 
weil man im Landesverteidigungsrat der Mei­
nung sein hätte können, daß das Bundesheer 
vün ,einer Verwendung vün Düsenflugzeugen 

. überhaupt absehen sülle. 

In den dem Untersuchungsausschuß vürgeleg­
ten ,Auszügen aus den Beschlußprütüküllen des 
Landesverteidigungsrates ist über seine Sitzung 
vüm 20. Juli 1967 fülgendes festgehalten: 

"Nach einem mündlichen Bericht des Bun­
desminis'ters für Landesverteidigung betreffend 
Nachfülgemuster SAAB J 29 und nach Darle­
gungen über die Frage der Luftraumverteidigung 
nimmt der Landesverteidigungsrat die Anschaf­
fung vün 20 Flugzeugen der Type SAAB 105 XT 
zur Kenntnis. 

Hinsichtlich des Ausbaues der Anlagen und 
Einrichtungen für die flugleitungsmäßige Einsatz­
führung nimmt der Landesverteidigungsrat vün 
diesem Bericht Kenntnis und ersucht' den Bun­
desminister für Landesverteidigung, die zweck­
mäßige Vürsürge zu treffen und dem Landes­
verteidigungsrat zu berichten. Desgleichen hin­
sichtlich der für einen späteren Zeitpunkt in Aus­
sicht genümmenen Anschaffung vün zwölf Ab­
fangjägern und vün verschiedenen Hubschrauber~ 
typen." 

In einem diesem Beschlußprütüküll als Beilage 
angeschlüssenen Bericht über das Nachfülge­
muster SAAB J 29 der Sektiün III des Bundes­
ministeriums für Landesverteidigung, Gruppe 
Operatiün, heißt es wörtlich: 

"Für die Aufgaben der Erdkampfunterstüt­
zung braucht kein eigenes Flugzeug angeschafft 
zu werden, süfern es einen geeigneten Flugzeug­
typ gibt, der süwühl die nütwendige Aufgabe 
eines ,Düsentrainers süwie bei Bewaffnung die 
Aufgaben der Erdkampfunterstützung, bei ent­
sprechender Ausstattung auch die eines Aufklä­
rungsflugzeuges erfüllen kann. 

Das Bundesministerium , für Landesverteidi­
gung erachtet es daher für richtig, die Anschaf­
fung der SAAB 105 XT in den österteichischen 
Luftstreitkräften ins Auge zu fassen, die alle 
diese Fürderungen zu erfüllen scheint. Die 
SAAB 105 XT wäre zwar nicht als Nachfülge­
muster für die SAAB J 29 anzusehen, würde 
aber in ihren Leistungen gegenüber dieser älteren 
Maschine nicht abfallen." 

In einem Prütüküll übe'r die Sitzung der 
Luftraumverteidigungskümmissiün vüm 18. Juli 
1967 heißt es u. a.: ' , 

"Die Luftraumverteidigungskümmission kam 
mehrstimmig überein, 'die Flugzeuge SAAB 
105 XT und SAAB 2 Mach (DRAKEN üder 
VIGGEN) zur Beschaffung vürzuschlagen." 

Nach einem Aktenvermerk der Planungsabtei­
lung A vüm 27. Juli1967 hat der Bundesminister 

für Landesverteidigung, gestützt auf den Beschluß 
der Luftraumverteidigungskümmissiün vüm 
18. Juli 1967 und eine innerministerielle Bespre­
chung'vüm 19. Juli 1967, verschiedene Maßnah­
men, u. a. die umgehende Beschaffung von zwei 
Staffeln (20 Stück) SAAB 105 xi' vürgesehen, 
gegen deren Verwirklichung vün den bei dieser 
Sitzung Anwesenden kein Einspruch erhüben 
wurde.' , 

Hievün wurden laut Verteiler des betreffenden 
Aktenstückes fülgende Persünen verständigt: 
General Seitz, Heereschefingenieur Biely, Ge­
neral Vügl, General Dr. Paumgartten, Ge­
neralmajür Lube, Brigadier Bizek," Brigadier 
Maurer, Brig3ldier Freihsler, Brigadier Leeb, 
Brigadier Mader, Oberst Scharff, Oberst Hauck 
und Oberst Habermann. 

Auch in einer Beilage zu einem Aktenvermerk 
der Adjutantur vüm 2. August 1967 heißt es u. a.: 

"Auf Grund ,der am 19. Juli 1967 unter dem 
Vürsitz des Herrn Bundesministers stattgefun­
denen Besprechung ,der mit ZI. XXXXXXXXX 
vorgelegten Beschlüsse der LuftraumvertBidi­
gungskümmissiün sowie auf Grund des Vürtrages 
des Luftraumverteidigungskünzepts in der 
Sitzung ,des Landesverteidigungsrates vüm 20. Juli 
1967 wurde fülgendes Vürhaben festgelegt: Es 
sind umgehend zwei Staffeln (20 Stück) 
SAAB 105 XT zu beschaffen." 

Majür Czak erklärte vür dem Ausschuß, aus 
einer ihm bekannten Stellungnahme des Kom­
mandüs der Luftstreitkräfte gehe hervür, daß in 
der Sitzung der Luftraumverteidigungskümmis­
siün vüm 18. Juli 1967 die Anschaffung vün 
Düsenflugzeugen für das Bundesheer behandelt 
wurde. Entgegen den Vo.rschlägen dieser Küm­
missiün seien keine Ho.chleistungsflugzeuge, so.n­
dern 20 bzw. 40 SAAB 105 Ö gekauft wo.rden. 
Das Ko.mmando. der Luftstreitkräfte' sei in diese 
Planung nicht eingeschaltet gewesen. Ein Düsen­
schulflugzeug wäre nach Ansicht des Ko.mmandüs 
der Luftstreitkräfte gar nicht no.twendig gewesen, 
weil die FOUGA MAGISTER nach Grundüber­
hülung auf Jahre hinaus für die Düsenpilüten­
schulung hätte eingesetzt werden können. 

In diesem 'Zusammenhang verwies Majür Czak 
auf einen Presseartikel, wünach man über den 
Kampfwe~t dieser Maschine kaum geteilter Mei~ 
nung sein könne, und zitierte Brigadier Mader, 
der gesprächsweise erwähnt, haben süll, daß die 
SAAB 105 ö für die Wahrung der Ho.heitsrechte 
so. geeignet sei wie ein Vo.lkswagen als Funk-
streifenwagen zur Verfülgung eines Po.rsche. ' 

Auch habe Brigadier-Ingenieur Dr. Sigmund 
vo.m Amt für Wehrtechnik Czak mitgeteilt, daß 
er als Vürsitzender des Arbeitskreises"Flugstruk­
tur" Expertisen, über allgemeine Flugprübleme 
und auch über die SAAB 105 erstellt hätte. Da­
nach wüßte er ,über die technischen Hintergründe 
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der Flugzeugankäufe Bescheid, und aus seiner 
Studie aus dem Jahre 1965 betreffend einen Ver­
gleich der SAAB 105 mit Kampfflugzeugen der 
Nachbarstaaten ginge hervor, daß diese Maschine 
kein Kampfflugzeug und als Düsentrainer eine 
der teuersten Maschinen sei. Sigmund hatte all­
gemein von der Anschaffung abgeraten. 

Auf die Frage, ob das Kommando der Luft­
streitkräfte in die Planung des Ankaufes der 
ersten Serie SAAB eingeschaltet worden sei, teilte 
Brigadier Mader dem Ausschuß mit, daß er zur 
damaligen Zeit diesem Kommando nicht ange­
hörte, aber wisse, daß das Kommando der Luft­

-streitkräfte nicht eingeschaltet war. Von den 
Luftstreitkräften waren beim -Ankauf - der 
SAAB 105 ö nur einzelne Personen, soweit sie 
Mitglieder der Luftraumverteidigungskommission 
waren, in beratender Funktion tätig. 

Die 'Stellungnahme des Kommandos der Luft­
streitkräfte war nach Brigadier Mader die, daß 
die SAAB -105 ö ein ausgezeichnetes, möglicher­
weise das modernste Schulflugzeug, als Ein­
satzflugzeug aber nur bedingt geeignet sei. Das 
einzige, was die SAAB 105 ö könne, sei aie Erd­
kampfunterstützung. Im übrigen bezeichnete er 
die Anschaffung der SAAB lOS. ö als eine Not­
geburt. Aus Mangel- an Mitteln für verschiedene 
Arten von Flugzeugen, vor _ -allem für Hoch­
leistungsmaschinen, habe man versucht, _ mit 
ein e m Maschinentyp die Voraussetzungen für 
Schulung und auch für andere V erwend~ngs­
möglichkeiten - zu erfüllen. Über ausdrilckliches 
Befragen erklärte der Zeuge, daß die Anschaf­
fung der SAAB 105 ö als Ersatz für die aus­
-laufende J 29 als Trainingsflugzeug erfolgte.-

Auf die Frage, wie er vom Ankauf einer 
neuen Type erfahren habe, erklärte der ehe~ 
malige Generaltruppeninspektor General i. R. 
Fussenegger wörtlich: 

"Die SAAB J29 war im Auslaufen, und es 
war klar, _ daß wir eine neue Type anschaffen 
müssen. 

Flugzeugbesprechungen hat es öfters gegeben. 
Auf einer solchen Besprechung - ich kann aber 
heute nicht mehr sagen, wer da dabei - war -
tauchte die Frage auf, welchen Ersatz wir für 
die J 29 ins Auge fassen sollten. 

In Betracht gekommen wäre die MIRAGE. 
Wegen des MIRAGE-Skandals in Frankreich 
hatten aber alle Bedenken. 

Ferner standen zwei amerikanische Flugzeuge 
zur Debatte, die aber im Auslau:fen waren. Ein 
neuer Typ sollte erst entwickelt werden. 

Es wäre auch dieMIG 21 in Betracht gekom­
men, aber da war es fraglich, ob wir die -über­
haupt bekommen. 

Schließlich ist noch ein schwedisches Flugzeug 
in Erwägung gezogen worden, und da: war zum 

ersten Mal von der SAAB 105 ö die Rede. Nach 
langem Hin und Her ist beim Minister die Ent­
scheidung gefallen, die SAAB 105 ö zu kaufen." 

Der General des Intendanzdienstes Dr. Zobel 
bestätigte auf Befragen; daß er als der für die Be­
schaffung -und das Finanzwesen im Bundesheer 
verantwortliche Sektionsleiter beim Ankauf der 
SAAB 105 ö weder von der Luftraumverteidi­
gungskommission n~ch von der Waffen- und 
Gerätekommission konsultiert wurde. Im großen 
und ganzen habe die Einkaufsabteilung A nur 
die kaufmännische Abwicklung durchgeführt. 
Bei der Anschaffung der SAAB 105 ö war weder 
er noch eine Abteilung seiner Sektion in den an­
geführten Kommissionen vertreten. 

Unmittelbar nach Bildung der Luftraumvertei­
digungskommission, und zwar im September 
1964, habe er den Bundesminister Dr. Prader 
im Hinblick auf die wirtschaftlichen Momente, 
die für diese Kommission von Bedeutung wären 
und die für die Beurteilung der Sicherstellung 
des Ankaufes von Flugzeugen mitbestimmend 
seien, um Aufnahme in diese Kommission gebe­
ten. Er habe in _diesem Zusammenhang auch auf 
Ankäufe -~~n Flugzeugen in anderen e,uropä­
ischen Ländern hingewiesen, wo man wirtschaft­
liche Belange vernachlässigt habe. Seinem -- Ersu­
chen um Beiziehung als Fachberater zu den an­
geführten Kommissionen wurde nicht entspro­
chen. Der Bundesminister habe ihm lediglich mit­
geteilt, er werde fallweise herangezogen werden. 
Er sei allerdings zu den Sitzungen dieser Kom­
missionen nie eingeladen worden. 

Oberst Hügel, Leiter der Abteilung Luftzeug~ 
gerät, bestätigte auf Befragen, daß seine Abtei­
lung auf Grund der Geschäftseinteilung bei jeder 
Anschaffung von einschlägigem Gerät einzuschal­
ten sei. Im Falle der SAAB 105 ö sei dies 
aber nicht geschehen, und seine Abteilung habe 
auch keinen Beschaffungsantrag gestellt. Auf die 
Frage, was er veranlaßt habe, als er festgestellt 
hatte, daß die erste SAAB-Serie ohne Beschaf­
fungsantrag in Auftrag gegeben worden sei, er­
klärte er, daß er das zur Kenntnis nehmen mußte, 
weil es sich um eine Weisung des Bundesministers 
gehandelt habe. Seinem Erinnern nach habe er 
den Beschaffungsakt kurzfristig zur Einsicht be­
kommen. über den Sinn der Vorlage eines Be­
schaffungsaktes an die Abteilung Luftzeuggerät 
befragt, führte der Zeuge aus, daß es Aufgabe 
seiner Abteilung wäre, Mängel bzw. das Fehlen 
notwendiger Erfordernisse festzustellen, um für 
Abhilfe zu sorgen. Da ihm der Beschaffungsakt 
nur kurzfristig zur Verfügung gestanden sei, 
könne er konkret nicht sagen, ob oder was alles 
versäumt worden sei. 

Bundesminister a. D. Dr. Prader erklärte hie­
zu, daß der Modus eines Beschaffungsantrages 
nur beim Ankauf kleinerer Geräte üblich war, 
nicht jedoch bei grundsätzlichen Konzeptionen, 
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wie z. B. bei der. Einführung neuer Waffen­
systeme. Da sei die Entscheidung auf einer an­
deren Ebene gefallen. Eine Umrüstung habe mit 
einem normalen Beschaffungsantrag, also mit 
dem normalen Versorgungslauf, gar nichts zu 
tun. Da spielten politische, militärische und 
finanzielle überlegungen eine Rolle. 

Am 7. Juli 1970 hielten anläßlich der über­
nahme der ersten SAAB 105 Ö durch das öster­
reichische Bundesheer Bundesminister Freihsler 
und der Generaldirektor der Saab-Werke 
Dr. Mileikowsky Ansprachen. Im vorgelegten 
Redemanuskript des Bundesministers Freihsler 
heißt es u. a:: 

"Da der Luftraumverteidigung im Rahmen der 
Gesamtverteidigung schon im Frieden eine höchst 
aktive Rolle zufällt, mußte rechtzeitig für eine 
Nachfolge der SAAB J 29 Sorge getragen werden. 
Die Wahl fiel aus verschiedenen Gründen und 
Zweckmäßigkeiten auf die SAAB 105 ö in einer 
speziell für österreich ausgefertigten Export­
verSIOn. 

Die SAAB 105 ö wird in den nächsten Jahren 
das Standardflugzeug der österreichischen Luft­
streitkräfte sein. Es ist ein vielseitiges Mehr­
zweckflugzeug, das in kürzester Zeit von einem 
Schulflugzeug in ein vollwertiges Erdkampfflug­
zeug umgewandelt werden kann. Darüber hinaus 
läßt es sich, mit Kameraausrüstung versehen, als 
Kampfaufklärer und mit Sitzaustausch als Ver­
bindungsflugzeug und außerdem als Zielschlepp­
flugzeug und auch zur Bekämpfung von Trans­
portflugzeugen und Hubschraubern verwenden 
und einsetzen. 

Die an uns von den Saab-Werken gelieferte 
Exportversion ist leistungsfähiger und kampf­
fähiger als die in Schweden bei der Luftwaffe 
verwendete Version, die sich ebenfalls in der Er­
füllung der ihr übertragenen Aufgaben voll be­
währt hat. 

Die Wartungsausrüstung der SAAB 105 ö 
wurde so vereinfacht, daß für viele Arbeiten 
Wehrpflichtige ohne besondere Vorbildung her­
angezogen werden können, was - und das ist 
für uns sehr wichtig - wesentlich dazu beiträgt, 
die Wartungskosten niedrig zu halten. 

Mit der Indienststellung der SAAB 105 ö wird 
auch die gesamte fliegerische Ausbildung verein­
facht und wirtschaftlich gemacht. Der Flugschüler 
steigt von der SAAB-SAFIR, die zur Grund­
schulung dient, direkt ohne Zwischenschaltung 
auf die neuen Maschinen um. 

Die SAAB 105 ö ersetzt daher die derzeit noch 
im Dienst stehenden leichten und schweren 
Strahltrainer FOUGA MAGISTER und V AM­
PIRE und als Erdkämpfer und taktischer Auf­
klärer die SAAB J 29. 

Somit tritt ein einziges Fluggerät an die Stelle 
von bisher drei; was unsere oft so verhöhnte 

,Schmetterlingssammlung' wesentlich entlastet, da 
dies eine ed1te Standardisierung und Rationali­
sierung bedeutet. Wir geben uns durchaus keinen 
Illusionen hin und wissen sehr genau, daß das 
eben angeschaffte Fluggerät natürlich nicht die 
Aufgaben eines Hochleistungsflugzeuges erfüllen 
kann. Bevor wir uns aber darüber unterhalten, 
müssen wir erst einmal die Einführung der 
SAAB 105 Ö, die zweifellos in ihrer Art das für 
österreich optimal angepaßte Fluggerät ist, v'er­
kraften." 

In dem dem Ausschuß ebenfalls zugekom~enen 
Entwurf der aus demselben Anlaß gehaltenen 
Rede des Generaldirektors der Saab-Werke 
Dr. Mileikowsky heißt es u. a.: 

"Das heutige Ereignis ist ein bedeutender Mei­
lenstein auf dem Wege der langjährigen erfreu­
lichen Beziehungen zwischen österreich und 
Schweden und besonders zwischen dem österrei­
chischen Bundesheer und der schwedischen In­
dustrie, eine Zusammenarbeit, wie sie zwischen 
zwei neutralen Staaten nur als natürlich betrach­
tet werden kann. 

Im J;hre 1960 hat das Bundesministerium für 
Landesverteidigung die ersten Kampfflugzeuge in 
Schweden bestellt. Während fast eines Jahrzehnts 
haben diese 30 J 29 F dem Neutralitätsschutz 
österreichs im Luftraum gedient. 

1964 wurde in österreich eine umfassende Mo­
dernisierung des militärischen Schulflugzeugpark5 
in Angriff genommen, zu der Saab durch die 
Lieferung von 24 Schulflugzeugen der Type SAAB 
91 SAFIR beitragen konnte. 

1967 faßte der Landesverteidigungsrat als 
höchstes Gremium der österreichischen Bundes­
regierung in Wehrfragen den Grundsatzbeschluß, 
die Zusammenarbeit mit Schweden auf dem Ge­
biet der Ausrüstung der Luftstreitkräfte fortzu­
setzen. Dieser Entscheidung wurde ein Jahr später 
durch die Bestellung von modernen, zweistrah­
ligen Schul-, Erdkampf- und Aufklärungsflug­
zeugen der Type SAAB 105 ö Rechnung ge­
tragen. Es ist unser inIiigsterWunsch und auch 
unsere überzeugung, daß diese neuen Flugzeuge 
während vieler Jahre der österreich ischen 
Landesverteidigung sehr gut dienen werden." 

In der 83. Sitzung der XI. GP des National­
rates am 18. Dezember 1967 führte Abgeordne-
.ter Troll u. a. aus: . 

"Ich bezweifle es, ob wir ernst genommen 
werden und ob es eine wirksame Luftraumver­
teidigung gibt, wenn wir uns darauf beschränken, 
20 SAAB 105 und zwölf DRAKEN zu kaufen. 
Ich bin der Auffassung, daß wir, um ernst 
genommen zu werden, zumindest 60 SAAB 105 
brauchen und sie auf fünf Stützpunkte regional 
verteilen müssen, denn wir wissen ja nicht, wo­
her der Angriff kommt, wir wissen auch nicht, 
wohin wir operieren können. Wir brauchen 
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ebenso viele DRAKEN, denn zwei Geschwader, 
wobei ich das Geschwader mit 30 Maschinen 
beziffere, sind aus taktischen überlegungen er­
forderlich. Ich verweise dabei wieder auf die von 
mir gemachte Feststellung, daß meist etwa ein 
Drittel der Maschinen nicht einsatzfähig ist. 

Die Blanung, mehr zu kaufen oder mehr ms 
Budgetkonzept aufzunehmen, bringt ja auch die 
Preisvorteile des Händlers. Denn wenn ich 
20 SAAB 105 XT kaufe, kosten sie 400 Mil­
lionen, wenn ich 50 Stück kaufe, 850 Millionen, 
wenn ich 60 Stück kaufe, 1000 Millionen, also 
eine Milliarde. Ich verd~enedabei 200 Millionen, 
die ich anderweitig verwenden und einsetzen 
kann. Ich glaube, hier kann man nicht heute 
vom Budget 1968 auf das Budget 1969 planen 
und einkaufen. Denn hier entscheiden die Tech­
niker die Fragen der Entwicklung in der Luft­
fahrt, und man müßte sagen: österreich braucht 
im Ernstfall und braucht auch in Friedenszeiten 
ein solches Heer mit diesem Stand von Flug­
zeugen - Abfangjägern, Erdkampfmaschinen und 
so weiter." 

Auf die Frage, ob die Auffassung von Heeres­
seite gekommen sei, daß, wenn man das Bundes­
heer ernst nehmen wolle, mindestens 60 SAAB 
105 ö, verteilt auf fünf Stützpunkte, gebraucht 
würden, erklärte Dipl.-Ing. Mühlbacher wörtlich: 

"In dienstlichen Gesprächen hat- diese Frage nur 
ein einziger Herr angeschnitten, der in einer Aus­
arbeitung für 60 oder 70 Flugzeuge, aber nicht 
SAAB 105, sondern NORTHROP eingetreten ist. 
Das war der Meteorologe Dr. Sigmund, Brigadier­
Ingenieur. Die Kosten hat er mit fünf Milliarden 
Schilling angegeben. Diese Ausarbeitung ist zwar 
diskutiert worden, ich habe sie aber als reine 
Utopie heftigst bekämpft." 

Auf die Frage, wieso man die zwölf DRAKEN 
hahe ausfallen lassen, erklärte der ehemalige Bun­
desminister Dr. Prader vor dem Untersuchungs­
ausschuß wörtlich: 

"Diese zwölf DRAKEN könnte man derzeit 
gar nicht bestellen, weil wir weder die Boden­
einrichtungen noch das Personal noch auch die 
Fliegerführungseinrichtungen haben, um diese 
Geräte überhaupt betreiben zu können. Im Hin­
blick auf die STARFIGHTER-Situation in 
Deutschland habe ich eine Warnung nach der 
anderen bekommen, kein Gerät ohne die ent­
sprechenden Bodeneinrichtungen anzuschaffen." 

b) P r e i s- und K 0 s t e n e n t w i c k I u n g 
(Ver t rag s ä n der u n gen) 

Der Basispreis für eine SAAB 105 Ö der ersten 
Serie betrug nach den Angaben des Generals 
Dr. Zobel umgerechnet 15,700.000 S. Wegen ver­
schiedener Einbauten bezifferte er den Durch­
schnittspreis pro Flugzeug für beide Lieferungen 
mit 25 Millionen Schilling. 

Nach Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher sind 
gegenüber dem ursprünglichen Angebot aus dem 
Jahre 1966 und dem Preis 1968 bzw . dem, was 
es endgültig gekostet hat, hinzugekommen: die 
gesamte Elektronik, die Waffenausrüstung, die 
Bildkameras, die Raketenträger und die Fahr­
werke mit besserer Bremsleistung wegen der kur­
zen Startbahnen in österreich. Die entscheiden­
den Preisfaktoren seien die Elektronik mit un­
gefähr zwei Millionen Schilling, _ die Kanonen 
mit rund 900.000 S sowie die Raketenträger mit 
300.000 S bis 400.000 S; auch die Kamerapreise 
lägen sehr hoch. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried übergab 
dem Ausschuß eine Aufstellung, aus der die Ent­
wicklung der Preise in folge zehn nachträglicher 
Vertragsänderungen wie folgt hervorgeht: 

1. und 2. Vertragsänderung (Oktober 1968 und 
Feber 1969): Ausrüstung mit anderen Höhen­
messern wegen Lieferschwierigkeiten - Er­
höhung des Stückpreises um 57.000 S; 

3. Vertragsänderung (Mai 1969): Vereinbarung 
einer neuen tlechnischen Spezifikation - zu­
nächst keine Preis auswirkung ; 

4. Vertragsänderung (Juni 1969): Änderung der 
Funkanlage - Erhöhung des Stückpreises 
um 12.100 S; 

5. Vertragsänderung (Juni 1969): Im Zusam­
menhang mit der Bestellung der zweiten 
Serie SAAB 105 ö zusätzliche Gerätesätze, 
Test- und Bodenausrüstung auch für die 
erste Serie - Erhöhung des Stückpreises für 
alle 40 Flugzeuge um 255.500 S; 

6. Vertragsänderung (September 1969): Aus­
rüstung von 36 Maschinen mit moderneren 
Höhenmessern - Erhöhung des Stückpreises 
um 29.250 S; 

7. Vertragsänderung (Jänner 1970): Wegfall 
von Notsendern und Änderung der Fahrt­
messer - Verminderung des Stückpreises 
für alle 40 Flugzeuge um 3887"50 S; 

8. Vertragsänderung (Feber 1970): Änderung 
des Raketenbewaffnungssystems bei 20 Flug-­
zeugen - Erhöhung des Stückpreises um 
10.300 S; Ausrüstung von sechs Flugzeugen 
zur Entnahme von Luftproben - Erhöhung 
des Stückpreises um 25.000 S; 

9. Vertragsänderung (Oktober 1970): Fest­
legung der Stückpreise auf Grund voran­
gehender Vertragsänderungen. Für sechs 
Flugzeuge (alte Höhenmesser) 16,025.000 S, 
für 14 Flugzeug,e (neue Höhenmesser) 
16,054.000 S, für 14 Flugzeuge (zusätzliche 
Bewaffnungsalternativen) 16,060.000 Sund 
für sechs Flugzeuge (zusätzlich vorbereitet 
für Luftprobenentnahmen) 16,085.000 S; 

10. Vertragsänderung (Dezember 1970): Er­
streckung des Liefertermins. 
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Wie der Zeuge weiters ausführte, war nach dem 
ursprünglichen schwedischen Angebot vom Sep­
tember 1967 ein Stück preis von umgerechnet 
14,825.000 S ohne Zubehör im Gespräch. Der 
Preis sei ein veränderlicher Preis auf der Basis der 
schwedischen Indexziffern ohne Berücksichtigung 
von Einfuhrabgaben gewesen. Die Ausgleichs­
steuer habe 13 Prozent für Ersatzteile und Zu­
behör sowie 10'6 Pro~ent für die Flugzeuge be­
tragen. Auf Grund der vereinbarten Indexklausel 
habe sich schließlich für die ersten 15 Maschinen 
ein Gesamtpreis von 293,562.000 Sergeben. 

Heereschefingenieur Ministerialrat Dipl.-
lng. Biely antwortete auf die Frage, ob das 
Amt für Wehrtechnik mit technischen Änderun­
gen wie bei der SAAB befaßt werde, daß dies 
grundsätzlich Gepflogenheit sei. Auf eine Zusatz­
frage, ob er im konkreten mit den nachträglichen 
Änderungen bei der Anschaffung der SAAB­
Flugzeuge befaßt war, erklärte er, ,daß er persön­
lich damit nicht konfrontiert wurde. In diesem 
Fall habe Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher 
die Weisungen nicht über seine Person, sondern 
direkt vom Herrn Bundesminister bekommen. 

Zusammenfassend gelangt der Unter­
suchungsausschuß zu folgender Feststellung 
und Empfehlung: 

Durch nachträgliche Änderungswünsche an 
der technischen Ausstattung der SAAB-Flug­
zeuge sind erhebliche zusätzliche Kosten ent­
standen. Der Ausschuß ist jedoch der Mei­
nung, daß über den künftigen Verwendungs­
zweck und die Ausrüstung eines Flugzeuges 
bereits vor der Kaufentscheidung Klarheit 
bestehen müßte, sodaß die mit nachträglichen 
Änderungen verbundenen Preis steigerungen 
vermieden werden könnten. 

.~ Gegengeschäfte 

Im Zuge seiner Beratungen über die Anschaf­
fung von SAAB-Flugzeugen wurde im Ausschuß 
auch die Frage von Gegengeschäften zur Sprache 
gebracht. -

Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher führte da­
zu aus, daß aus Protokollen folgende überlegung 
hervorgehe: Durch die Anschaffung von SAAB­
Flugzeugen bekommt die schwedische Industrie 
Aufträge in der Höhe von 800 Millionen Schil­
ling. Es wäre daher zweckmäßig, daß auch die 
österreichische Industrie in Form von Gegen­
geschäften zum Zuge käme. Seiner Erinnerung 
nach wurden in diesem Zusammenhang Böhler 
und Vöest genannt. Auch habe er von Ver­
handlungen zwischen Semperit undVolvo ge­
~ört. 

Der Leiter der Sektion V des Bundesministe­
riums für Landesverteidigung, der General 
cl'es Intendanzdienstes Dr. Zobel, erklärte 
hiezu, daß er, als die Verhandlungen mit 

Saab geführt wurden, vom Bundesminister 
Dr. Prader den Generalauftrag hatte, unbe­
dingt auf Gegengeschäfte zu dringen. Saab stand 
schon mit Semperit in Geschäftsverbindung. 
österreichischerseits wurden Böhler und, aus der 
Munitionsindustrie die Hirtenberger Patronen­
fabrik vorgeschlagen. 

Die Abwicklung der Gegengeschäfte erfolgte 
in der Weise, daß Saab unmittelbar mit Sem­
perit verhandelt und dann mitgeteilt habe, daß 
mit Semperit ein Vertrag in der Höhe von 
100 Millionen Schilling abgeschlossen wUl'de. 

Dr. Zobel verwies .auch auf einen Aktenver~ 
merk vom 19. Juni 1968, wonach sich Saab 
bereit erklärte, die Bemühungen der österreichi­
schen Munitionsindustrie um Lieferung an die 
schwedische Armee im Rahmen ihrer MögEch­
keiten zu unterstützen. Befragt, .ob der Ankauf 
der SAAB-Flugzeuge ohne Nachweis eines Gegen­
geschäftes nicht erfolgt wäre, erklärte der Zeuge: 
"J a, eindeutig. Ohne 100 Millionen Schilling 
Gegengeschäft hätten wir nicht abgeschlossen." 

In den Fragen der Rechtsnatur und der Ver­
bindlichkeit der Gegengeschäfte äußerte sich 
General Dr. Zobel dahin, daß es sich seines Er­
achtens um kein Gegengeschäft im rechtlichen 
Sinn gehandelt habe. Wenn die 100 Millionen 
Schilling nicht erreicht worden wären, hätten 
keine Strafsanktionen bestanden. Er legte jedoch 
eine Aufstellung nach dem Stand vom 1. Jän­
ner 1971 vor, aus der hervorging, daß sich Saab­
Scania laut Aktenvermerke vom 19. Juni 1968 
und vom 16. April 1969 verpflichtete, sowohl für 
eigene als auch auf Rechnung Dritter von 1969 
bis 1979 Gegengeschäfte im Umfang von zirka 
200 Millionen Schilling zu tätigen. Nach dieser' 
Aufstellung wurden bis Ende 1970 bei Semperit, 
Böhler und Vöest Bestellungen um insgesamt 
15,338.000 Schweden kronen in Auftrag gegeben; 
bis zum gleichen Zeitpunkt ,erfolgten Lieferungen 
in einem Gesamtvolumen von 13,670.000 Schwe­
denkronen. Die voraussichtlichen Bestellungen ab 
1971 wurden in dieser Aufstellung mit sechs Mil­
lionen Schwedenkronen pro Jahr angenommen. 
Danach wären die Gegengeschäfte schon im Jahre 
1975 erfüllt gewesen. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried sagte 
aus, daß seiner Erinnerung nach die Gegen­
geschäfte im Frühjahr 1968 ins Gespräch ge­
kommen seien. Die Schweden hätten ursprüng­
lich von 75 Millionen Schilling gesprochen, der 
Rahmendes Gegengeschäftes machte aber schließ­
lich 100 Millionen Schilling aus. In erster Linie 
waren dafür die Hirtenberger Patronenfabrik, 
Semperit und seiner Erinnerung nach auch Böhler 
vorgesehen. Die Vöest wären erst beim zweiten 
Vertrag hinzugekommen. Im Gespräch war auch 
eine Siegersdorfer Kunststoff- und KabeHabrik, 
diese, wie er meinte, ebenfalls erst. bei Abschluß 
des zweiten Vertrages. Der Leiter der Sektion V 
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habe sich vorbehalten, die diesbezüglichen Ver­
handlungen grundsätzlich selbst zu führen, und 
er hat auch die Firmen selbst ausgewählt. 

Bundesminister Dr. Prader antwortete auf die 
Frage; ob ihm bekannt sei, wer die Liste jener 
österreichischen Firmen zusammengestellt habe, 
die der Saab-Scania für den Abschluß von 
Gegengeschäften vorgeschlagen worden sind, daß 
er dies nicht wisse. Er habe vor allem den Wunsch 
geäußert" der für ihn ein - sehr großes Anlieg,en 
war, daß österreich 'mit dem Puch-Pinzgauer in 
Schweden ankomme. Die Steyr-Werke hätten ihn 
da sehr bedrängt. Ihm wurde auch mitgeteilt, daß 
mit der Gummiindustrie ein übereinkommen zu­
stande gekommen sei. Das sei ein sehr großer 
Erfolg, weil so erstmalig die heimische Gummi­
industrie auf den skandinavischen Markt gekom­
men sei. 

Befragt, ob ihm bekannt sei, daß den Schweden 
ein bestimmter Firmenkreis als Geschäftspartner 
vorgeschlagen wurde; erklärte Dr. Prader: Nein, 
das habe er auch nicht vorschreiben können. Er 
hätte nur in ,einem Fall interveniert, und zwar 
wegen einer Firma in Siegersdorf. Ein Diktat, 
es müsse .bei diesen oder jenen Firmen gekauft 
werden, habe es nie gegeben. Er habe Dr. Zobel 
generell gesagt, wenn Firmen Wünsche äußerten, 
möge er das den Schweden weiter geben. Er habe 

. in einem anderen Zusammenhang nur für zwei 
Firmen interveniert, nämlich für die Hirtenberger 
Patronenfabrik und über Ersuchen der Bundes­
handelskammer für ein Unternehmen, daß 
Aggregate für die Marine herstellt. Seinen Infor­
mationen nach hätten vor dem Gegengeschäft 
keine Geschäftsverbindungen der Semperit mit 
Schweden bestanden. 

Zusammenfassend gelangt der Unter­
suchungsausschuß zu folgender Feststellung 
und Empfehlung: 

Bei Großeinkäufen österreichs im Ausland 
sind zusätzliche Aufträge an die österreich ische 
Wirtschaft in Form von Gegengeschäften 
begrüßenswert und anzustreben. Es wird hiezu 
empfohlen, Gegengeschäfte in vertraglicher 
Form abzuschließen, wobei die Einhaltung 
solcher Vertr.äge soweit wie möglich zu ge­
währleisten ist. 

3. Ankauf von SAAB-Flugzeugen der Type 
105 Ö (zweite Anschaffung) 

Eingehend beschäftigte sich der Untersuchungs­
ausschuß auch mit der Frage, wie es zur An­
schlußbestellung der weiteren 20 SAAB-Flugzeuge 
gekommen ist. 

General Seitz erklärte hiezu, daß die ersten 
20 SAAB 105 Ö eigentlich nur die ausgeflogenen 
SAAB J 29 ("Fliegende Tonnen") ersetzen sollten. 
Da aber für Ende 1971 auch ein Ersatz der 

FOUGA MAGISTER fällig war, seI 10 emer 
Sitzung einer Kommission unter dem Vorsitz 
von Oberst Dr. Tretter festgelegt worden, dem 
Minister vorzuschlagen, zu den 20 SAAB­
Maschinen weitere zehn anzukaufen, um die 
Schulmaschinen zu ersetzen. Diese Serie sollte 
aus Kostengründen an die Produktionsserie der 
ersten 20 angeschlossen werden. 

Auf den Vorhalt, daß demnach vorgeschlagen 
wurde, nur zehn weitere SAAB als Ergänzung 
anzuschaffen, entgegnete General Seitz, daß am 
12. November 1968 eine Entscheidung des Herrn 
Bundesministers erbeten wurde. Die erwähnte 
Sitzung selbst war am 25. Oktober 19b8. In Be.; 
sprechungen des Ministers mit Vertretern der 
schwedischen Firma seien in der Folge aus den 
zehn Maschinen schließlich 20 geworden. 

Brigadier Hauck führte zu diesem Fragen­
komplex aus, daß, nachdem die Anschaffung von 
zehn bis zwölf weiteren Düsentrainern akut ge­
worden war, dieses Problem auf Einladung der 
Planungsabteilung in einer innerministeriellen 
Sitzung vom 25. Oktober 1968 behandelt wurde. 
Aus Gründen der Typenvereinheitlichung wurde 
die weitere Anschaffung von SAAB 105 Ö vor­
geschlagen und nach einem Aktenvermerk der 
Adjutantur vom 19. März 1969 der Ankauf von 
20 Flugzeugen dieses Typs verfügt. Befragt, ob 
gegen die 'Anschaffung der zweiten Serie ernst­
zunehmende Bedenken erhoben worden seien, 
antwortete der Zeuge, daß dies in dieser Sitzung 
nicht der Fall war. 

Generalmajor Dipl.-lilg. Mühlbacher sagte, daß 
in wiederholten Besprechungen eine Zahl von 
über 20 SAAB 105 Ö genannt wurde, denn die 
Forderungen wurden sofort erweitert. Es hieß, 
mit Schulmaschinen allein können wir nichts an­
fangen, wir brauchen eine eigene Staffel Erd­
kampfflugzeuge und eine eigene Staffel Aufklä­
rungsflugzeuge, und dann war plötzlich von drei 
Staffeln die Rede. Dann hieß es laut Dipl.­
Ing. Mühlbacherl wir haben nicht mehr Geld, wir 
machen Staffeln mit nur acht Flugzeugen. So ist 
dann wiederholt die Zahl 30 aufgetaucht. Wir 
haben zu diesem Zeitpunkt VAMPIRE, FOUGA 
MAGISTER und SAAB J 29, zusammen 57 Flug­
zeuge, gehabt. Danach war der Pilotenstand und 
die Ausbildung ausgerichtet. In den Jahren 1968 
und 1969 hatte er den Auftrag, die Schweden zu 
fragen, ob sie weitere Flugzeuge liefern könnten. 

Dipl.-Ing. Mühlbacher sagte ferner, daß es ein­
mal hieß, es sei kein Geld da. Dann kam der Akt 
von der Sektion III, in dem stand, es wurde be­
schlossen, diese Maschine nicht nur als Schul­
maschine, sondern auch als Aufklärer und Erd­
kampfflugzeug zu verwenden. Daher sei eine 
größere Anzahl notwendig. , 

An anderer Stelle erklärte Dipl.-Ing. Mühl­
bacher, daß der Auftrag auf Bestellung der zwei­
ten SAAB-Serie für die Fliegerei überraschend 
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war. Niemand habe damit gerechnet, daß diese 
20 Maschinen bestellt wür,den. 

Auf die Frage, ob ,die Schweden zum Zeitpunkt 
unserer SAAB-Bestellung bereits entschlossen 
waren, diese Maschine nicht mehr zu erzeugen, 
erklärte Dipl.-Ing. Mühlbacher, daß dies nicht 
stimme. Wörtlich sagte e'r ,dazu: 

"Im Gegenteil. Es bestand der Vorwurf, wir 
kaufen einen Prototyp, der nur in einem Stück 
vorhanden ist. Dazu muß man sagen: Es war 
der Urtyp vorhanden. Die Schweden haben für 
diesen Zeitpunkt geplant, 200 ,dieser Flugzeuge 
zu bauen." 

Etwas später bekräftigue General Mühlbache/;", 
. daß österreich das erste Land gewesen sei, das 
diese Serie bestellt habe. 

Die mehrfach erwähnte Sitzung mit ,dem Ver­
handlungsgegenst,and "Materielle Bereitstellung 
von Düsenmaschinen für den Ausbildungsbetrieb" 
hat am 25. Oktober 1968 im großen Sitzungs­
saal ,des Bundesministeriums für Landesverteidi­
gung unter dem Vorsitz des Leiters der Planungs­
abteilung A Oberst Dr. Tretter stattgefunden. 
Weitere Teilnehmer waren Brigadier Bizek, Briga­
dier Dipl.-Ing. Mühlbacher, Brigadier Hauck, 
Oberst Hügel, Sektionsrat Vock, Dipl.-Ing. Franz, 
Major Thurner und Major Grigar. 

Das Verhandlungsergebnis ist in einer Infor­
mation der Planungs abteilung A für den 
Bundesminister vom 5. November 1968 wie folgt 
protokolliert worden: 

"Im Hinblick auf die laut LuftAbt. erforder­
liche Doppelbesetzung der SAAB 105 ö ist ein 
Flugstundensoll für Düsentraining von rund 
1260 Flugsqmden/Jahr erfor,derlich, um mit der 
Einführung der SAAB 105 Ö in das öBH über 
40 Düsenpiloten verfügen zu können. Dieses Er­
fordernis setzt den Bestand von zehn bis zwölf 
Düsentrainern voraus. 

Zur materiellen Abdeckung dieses Erforder­
nisses wurde grundsätzlich von ,allen Teilnehmern 
festgestellt, daß die Aufrechterhaltung des Düsen­
flugbetriebes (Schul- und Einsatzbetrieb ) nur dann 
möglich ist, wenn umgehend zehn plus zehn ist 
gleich weitere 20 SAAB 105 Ö bestellt bzw. eine 
Option auf diese Stückzahl mit der Firma Saab 
abgeschlossen wird. 

Die Kri1:erien hiezu sind: 

a) Die eingeleitete Beschaffung von 20 SAAB 
105 ö bindet das öBH mindestens zehn 
bis 15 Jahre an diese Type. 

Nach den zur Verfügung stehenden 
Erfahrungswerten ,und den bisherigen 
österreichischen Unfallsraten wäre für die 
Ersatzplanung eine Normalverlustrate für 
Luftfahrzeuge dieser Leistungsklasse und 
der vorgesehenen Verwendung mit fünf 

Maschinen/l0.000 Flugstunden einzu-
kalkulieren. 

Auf die 20 SAAB 105 ö umgelegt be­
deutet dies, daß in zehn Jahren mit den 
in Beschaffung stehenden 20 Maschinen 
kein Staffelbetrieb mehr aufrechterhalten 
werden kann. Eine Nachbeschaffung von 
mindestens zehn Flugzeugen für das 
J aBoGeschwader ist daher unerläßlich. 

Stellt' man für Ausbildungszwecke einen 
Ersatz für die derzeit im Dienst stehenden 
FOUGA MAGISTER in Rechnung, ergibt 
sich somit die Notwendigkeit einer Be­
schaffung vo~ weiteren zehn Stück, wobei 
diese für den Schulungsbetrieb vor­
gesehenen Maschinen mit einer einfacheren 
Bordausrüstung geliefert werden könnten. 

b) Für die Nachbestellung von 20 Stück 
SAAB 105 Ö muß bis spätestens erstes 
Quartal 1969 eine Option an die Firma 
Saab gegeben werden. Die für den 
Schulungsbetrieb erforderlichen Maschinen 
müssen im Anschluß an die erste Liefer­
rate der bereits laufenden Bestellung bis 
Mitte 1971 verfügbar sein, weil 

eine Grundüberholung der FOUGA 
MAGISTER, zeitlich gesehen, den Engpaß 
an verfügbaren Düsenmaschinen im Zeit­
raum Mitte 1969 bis Ende 1970 nicht be­
heben kann und eine 

Teilüberholung der FOUGA MA­
GISTER deren vertretbare Flugtüchtigkeit 
nur bis maximal Mitte 1971 verlängert. 

Die Lieferung der für ,das J aBoGeschwader 
zwecks Auffüllung zu bestellenden zehn Ma­
schinen kann mit 1973 terminisiert werden. 

Eine fallweise Bestellung von geringen Stück­
zahlen nach Bedarf ist aus fertigungstechnischen 
Gründen nicht möglich und aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht vertretbar." 

Das Protokoll enthält weiters eine Darstellung 
der Vor- und Nachteile versch~edener Varianten 
des Umbaues bzw. der überholung der FOUGA 
MAGISTER zur Beseitigung des materiellen 
Engpasses von Düsenmaschinen im Zeitraum 
von Mitte 1969 bis Ende 1970 und schließt wie 
folgt: 

"Der Leiter LuftAbt. stellt abschließend dazu 
fest, ,daß mit ,dieser Problemlösung die Beschaf­
fung von Abfangjägern unberührt bleibt. 

Der Herr Bundesminister wird gebeten, die 
Verwirklichung des Mehrheitsbeschlusses zu fge­
nehmigen. " 

Zur Information der Planungsabteilung A 
hat am 12. November 1968 der Leiter der 
Sektion III folgenden Aktenvermerk unterzeim­
net: 
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"Die beiliegende Information enthält neben 
einer Situationsdarstellung das einhellig erstellte 
Sitzungsergebnis, das mit der Bitte um Entschei­
dung dem Herrn Bundesminister zu übermitteln 
wäre." 

Auf die unterschiedliche Wiedergaobe des Ab­
stimmungsergebnisses der Sitzung vom 25. Ok­
tober 1968 angesprochen, ,erklärte General Seitz: 

"Dieser Vorschlag ist einstimmig an den Mini­
ster erg,angen. Irrtümlich war im Akt von ,mehr­
heitlich' die Rede." 

Major Czak, der kein Mitglied ,der Luftraum­
verteidigungskommission war, sagte aus, von 
einem Geschäftsstück betreffend "Planung des 
Heeresaufbaues; Gesamtstruktur - Luftraum­
verteidigungskommission " zu wissen. Aus ,diesem 
Erlaß sei ihm hekannt, daß die Mehrheit der Mit­
glieder der Luftr,aumverteidigungskommission 
nur für eine Staffel, nämlich zwölf SAAB-Ma­
schinen, gestimmt habe und daß, auch Experten, 
so z. B. General Dipl.-Ing. Mühlbacher, die Auf­
nahme des Flugbetriebes mit einem Abfangjäger 
in zwei bis drei Jahren, also 1970/71, für möglich 
gehalten hätten. 

Nach Dr. Zobel gehörten der Luftraumvertei­
digungskommission an: Seitz, der den Vorsitz 
geführt habe, Biely, Vogl, Lube, Paum~artten, 
Maurer, Leeb, Mader, Duic, Freihsler, Hauck und 
Habermann. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried be­
merkte auf Befragen, daß bei den Beratungen 
und Gesprächen über den Ankauf der ersten 
SAAB-Serie immer nur von 20 und nie von 
40 Maschinen die Rede gewesen sei.-
- Bundesminister a. D. Dr. Prader begründete 

die Anschaffung der zweiten SAAB-Serie damit, 
daß diese nur als Ersatz für ausf,allende Geräte 
und als nichts anderes ,dienen sollte. Die Düsen­
trainer konnten gleichzeitig als Einsatzmaschinen 
Verwendung finden, sodaß mit einer Kapazität 
von 40 SAAB-Flugzeugen unter billigeren Be­
dingungen ein wesentlich höherer Einsatzwert er­
reicht worden sei, als dies früher der Fall war. 

Brigadier Mader erklärte, daß das Kommando 
der Luftstreitkräfte in die Planungsarbeiten des 
Ankaufs der weiteren 20 SAAB 105 ö einge­
schaltet worden sei, daß man aber nicht gut von 
einer zweiten Serie sprechen könne. Als ein Nach­
folgemuster für die "Fliegenden Tonnen" f,est­
gelegt worden sei, habe das Kommando der Luft­
streitkräfte die Frage des Ersatzes der Düsen­
trainingsflugzeuge, der FOUGA MAGISTER und 
der VAMPIRE, angeschnitten. Beide Typen waren 
längst im Auslaufen. Das Kommando der Luft­
streitkräfte habe daher vorgeschlagen, für die sol­
cherart ausfallenden Düsentrainer noch mindestens 
zehn SAAB 105 ö anzuschaffen. Zu den bereits 
bestellten 20 SAAB-Maschinen wären mindestens 
zehn weitere notwendig gewesen, um den Bedarf 
an Schulflugzeugen zu decken. Da man 'auch damit 
rechnen müsse, daß Maschinen ausfallen, sei man, 

glaube er, auf eine Zahl von insgesamt 40 SAAB 
105 ö gekommen. Befragt, ob die Aufgabe der 
Schulung und des Trainings nicht mit den ersten 
20 Flugzeugen zufriedenstellend gelöst hätte wer­
den können, antwortete Brigadier Ma,der, daß dies 
mit einer gewissen übergangszeit, in der die 
FOUGA MAGISTER um 2·5 Millionen Schilling 
pro Flugzeug von Grund auf überholt hätte wer­
den müssen, gegangen wäre. 

Major Czak teilte ,dem Untersuchungs ausschuß 
mit, daß ihm der frühere Generaltruppeninspek­
tor erzählt habe, daß er beim Bundesminister 
gegen den Ankauf der weiteren 20 SAAB-Ma­
schinen heftigst protestiert hätte. In diesem Zu­
sammenhang hätte der Herr Bundesminister dem 
Generaltruppeninspektor als Grund für die Be­
stellung der zweiten Serie mitgeteilt, daß für 
diesen Ankauf politische Gründe maßgebend 
seien. 

General i. R. Fussenegger bestätigte, daß er 
gegen die Bestellung der zweiten Serie ausdrück­
lich protestiert habe. Auch er sei für 20 SAAB 
105 ö gewesen. Ob dieser Entschluß des Ministers 
in der Waffen- und Gerätekommission behandelt 
worden sei, wisse er nicht, er sei nicht dabeige­
wesen. Eines Tages habe er, und zwar nicht offi­
ziell, sondern von dritter Seite, die Mitteilung 
erhalten, daß weitere 20 SAAB-Flugzeuge bestellt 
worden seien. In einer längeren Auseinander­
setzung habe er dem Minister klargelegt, daß er 
wohl für 20, nicht aber für 40 Flugzeuge dieser 
Type sei, denn diese Maschine sei ein reines 
Schulflugzeug und obendrein viel zu langsam, um 
als Abfangjäger eingesetzt werden zu können. 
Er habe dem Minister nahegelegt, die 400 Mil­
lionen Schilling, die-diese 20 weiteren SAAB­
Maschinen kosten würden, nicht auszugeben. Der 
Minister habe sehr weitschweifig geantwortet. 
Dabei habe er zum erstenmal davon erfahren, 
daß dieses Flugzeug nur für österreich erzeugt 
werden soll und daß es kein anderer Stlaat kaufen 
werde. Er habe daraufhin gesagt, wenn dem so 
sei, dann wäre er schon gegen die ersten 20 Ma­
schinen gewesen, denn daß österr.eich eine Flug­
zeugtype bestellt, die auf der ganzen Welt nicht 
gefragt ist, halte er für falsch. Die Ersatzteile für 
ein solches Muster kosten "irrsinnig viel". Bei 
einem Flugzeugkaufdür.fe man nicht nur fragen, 
was das Flugzeug koste, sondern auch, was alles 
andere in der Folge kosten werde. Er wäre immer 
der Meinung gewesen, daß auch dIe schwedische 
Armee ,die SAAB 105 kaufe, und das habe man 
ihm auch so dargestellt. 

Auf seine dringende Vorstellung, unter diesen 
Umständen diesen Typ überhaupt. nicht zu kau­
fen, habe Bundesminister Dr. Prader gesagt, die 
Maschinen seien bereits bestellt, er könne nichts 
mehr machen; er müsse aus politischen Gründen 
für diesen Ankauf eintreten. Auf die Zusatzfrage, 
welche politischen Gründe das gewesen sein könn­
ten, antwortete Fussenegger, er habe nicht danach 
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gefragt, aber er hätte es eher außenpolitisch ver- gemeint, zehn oder zwölf Maschinen würden 
standen.· genügen. Als er ihm seine Beweggründe erläu-

Wie der ehemalige Generaltruppeninspektor terte, habe der Generaltruppeninspektor sie zur 
vor dem Untersuchungsausschuß weiter ausführte, Kenntnis genommen. Statt weiteren zehn muß­
könne seiner Meinung nach das Bundesheer ohne ten 20 Flugzeuge angeschafft werden, weil man 
Abfangjäger seine Aufgabe nicht erfüllen. Die mit einem kleineren Kontingent nicht ausge­
Frage sei nur, wie groß das Minimum sein müsse, kommen wäre und weil man nicht ohne weiteres 
um die Aufgabe zu lösen, die Neutralität zu Nachbestellungen machen könne. 
wahren. Mit ,der SAAB 105 Ö könne man die Auf den Vorhalt, daß nach Zeugenaussagen 
Neutralität nicht schützen. Diese Maschine sei der Ankauf der zweiten SAAB-Serie mit "poli­
langsamer als die "Fliegende Tonne", und diese tischen Gründen" motiviert worden sei, erklärte 
sei längst veraltet. Wenn nicht genügend Geld Dr. Pr ader, er bestreite absolut, eine solche 
da ist, dann müsse politisch die Konsequenz ge- Äußerung gemacht zu haben. Das könne nicht 
zogen werden, und man könne dem Bundesheer für die zweite Serie gelten, sondern höchstens 
diese Aufgabe eben nicht stellen. Es sei ihm klar, für die SAAB-Linie überhaupt. Da habe er sehr 
daß Abfangjäger gebraucht w,erden, und es sei wohl erklärt, daß außenpolitische Gründe maß­
ihm ebenso klar, daß Österreich nie 40 Abfang- gebend seien. 
jäger kaufen könne, weil das Geld dafür nicht Zur Frage, auf welche Art und Weise der 
da sei. Er wäre immer der Meinung gewesen, daß Beschluß über den Ankauf der zweiten SAAB­
mit 20 Abfangjägern das Auslangen gefunden Serie zustande gekommen ist, führte der General 
werden müsse. Für die Piloten von 20 Abfang- des Intendanzdienstes Dr. Zobel aus, daß im An­
jägern reichen seiner Meinung nach 20 Schul- schluß an eine Ministerratssitzung ein "Rumpf­
maschinen aus. kabinett" getagt habe. In Anwesenheit von 

Befragt, ob er der. einzige war, der gegen die Bundeskanzler Dr. Klaus, Vizekanzler Doktor 
Anschaffung der zweiten SAAB-Serie protestiert Withalm, Finanzminister Dr. Koren und Ver­
habe, zumal es doch auch darum gegangen sei, teidigungsminister Dr. Pr ader sei zuerst über die 
allenfalls Interceptoren anzuschaffen, erwiderte Wehrmilliarde gesprochen worden und dann 
der ehemalige Generaltruppeninspektor, daß er über die Bestellung der weiteren 20 SAAB­
mit dem Bundesminister allein gewesen sei. Das Maschinen, die nach längerer Diskussion ge­
sei eine Unterredung unter vier Augen gewesen. nehmigt wurde. Eine Protokollabschrift dieser 
Soviel er wisse, waren mehrere gegen diesen Sitzung habe er so dann zur Einleitung der 
Ankauf, aber nicht deshalb, weil sie gleich Kaufverhandlungen bekommen. 
Interceptoren haben wollten - diese Frage war Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried führte 
damals noch nicht aktuell -, sondern weil man hiezu ergänzend aus, daß er im März 1969 den 
wußte, daß die für die Anschaffung notwendigen konkreten Auftrag auf Abschluß des zweiten 
400 Millionen Schilling anderswo schwer fehlen Vertrages erhalten habe. Der Auftrag, eine ent­
würden, vor allem in der Panzerabwehr, wofür sprechende Aktennotiz des Adjutanten des Herrn 
er sich am meisten eingesetzt habe. Bundesministers vom 19. März 1969, sei am 

Auf die Frage, was für ein Fachmann er nach 21. März bei der Einkaufsabteilung A eingegan­
seiner militärischen Laufbahn sei, erklärte Gene- gen, und zwar im Wege des Leiters der Sek-

tion V. ral Fussenegger, er sei wohl in allererster Linie 
Infanterist, er sei aus der Gebirgsinfanterie her- Auch Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer be­
vorgegangen. Auf Grund seiner militärischen richtete dem Untersuchungs ausschuß über die 
Ausbildung, so könne er sagen, sei er aber nicht Weisung des Ministers vom 19. März 1969, wo­
nur Infanterist, sondern er müsse auch von allen nach weitere 20 SAAB 105 ö zu kaufen wären. 
anderen Dingen etwas verstehen. Der General- Er bestätigte, daß dies das erste Mal war, daß er 
truppeninspektor sei nicht nur Kommandant der mit .der zweiten SAAB-Serie konfrontiert wor­
Infanterie, er sei Kommandant des gesamten den sei. 
Heeres. Auf die Frage, woher er seine Kenntnisse Befragt, warum der Ankauf der zweiten 
etwa hinsichtlich der Luftwaffe habe, antwortete SAAB-Serie nur von einer Art von ,;Rumpf­
General Fussenegger: "Aus der Literatur." regierung" beschlossen wurde, erklärte Bundes-

minister a. D. Dr. Prader, daß Gerätebeschaffun­
Darüber befragt, ob er sich mit anderen Herren gen nie von der Regierung beschlossen würden. 

abgesprochen habe, erwiderte General Fussen- Jeder Minister habe im Hinblick auf die Minister­
egger: verantwortlichkeit im Rahmen seines Budgets 

"Jawohl, mit den Waffeninspektoren, in die- Aktionsfreiheit. 
sem Fall besonders mit dem Fliegerinspektor." ,Der Untersuchungsausschuß beschäftigte sich 

Auf die Frage, ob der Generaltruppeninspektor auch mit der Frage, warum der Landesverteidi­
gegen den Ankauf der zweiten SAAB-Serie aus- gungsrat im Gegensatz zur ersten Anschaffung 
drücklich protestiert habe, antwortete Dr. Pra- beim Ankauf der zweiten SAAB-Serie nicht ein­
der, daß dies nicht stimme, Fussenegger habe nur geschaltet wurde. 
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Wie bereits ausgeführt, erklärte General Seitz, 
daß sich der Landesverteidigungsrat erstmals an­
läßlich der Anschaffung der ersten 20 SAAB 105 0 
mit dem Ankauf von Geräten beschäftigt habe 
und daß es nach dessen Geschäftsordnung keine 
Notwendigkeit gäbe, den Landesverteidigungsrat 
mit Flugzeugkäufen zu befassen. Nach dem 
Grund befragt, warum der Landesverteidigungs­
rat mit dem Ankauf der zweiten SAAB~Serie 
nicht befaßt wurde, antwortete der Zeuge, daß 
seinem Erinnern nach in der fraglichen Zeit keine 
Sitzung anberaumt gewesen sei. Er könne sich 
nur an eine Aktennotiz über eine Besprechung 
beim Bundesminister vom 19. März 1969 
erinnern, wonach die Sektion V 'noch am 
selben Tag den Auftrag erhalten habe, "den 
Vertrag für die Anschlußbestellung weiterer 
20 SAAB 105 o beim Bundesministerium für 
Finanzen rasch durchzubekommen". 

Bundesminister a. D. Dr. Prader vertrat vor 
dem Ausschuß die Ansicht, daß es nach 'der 
Geschäftsordnung des Landesverteidigungsrates 
nicht notwendig gewesen wäre, den Landesver­
teidigungsrat mit dem Ankauf der SAAB­
Maschinen zu befassen. Darauf aufmerksam ge­
macht, daß entgegen dieser Meinung der Ankauf 
der ersten SAAB-Serie in den Sitzungen vom 
20. Juli 1967 und vom 1. April 1968 im Landes­
verteidigungsrat zur Debatte gestellt wurde, 
erklärte Dr. Prader, daß dies nur deshalb ge­
schehen sei, weil der Landesverteidigungsrat ja 
der Meinung hätte sein können, man möge mit 
dem Einsatz von Düsenflugzeugen aufhören. 

Auf die Frage, warum der Landesverteidi­
gungsrat mit dem Ankauf der zweiten SAAB­
Serie nicht befaßt wurde, obwohl zu entscheiden 
war, ob man weitere SAAB 105 0 kaufen oder 
Interceptoren anschaffen solle, erwiderte Doktor 
Pr ader, daß diese Frage nicht zur Diskussion 
stand. Bei der zweiten SAAB-Serie habe es sich 
nur um den Austausch der FOUGA MAGISTER 
gehandelt. An der Grundkonzeption sei nichts 
geändert worden. Im Landesverteidigungsrat 
wurde auch gesagt, daß zwölf Interceptoren not­
wendig wären. Ein Gerät, das alle Aufgaben 
löse, gäbe es aber nicht. Er habe nur versucht, 
sich auf zwei Typen zu beschränken. Die Inter­
ceptoren wären die zweite Ausbaustufe gewesen, 
aber am Konzept habe sich nichts geändert. 

Zusammenfassend gelangt die Mehrheit des 
Untersuchungsausschusses (Abgeordnete der 
SPO und der FPO) zu folgenden Feststellungen: 

Die Ausschußmitglieder, die der SPO und 
FPO angehören, sind zur überzeugung .zelangt, 
daß über die Beweggründe für den Ankauf 
der SAAB 1050 sowie über den Verwendungs­
zweck dieser Flugzeuge bei den an der Ent­
scheidung maßgeblich beteiligten Dienststellen 
und höheren Militärs zumindest unterschied­
liche Auffassungen bestanden. So reichten die 

Meinungen von der Vorstellung von der An­
schaffung eines reinen Düsenschulflugzeuge's 
oder eines für kleinere taktische Aufgaben ge­
eigneten Trainers bis Zum vollwertigen Ersatz 
für das auslaufende Kampf- und Jagdflugzeug 
SAAB J 29~ Nach den durchgeführten Beweis­
erhebungen steht eindeutig fest, daß es sich 
bei der SAAB 105 0 um ein' Schulflugzeug 
handelt, das infolge verschiedener Zusatzaus­
rüstungen bedingt für den Erdkampf einge­
setzt werden kann. 

Bei der Anschaffung der ersten Serie der 
SAAB 105 ö wurde wohl der Landesvertei­
digungsrat befaßt, und zwar mit der Begrün­
dung, daß es sich hiebei um eine Umrüstung 
gehandelt habe. Der Landesverteidigungsrat 
hat laut Beschlußprotokoll über die Sitzung 
vom 20. Juli 1967 zwar die Anschaffung von 
20 SAAB-Flugzeugen 105 0 zur Kenntnis ge­
nommen, doch wurde dem Auftrag des Lan­
desverteidigungsrates, hinsichtlich des Aus­
baues der Anlagen und Einrichtungen für die 
flugleitungsmäßige Einsatzführung die zweck­
mäßige Vorsorge zu treffen und dem Landes­
verteidigungsrat zu berichten, nicht entspro­
chen. Ebenso wurde dem Auftrag des Landes­
verteidigungsrates an den Bundesminister für 
Landesverteidigung, über die in Aussicht ge­
nommene Anschaffung von zwölf Abfang­
jägern und die Anschaffung von verschiedenen 
Hubschraubertypen zu berichten, nicht 
Rechnung getragen. Die Behauptung, 
daß es. sich bei der Anschaffung 
der SAAB 105. 0 um eine Umrüstung 
bzw. die Einführung eines neuen Waffen­
systems gehandelt habe, fand durch das Unter­
suchungsergebnis keine Bestätigung. Diese ver­
hängnisvolle Fehleinschätzung hat dann zur 
Anschaffung von weiteren 20 SAAB-Düsen­
trainern geführt, wobei der Landesverteidi­
gungsrat mit der Effektuierung dieses Auf­
trages nicht befaßt wurde. 

Der Begründung des ehemaligen Bundes­
ministers für Landesverteidigung Dr. Prader, 
daß der Landesverteidigungsrat hiefür nicht zu­
ständig wäre, steht entgegen, daß dieses Gre­
mium mit der Anschaffung der ersten Serie 
SAAB 105 Ö sehr wohl befaßt worden ist, 
weil es nach Ansicht ,des Bundesministers a. D. 
Dr. Prader am Landesverteidigungsrat lag, zu 
entscheiden, ob überhaupt der Betrieb von 
Düsenflugzeugen aufrechterhalten werden 
sollte. 

Die Aufrechterhaltung eines Düsenflugbe­
triebes wäre auch mit den vorhandenen Flug­
zeugen der Type FOUGA MAGISTER durch­
führbar gewesen, wenn man diese Flugzeuge 
mit einem Kostenaufwand von 2·5 Millionen 
Schilling per Flugzeug von Grund auf über­
holt hätte. Damit standen dem Bundesheer 
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nun zwar 40 Schulflugzeugeder gleichen Type 
zur Verfügung, die mit einem erheblichen 
Kostenaufwand adaptiert werden mußten, da­
mit sie auch bedingt zur Erdkampfunterstüt­
zung herangezogen werden konnten. 

Durch die Entscheidung des damaligen Bun­
desministers Dr. Prader; ohne Befassung des 
Landesverteidigungsrates weitere 20 Flugzeuge 
der Type SAAB 105 0 zu kaufen, fehlten je­
doch die finanziellen Mittel für den vom Lan­
desverteidigungsrat geforderten Ausbau der 
Anlagen und Einrichtungen für die fluglei­
tungsmäßige Einsatzführung sowie für die An­
schaffung von zwölf Abfangjägern. 

Demgegenüber gelangten die Abgeordneten 
der OVP zu folgender Auffassung: 

Auf Grund des dem Untersuchungsbericht 
zugrunde liegenden Beweismaterials ergab sich, 
daß vor der Anschaffung der ersten 20 
SAAB 105 O-Flugzeuge erstmalig der Landes­
verteidigungsrat mit der Anschaffung von Ge­
räten befaßt wurde (s. S. 5). Dies wäre nach 
der. Geschäftsordnung, wie das sowohl von 
General Seitz als auch von Minister Prader 
bestätigt wurde, keinesfalls notwendig ge­
wesen (s. S. 5 und 6). Ursache dieses ein­
maligen Schrittes war, daß damals die Frage 
auftauchte, was auf Grund der großen finan­
ziellen Belastung auf dem Luftrüstungssektor 
geschehen sollte. Die alten Geräte waren nicht 
mehr flugtauglich, und wenn das Bundesheer 
mit der Düsenfliegerei weitermachen wollte, 
mußten neue Flugzeuge bestellt werden. Da 
es darüber hinaus auch um ein außen­
politisches Problem ging, wurde die Um­
rüstung aus prinzipiellen Gründen dem 
Landesverteidigungsrat vorgelegt (s. S. 5); 

Aus einem dem Untersuchungsausschuß 
vorgelegten Protokoll geht eindeutig hervor, 
daß der Landesverteidigungsrat die Anschaf­
fung von 20 Flugzeugen der Type SAAB 105 a 
als Ersatz für die SAAB J 29 einstimmig zur 
Kenntnis nahm (s. S. 6). Aus der Niederschrift 
eines Vortrages an den Landesverteidigungsrat 
ist außerdem ersichtlich, daß die SAAB 105 a 
sowohl die notwendigen Aufgaben eines 
Düsentrainers sowie bei Bewaffnung die Auf­
gaben der Erdkampfunterstützung, bei ent­
sprechender Ausstattung auch die eines Auf­
klärungsflugzeuges erfüllen kann (s. S. 6). 

Bevor diese Materie dem Landesverteidi­
gungsrat zur Information vorgelegt wurde. 
befaßten sich sowohl die Luftraumverteidi­
gungskommission wie auch ein innerministe­
rielles Komitee mit der Anschaffung der 
SAAB 105 O-Flugzeuge. Wie aus vorgelegten 
Protokollen hervorgeht, haben sich beide 
Gremien einhellig für die Anschaffung der 
SAAB 105 a ausgesprochen. Diesen Komitees 

gehörten maßgebliche Fachleute und Militärs 
an (s. S. 12 und 13). 

Nach einem dem Untersumungsausschuß vor­
gelegten Redemanuskript des Verteidigungs­
ministers Freihsler sagte dieser am 7. Juli 1970 
anläßlim der übernahme der ersten SAAB 
105 0 durch das österreichische Bundesheer: 

"Mit der Indienststellung der SAAB 105 0 
wird auch die gesamte fliegerische Ausbildung 
vereinfacht und wirtsmaftlim gemamt. Der 
Flugschüler steigt von der SAAB-SAFIR, die 
zur Grundsmulung dient, direkt ohne Zwi­
smensmaltung auf die neuen Masminen um. 

Die SAAB 105 a ersetzt daher die derzeit 
noch im Dienst stehenden leimten und smwe­
ren Strahltrainer FOUGA MAGISTER und 
VAMPIRE und als Erdkämpfer und taktismer 
Aufklärer die SAAB J 29. 

Somit tritt ein einziges Fluggerät an die Stelle 
von bisher drei, was unsere oft so verhöhnte 
,Schmetterlingssammlung' wesentlim entlastet, 
da dies eine echte Standardisierung und Ratio­
nalisierung bedeutet. Wir geben uns durchaus 
keinen Illusionen hin und wissen sehr genau, 
daß das eben angeschaffte Fluggerät natürlich 
nicht die Aufgaben eines Hochleistungsflug­
zeuges erfüllen kann. Bevor wir uns aber dar­
über unterhalten, müssen wir erst einmal die 
Einführung der SAAB 105 a, die zweifellos 
in ihrer Art das für asterreim optimal ange­
paßte Fluggerät ist, verkraften." (s. S. 8). 

Freihsler bezeichnete somit die SAAB 105 a 
als das in ihrer Art für österreich optimal an­
gepaßte Fluggerät. 

. Ebenso positiv äußerte sich der General­
direktor der Saab-Werke, der laut einem 
ebenfalls dem Aussmuß vorgelegten Rede­
manuskript erklärte, daß durm die Bestellung 
der modernen zweistrahligen Smul-, Erd­
kampf- und Aufklärungsflugzeuge der Type 
SAAB 105 a dem Beschluß des Landesvertei­
digungsrates Remnung getragen wurde (siehe 
S.8). 

Am 18. Dezember 1967 sprach sich Abgeord­
neter Troll im Nationalrat· sogar für die An­
smaffung von 60 SAAB 105 a aus. Er sagte 
wörtlim: 

"Im bin der Auffassung, daß wir, um ernst 
genommen zu werden, zumindest 60 SAAB 
105 a braumen." 

Abgeordneter Troll verwies damals darauf, 
daß erfahrungsgemäß meist etwa ein Drittel 
der Masminen nicht einsatzfähig sei. Er spram 
bei dieser Gelegenheit aum davon, daß die An­
schaffung einer größeren Anzahl von Flug­
zeugen außerdem erheblime Preisvorteile mit 
sim brächte. 

Wie aus einem dem Untersumungsausschuß 
vorgelegten Sitzungsprotokoll hervorgeht, 
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wurde schließlich in einer innerministeriellen 
Sitzung ani. 25. Oktober 1968 beschlossen, aus 
Gründen der Typenvel'ei1nheitlichun$ weitere 
20 Maschinen der Type SAAB 105 ö anzu­
schaffen. Auch an dieser Sitzung nahmen für 
die Luftfahrt maßgebliche Militärs teil (siehe 
S. 12). Die Entschei'dung wurde einstimmig 
gefällt; ernstzunehmende Bedenken wurden 
nicht erhoben (s. S. 11). 

Die Anschaffung dieser zweiten 20 SAAB 
105 ö erfolgte lediglich als Ersatz für ausfal­
lende Fluggeräte. Gleichzeitig wurde damit die 
von allen verlangte ,Typenvereinheitlichung 
erreicht. Darüber hinaus wurde angestrebt, die 
bisherigen 57 Flugzeuge durch lediglich 40 zu 
ersetzen. Dies bestätigte auch Verteidigungs­
minister Freihsler, als er in der oben zitierten 
Rede wörtlich feststellte: 

"Somit tritt ein einziges Fluggerät an die 
Stelle von bisher drei, was unsere oft so ver­
höhnte ,Schmetterlingssammlung' wesentlich 
entlastet, da dies eine echte Standardisierung 
und Rationalisierung bedeutet." 

Da die neuen Düsentrainer gleichzeitig als 
Einsatzmaschinen Verwendung finden konnten, 
wurde darüber hinaus mit einer Kapazität von 
40 Fhlgzeugen zu billigeren Bedingungen ein 
wesentlich höherer Einsatzwert erreicht, als 
dies früher der Fall war. 

Eine Befassung des Landesverteidigungsrates 
mit der Anschaffung der weiteren 20 SAAB 
105 ö-Flugzeuge war deshalb nicht erforder­
lich, weil diese lediglich die auslaufenden Flug­
zeuge der Type FOUGA MAGISTER und 
VAMPIRE ersetzen sollten. Daher war eine 
l\nderung der Grundkonzeption hiedurch nicht 
gegeben. 

Die dem Landesverteidigungsrat vorgeschla­
genen und von diesem Gremium bestätigten 
zwölf DRAKEN konnten damals noch nicht 
bestellt werden, weil weder die Bodeneinrich­
tung noch das Personal noch die Fliegerfüh­
rungseinrichtu.ngen vorhal1:den waren, um diese 
Geräte betreiben zu können. Eine STAR­
FIGHTER-Situation wollte aber Minister 
Dr. Prader unter allen Umständen vermeiden. 

Es wird selten eine Materie geben, die in der­
art vielen Gremien beraten und einstimmig 
beschlossen wurde. So haben sich - wie er­
wähnt - die Luftraumverteidigungskommis­
sion, eine innerministerielle Kommission, maß­
gebliche Militärs, Abgeordneter Troll und der 
spätere Verteidigungsminister Freihsler für die 
Anschaffung der SAAB 105 ö ausgesprochen. 
Auch der Landesverteidigungsrat hat diese An­
schaffung zustimmend zur Kenntnis genom-
men. 

Die Mitglieder der österreichischen Volks­
partei im Untersuchungsausschuß sahen durch 

die Untersuchungsergebnisse ihre Ansicht ein­
deutig bestätigt, daß die SAAB 105 Ö das op­
timale Fluggerät dieser Art für österreich 
darstellt und daß hiemit eine Typenverein­
heitlichungerreicht Ulld! zu hi:ll~geren Bedin­
gungen ein höherer Einsatzwert erzielt wurde. 
Diese Feststellung Steht im Einklang mit den 
parlamentarischen l\ußerungen des Abgeord­
neten Troll und mit den Erklärungen des Ver­
teidigungsministers Freihsler anläßlich der 
übernahme der ersten SAAB 105 Ö. 

Die Ausschußmitglieder der öVP stimmen 
in ihrem Urteil mit den Aussagen maßgebli­
cher Fachleute auf dem Gebiet der Luftfahrt 
überei.n, während die kritischen l\ußerung,en im 
Untersuchungsausschuß vorwiegend von Zeu­
gen stammten, die mit der Fliegerei nichts zu 
tun hatten bzw. von solchen, die für' andere 
Waffengattungen eintraten oder ihre Kennt­
nisse über das Flugwesen lediglich "aus der 
Literatur" bezogen haben. 

4. Hubschrauber 

a) In t ern e Kau fan ba h nun g 

Gegenstand von Untersuchungen des Aus­
schusses war auch der Ankauf von Hubschraubern 
durch das österreichische Bundesheer. 

Als die Frage des Ersatzes der seinerzeit von 
einer Besatzungsmacht zur Verfügung gestellten 
Hubschrauber aktuell geworden ist, habe sich 
nach den Aussagen des Generalmajors Dipl.-Ing. 
Mühlbacher zunächst die Waffenc und Geräte­
kommission des Bundesministeriums für Landes­
verteidigung mit dieser Angelegenheit befaßt. 
Zur Debatte wären vier verschiedene Typen 
gestanden. Diese Hubschrauber seien nach einer 
Erprobung, die verschiedene Gesichtspunkte um­
faßte, gereiht worden. Die HUGHES rangierte 
an erster Stelle. Sie sei aber zum gegebenen 
Zeitpunkt für mindestens ein halbes Jahr nicht 
lieferbar gewesen, denn die Firma Hughes 
war gegenüber dem Pentagon um über ein Jahr 
im Verzug. Auch habe es im Pentagon heftige 
Einsprüche gegen die Erzeugerfirma gegeben, da 
diese Firma nicht in der Lage war, die Preise zu 
halten. Es bestand also nach Ansicht des Zeugen 
hinsichtlich dieser Hubschraubertype Preis­
unsicherheit und Lieferverzögerung, und außer­
dem mangelte es' an einem Servicedienst in 
Europa. Im Inneren dieses Hubschraubers sei 
weiter kein Platz für eine Tragbahre gewesen. 
An zweiter Stelle sei die ALOUETTE-ASTA­
ZOU gereiht gewesen; ein auslaufendes Muster, 
das nur als Zwischenlösung gedacht war, um 
später von derALOUETTE-GAZELLE abgelöst 
zu werden. 

Angeschafft wurde schließlich der an dritter 
Stelle gereihte Hubschrauber BELL-AGUSTA 
der Type JET RANGER. Befragt, warum man 
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diese Type -bevorzugt habe, antwortete Brigadier 
Hauck, daß es sich bei der Rieihung um eine 
rein technische Beurteilung ohne Berücksichtigung 
der Liefermöglichkeiten gehandelt habe. Die 
HUGHES wäre seinerzeit nicht lieferbar gewesen, 
außerdem habe es in Europa für diese Maschine 
keinen Ersatzteilnachschub gegeben. Die ASTA­
ZOU hingegen hätte eine neue Turbine gehabt. 
Da es aber als nicht zweckmäßig erachtet wurde, 
vorhandene Turbinen stillzulegen und alles auf 
ASTAZOU umzustellen, und außerdem die Er­
zeugerfirma geplant habe, die ASTAZOU wieder 
zurückzunehmen und gegen die erst in Produk­
tion gehende GAZELLE auszutauschen, wäre 
seiner Meinung nach ein solches Geschäft - auch 
bei günstiger technismer Beurteilung - nicht zu 
vertreten gewesen. 

Bundesmini&ter a. D. Dr. Prader stellte zur 
Frage der Reihung der Hubschraubertypen fest, 
daß der JET RANGER bei der Querschnitts­
bewertung, d. h. bei Berücksichtigung aller Er­
fordernisse, die man gestellt habe, am besten 
bewertet wurde, da dieser Hubschrauber sehr 
viel.e Aufgaben ,~leichzeiti.g zu bewältigen ge­
eignet gewesen wäre. Im übr.i~en verwies er 
darauf, daß in einer Sitzung der Waffen- und 
Gerätekommission vom 11. Juni 1968 einstimmig 
der JET RANGER empfohlen worden war. Auf 
Grund des Protokolls dieser Sitzung, das ihm 
vorgelegt worden sei, habe er dann beschlossen, 
den JET RANGER anzukaufen. Aus dem Pro­
tokoll der erwähnten Sitzung der Waffen- und 
Gerätekommission gehe hervor, daß der JET 
RANGER ausbildungsmäßig . ,die günstigste 
Lösung sei, auch im Vergleich zur HUGHES, 
die zwar als Kampfflugzeug eingesetzt werden 
könne, aber keinen Ersatzteilnachschub in 
Europa habe und für die Ausbildung weniger 
geeignet sei. Bezüglich der ALOUETTE-GA­
ZELLE wäre die Kommission übereinstimmend 
der Auffassung gewesen, daß man sich nicht für 
ein Modell verpflichten könne, das erst in vier 
Jahren vorliegen würde und dessen Konzeption 
und Ausführung man nicht kenne. 

Der ehemalige Generaltruppeninspektor Ge­
neral L R. Fussenegger erklärte zum Ankauf der 
JET RANGER vor dem Ausschuß, daß dies 
Brigadier Hauck verla~gt und er dessen Forde­
rung unterstützt habe, weil er den JET RAN­
GER für einen guten Hubschrauber gehalten 
habe. " 

Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer sagte aus, 
daß die Einkaufsabteilung A am 20. Juni 1968 
erstmals vom Leiter der Sektion Verfahren 
habe, daß die Absicht bestehe, eine Staffel JET 
RANGER anzuschaffen. Aus Aktenstücken, die 
er später erhalten habe, sei ihm bekannt gewor­
den, wieso man den JET RANGER ausgewählt 
habe. Danach wurde, die Angelegenheit. sowohl 
in der Waffen- und Gerätekommission als auch 

in der Luftraumverteidigungskommission be­
handelt. In beiden Gremien sei weder die Ein­
kaufsabteilung noch der Leiter der Sektion V 
vertreten gewesen. In den erwähnten Kommis­
sionen wurde empfohlen, den JET RANGER 
anzuschaffen, vorausgesetzt, er würde bei einer 
Truppenerprobung die geforderten Bedingungen 
erfüllen und es würden kleinere Mängel beseitigt 
werden. Nachdem der Sektionsleiter am 20. Juni 
1968 der "Einkaufsabteilung die Weisung gegeben 
hatte, einen letter of intent zu verfassen, wurde 
bekannt, daß der Leiter der Sektion V seinerseits 
vom Bundesminister die Weisung erhalten 
hätte, diesen Vorgang mit aller Eile zu betreiben. 

Die Sektion III habe gegen diese Beschaffung 
mit der Begründung Einspruch erhoben, die 
Truppenerprobung sei noch nicht durchgeführt 
worden, worauf der Minister im August 1968 
neuerlich entschieden habe, eine Truppen­
erprobung nicht mehr durchzuführen, und zwar 
- wie sich der Zeuge zu erinnern glaubte - mit 
der Begründung, sie wäre in einer anderen Form 
ohnehin erfolgt. 

Auch Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried 
führte aus, daß die Einkaufsabteilung A am 
20. Juni 1968 den. Auftrag erhalten habe, zwölf 
Stück JET RANGER zu bestellen, und zwar auf 
Grund eines bereits an die Firma Drescher über­
gebenen letter of intent. 

Auf Befragen erklärte der Zeuge, daß die Ein­
kaufsabteilung A etwa im August 1970 vom 
Leiter der Sektion V den Auftrag erhalten habe, 
die Bestellung von weiteren zwölf JET RAN­
GERN in die Wege zu leiten, und zwar auf 
Grund eines Dienstzettels des Koordinierungs­
büros des Verteidigungsministers. Diesem Auf­
trag sei ein Begleitschreiben der hiesigen Reprä­
sentanz an den Bundesminister und die Kopie 
einer deutschen übersetzung eines Angebotes 
,der Firma A!gurta bei~eschlossen gewesen. Im 
Begleitschreiben sei auf den Vorteil einer Be­
stellung bis Ende September hingewiesen worden, 
weil nur bis dahin dl;!r Preis gehalten werden 
könne. Das Angebot selbst enthielt einen ver­
änderlichen Preis und keinen Festpr,eis. Den 
Bestellakt des Ministeriums, dem dessenunge­
achtet ein Festpreis zugrunde gelegt word~n 
war, hätte das Finanzministerium wegen Un­
wirtschaftlichkeit abgelehnt. Der Gesamtrahmen 
dieser Beste1llung einschließlich Einfuhra;bgab.en 
und etwaiger Kreditzinsen hätte rund 80 Millio­
nen Schilling betlla'gen. 

Oberstleutnant Kollowrat, Geschwaderkom­
mandant eines Fliegerregiments, teilte dem 
Untersuchungsausschuß mit, daß der Antrag auf 
baldigen Ankauf einer zweiten Staffel JET 
RANGER pra;ktisch von ihm ~kommen sei. 
Er hegrünldete seinen Antrag damit, daß er in 
seinem Geschwader zwei Staffeln mit 25 Piloten, 
aber nur zwölf Maschinen gehabt habe. Darüber 
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hinaus sollte er alljährlich oder mindestens alle 
zwei Jahre einen Lehrgang für Hubschrauber­
führer mit 20 Teilnehmern veranstalten. Das 
wäre mit zwölf Maschinen unmöglich gewesen. 

Auf die Frage, ob eine Weisung bestanden 
habe, di,e Abteilung Luftzeuggerät bei der An­
sc:haffun~ der JET RANGER (zweite Staffel) 
mcht emzuschalten, erklärte Oberstleutnant­
Intendant Dr. Seyfried, beauftragt worden zu 
sein, nicht mit der Abteilung LZ und mit den 
sonstigen zuständigen Stellen nur telephonisch 
Rücksprache zu halten. Infolge der kurzen zur 
,:",erfügung stehenden Zeit sei dies aber prak­
tisch undurchführbar gewesen. Er habe am 
8. Sepnemher 1970 persönlich mit Dr. Zobel 
gesprochen. Dieser habe lan.geord'net, daß die 
Ausstattung der zweiten Hubschrauberserie so 
sein solle wie die der ersten zwölf Maschinen, 
daß· weiters keine Ersatzteilbevorratung durch­
zuführen sei und keine übersetzungen gesondert 
zu bestellen seien. Der Sektionsleiter habe wört­
lich gesagt, daß die Abteilung LZ und der zu­
ständige Hubschrauberreferent der Abteilung 
Wehrtechnik/Flugwesen etwas gegen Ing. Drescher 
hätten und daher keinesfalls mit ihnen zu 
sprechen sei. 

Der General des Intendanzdienstes Dr. Zobel 
beantwortete die Frage, ob es intern eine 
"Weisung" oder eine "Empfehlung" gegeben 
habe, nicht mit der Abteilung LZ zu verhandeln, 
sondern nur mit Generalmajor Dipl.-Ing. Mühl­
bacher und nur telephonisch, mit: "Nein, der 
~ienstzettel des Ministers lautete, die Bestellung 
ist unverzüglich durchzuführen." 

Dr. Zobel habe sich daraufhin rasch mit Gene­
ralmajor Dipl.~lng. Mühlbacher in Verbindung 
gesetzt. Eine ausdrückliche Weisung, LZ nicht 
einzuschalten, war zwar nicht gegeben, aber sie 
sei durch den Dienstzettel selbst bedingt gewe­
sen, auf dem jene Stellen angeführt waren, mit 
denen Kontakt aufgeno!Dmen werden sollte. 
Auf Grund des Dienstzettels habe er gesagt, man 
müsse rasch arheiten, er würde vorerst die Ab­
teilung LZ nicht einschalten. Dieser Dienstzet­
tel des Bundesministers sei an General Seitz und 
ihn ergangen und.stamme vom 17. August 1970. 

Oberst Hügel wurde darüber befragt, ob die 
Abteilung Luftzeuggerät" in jedem Fall bei der 
Anschaffung von Flugzeugen in der vorgese4e~ 
nen Form befaßt worden ist. Wie er mitteilte, 
habe seine Abteilung außer bei der SAAB 105 Ö 
auch bei der zweiten Serie yon zwölf JET RAN­
GERN·. k~inen Beschaffurigsantrag gest~llt. :Dem 
Vernehmen nach soll ein Dienstzettel der Mini~ 
steradjutap.tur gelautet haben, die Sektion V 
h~be~en Beschaffungsakt anzuh~gen.Auf den 
Hmweis, daß nach· Zeugenaussagen die münd­
licheWeisungbestanden haben soll, in der 
Frage JET RANGER nur. telephonisch und nur 
mit Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher und 

nicht mit der Abteilung LZ zu verhandeln 
führte der Zeuge aus, daß er seinerzeit bei~ 
Leiter der EinkaUfsabteilung A telephonisch 
nach den Grijnden gefragt habe, als er gehört 
habe, daß eine zweite Serie JET RANGER 
geka~.ft we~den s~l1e. Dieser habe ihm gesagt, 
er kanne uber die Angelegenheit leider nicht 
sprechen. Nicht viel später habe sein Sektions­
~ef gefragt, ~ieso da ein Beschaffungsakt laufe, 
uber den er ihm nicht berichtet habe. Er habe 
nur sagen können, gesprächsweise gehört zu 
haben, daß weitere zwölf JET RANGER an­
geschafft werden sollten, er habe aber keinen 
Auftrag bekommen, einen Beschaffungsakt an­
zuIegen. Auf Betreiben seines Sektionsleiters sei 
dann der von der Sektion V angelegte Beschaf­
fu.ngsakt in die LZ gekommen, und diese Ab­
tdung konnte bei der zweiten Bestellung die 
Erfahrungen, die mit der ersten Serie gemacht 
wurden, verwerten. Nach einer möglichen Er­
klärung über diese Vorgänge befragt, meinte 
der Zeuge, daß damals Spannungszustände 
herrschten ul1ld sich nach seinlem Empfinden der 
Leiter der Sekicion V für den Mallltl hielt, der 
alles machen könne, und letzten Endes sei es 
auch so gewesen. 

Auf die dezidierte Frage, ob die Anlage des 
Beschaffungsaktes durch die Sektion V geschäfts­
ordnungswidrig war und ob durch diesen Vor­
gang Schaden entstehen hätte können, räumte 
der Zeuge ein, daß die Nichtbefassung der Ab~ 
teilung LZ geschäftsordnungswidrig war und, 
w~re es dabei geblieben, verhindert hätte, die 
mit ·der ersten Bestel1UnJg gemachten Erfahrun­
gen zu verwerten. Er bestätigte, daß, wenn der 
ursprünglich vorgesehene Vorgang nicht ge­
bremst worden wäre, sicherlich ein Nachteil 
entstanden wäre. 

Bundesminister a. D. Dr. Prader erklärte zum· 
Fehlen des Beschaffungsantrages bei der Anschaf­
fung der zweiten Staffel JET RANGER, daß 
dieser Modus bei der Beschaffung kleinerer 
Geräte, nicht aber bei grundsätzlichen Konzep­
tionen üblich gewesen sei. Da wäre die Ent­
scheidung auf einer anderen Ebene gefallen. 
Beschaffungsakte . würden nur dann angelegt 
werden, wenn die Truppe deri normalen Nach­
schub anfordere, nicht aber bei der· Einführung 
neuer Typen oder Systeme. . • 

. Dem Zeugen ~urde folgende Frage vorge­
legt: "Zum Ankauf der zweiten Staffel JET 
RANGER ist mitgeteilt worden,· daß innerhalb 
des Ministeriums Weisungen dem Sinne nach 
ergangen sind, nicht mit der Abteilung LZ zu 
verhandeln, sondern nur mit General Mühl­
bacher: Sind Ihnen d~rari:ige . Weisungen, die 
den Smn. hatten, Leute, die anderer Meinung 
waren, auszuschälten, bekannt?" 

Darauf antwortete. Dr. Prader: "Nein. VOll 
mir stammt eine derartige Weisung nicht. Nach 

4 

1644 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 19 von 50

www.parlament.gv.at



20 1644 der Beilagen 

der Geschäftsordnung hatte die Abteilung LZ 
damit überhaupt nichts zu tun." 

Di,e Luftzeugalbtei:lung harbe ,die Aufg,a:be, fuhr 
Dr. Prader fort, das vorhandene Gerät der 
Truppe zuzuteilen. Sie habeaiher nicht zu be­
stimmen, welches Gerät ,angeschafft we~de. Sach­
lidl sei diese Abteilung mit der Aru;chaffung ,der 
JET RANGER n1icht ~u befas,sen g,ewesen. ' 

b) K 0 n kur ren z a n ge bot e 

Neben der Frage der Auswahl einer bestimm­
ten Hubschraubertype hat der Ausschuß auch 
untersucht, welche Liefermöglichkeiten hinsicht­
lichdes JET RANGERS bestanden haben. 

Generalmajor Dipl.-Lng. Mühlrbacher erklärte 
auf den Hinweis, daß der .JET RANGER in der 

Nach Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried 
dürfte die US-Armee grundsätzlich berechtigt 
sein, zu Iiefet:n, an wen sie woHe, die Bdl­
Corporatiorl jedoch nicht. Er habe gehört, daß 
österreich den JET RANGER amerikanischer 
Version nut' über die US-Armee beziehen könne. 

Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer teilte mit, 
daß die Sektion III erfahren habe, daß Hub­
schrauber der Type JET RANGER von der 
US-Armee zu erhalten seien. Auch ein Richt­
preis ,sei angegeben worden. Die US-Ausführung 
und die Europaausführung des JET RANGERS 
seien jedoch nicht miteinander zu vergleichen, 
weil die US-Armee ,diesen Hubschrauber mit 
einer andelr.en Ausstattung bestdlt hahe, als sie 
das öste1'lreichische Bundesheer Jbenötige; 

Bundesrepublik Deutschland auch direkt von der Da das f:ingelangte US-Angebot nicht brauch-
Erzeugerfirma in Amerika gekauft werden könne, bar gewesen sei _ es war nur als Information ge- , 
daß zwar die Firma AgUISta in Deutschland dacht~, bemühte man sich, aller,dings vergeblich, 
ein'e Ortsvertretung habe, es aber keinen Ge- um konkrete Angaben. ,Man habe von den 
bietsschutz gäbe. österreich stehe, soweit ihm er- US-Dienststellen lange Zeit keine Auskünfte er­
Märt worden sei, bezüg\lich Agust'a, unter Ge- halten. Die Angelegenheit habe sich vom 
bietsschutz. Da,durch sei es' möglich, in Deutsch- 7. August 1970 bis Anfang des folgenden Jahres 
land den JET RANGER sowohl als Lizenz- hingezogen. Erst dann sei es möglich gewesen, 
erzen"'nis Jbei A'gusta als auch dlirekt bei BeU . k k t I 'chb Abt hIt' -" em on re es ver.g el ares nge· 0 zu er a en, 
zu kaufen. d I sodaß die hiesigen Techniker 'die bei en F ug-

Befragt, ob er etwas von einem Fernschreiben zeuge mit,einander vergleichen konnten. In der 
wisse, in dem dem Landesverteidigungsministe- Zwischenzl~it sei 'aber die Bestellung der ersten 
rium ein US-Angebot gemacht ,worden sei, JET RANGER bei Agusta erfolgt, weil eine 
antwortete er, davon gehört und dieses Fern- klare Weisung des Ministers vorgelegen sei, die 
schreiben nach ungefähr einem Jahr' gesehen zu Flugzeuge von :dieser Firma zu kaufen. 
haben. Ob dieses Fernschreibendem Minister vor-
gelegt worden sei, wisse er nicht. Er habe auch Der österreichische Genera],:epräsentant der 
keine Vergleichsmäglichkeit zwischen, dem An- Firma Agusta Ing. Drescher antwortete auf 
gebot ,der Firma Agusta, ,das die hiesige Re- die Frage, ob man den JET RANGER nur über 
präsentanz vorgelegt habe, und dem Angebot seine Firma beziehen könne, auch Vertreter der 
aus den Vereinigten Staaten gehabt, da er von Bell-Corporation zu sein. Algusta halbe von 
diesem Fernsehteiben erst nach ,der Bestellung dieser Firma eine Lizenz erworben und baue 
gehört habe. Daraufhin angesprochen, erklärte ebenfalls den JET RANGER; Dieser Huh­
der Zeuge, daß niemand verpflichtet sei, ihn schrauher wär,e sicherlich, 'auch bei BeM zu 
über ein solches Angebot zu informieren. Er sei kaufen gewesen. Damals hätte jedoch die 
nur technischer Berater und werde von Ange- Vietnamkrise ihren Höhepunkt 'gehabt, und 
boten über Flugzeuge, die nicht in' Betracht österreich hätte Monate oder Jahre auf. die 
kämen, nicht informiert. Lieferung warten müss'en. Außerdem wären die 

US-Maschinen bei annähernd gleichen Abgabe-
Der General des Intendanzdienstes Dr; Zobel preisen infolge :det Kosten des Transports nach 

teilte dem Ausschuß mit, ihm sei bekannt; 'daß österreidl teurer gewesen. Dazugekommen wären 
dem Ministerium ein sehr unvollständiges An-, ferner noch die Kosten ,der EinschUlung.' Man 
gebot, und zwar auf nicht offiziellem Wege, zu- hätte ein Team ,nach Amerika schicken 'müssen, 
gegangen sei. Das wäre für ihn Anlaß gewesen während bei Agus'ta die ,AusbiMung"'der;Tech" 
festzusteHen, ob man unmi~telbar von BeU einniker und Piloten kostenlos erfolgt wäre. 
Offert bekommen könne. Damals habe ihm ,der 
amerikanische Militärattach6 in Wien bestätigt, Wie der Zeuge weiter ausführte, ,sei die Mög­
daß österreich nicht hei Belll be2i1ehen könne. lichkeit; denJETRANc;~R auch a~ers\v0' ,.z. B. 
Auch aus einem Feru"schreiben des Pentagons an über das Pentagon ,zu beziehen, in besonderen 
die amerikanische Botschaft in, Wien, das die Fällen gegeben, und' zwar dann, wenh die US~Re, 
Sektion III erhalten habe, geh~ ,hervor, daß es gierung' an 'eine andere', .Regierung verkaufe. 
nicht mögLich sei,. unmitte1b;lr bei Bdlzu österreich' körine' beim 'amerikanisChen, Staat, 
kaufen. Ein Kauf der amerikanischen Ve~sion des nicht:' aher' :bei Bell, v,ersuche11l, Flugzeuge zu 
JET RANGERS sei nur über die US-Armee kaufen. : In:, einem solchen Fall habe auch eine 
möglich. Generalrepräsentanz keinen Gebietsschutz. 
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Bundesminister a. D. Dr. Prader stellte zu dem 
Fernschreiben des Pentagons, das über die US­
Botschaft an das Landesverteidigungsministerium 
gelangt sei, fest, daß ihm davon zunächst nichts 
bekannt gewesen sei. Er habe hievon erst nachher 
aus den Zeitungen erfahren. Wohl aber sei ihm 
davon bekannt gewesen, daß der österreichische 
Militärattache mit dem Erzeugerwerk in den 
USA direkt in Verbindung treten solle; Die Ant­
wort sei wenig befriedigend gewesen, da auf eine 
Europalizenz mit Ausschließlichkeitsrecht hinge­
wiesen wunde. Wegen überlastung der Erzeuger­
firma sei überdies mit einer Lieferzeit von etwa 
drei Jahren zu rechnen gewesen. 

Eine zweite Möglichkeit hätte im Wege einer 
amerikanischen MilitärhiHe a·uf Grund eines Ab­
kommens von Regierung zu Regierung bestan­
den. Auch dieser Weg schien nicht gangbar, da 
in einem solchen Fall Flugzeuge ohne jede Spezi­
fikation geliefert worden wären; spezielle 
Wünsche hätten nicht' erfüllt werden können. 
Dazu kämen die Transportkosten und die Tat­
sache, daß die Flugzeuge in Amerika zel1legt und 
in Europa neu zusammengebaut hätten werden 
müssen. 

Der hiesige Vertreter dler United Aircrah 
Apenzeller antwortet. auf die F,rage, ob 
man den SIKORSKY-Hubschrauber, den 
United Aircraft J.iefere, auch üher die 
amerikanische Armee bekommen könne, man 
könne jedes Gerät über die amerikanische Armee 
beziehen, falls es sich um ein amerikanisches 
Produkt handle, die amerikal1Jische Armee lie­
fern wolle, man bar K!asse zahle und man bereit 
sei, auf das Service, das jede Vertretung anbiete, 
zu verzichten; 

c) Li e f e run g 

Aus ZeugenausslIgenging her,vor, d~ß es bei 
der Lieferung von Hubschraubern zu Unzu­
kömml,ichkeiten gekommen ist. 

Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher ant­
wortete auf die Frage, ob ihm bekannt sei, daß 
ein JET RANGER nicht geflogen werden konnte, 

"'weil bei der Lieferung das Haupttriebwerk nicht 
in. Ordnung war: "Ich weiß, daß eine Maschine 
wegen Betriebsschw.lerigkeiten. fast ein Jahr lang 
stand." 

Oberstleutnant Kollowrat begründete die 
mangelJlde Flugklarheit dieses Hubschraubers da­
mit, daß es immer ziemlich lange :dauere, bis 
die österreichische Zulassung durchgeführt sei. 
Die betreffende Maschine sei Ende September 
oder Anfang Oktober 1969. nach öster-reichge­
liefert worden und zunächst bis Anf,ang No­
vember ohne Zulassung gewesen. Als 'endlich die 
Zulassung erfolgt war, sei ein Telegramm des 
Inhalts gekommen, daß das Getriebe der Ma­
schine sofort an das Agusta-Werk zurückge­
sandt werden müsse. Er habe gehört, daß 

Agu~ta ein neues Lliger eingebaut hahe, weil 
bei anderen M~schinen derselben Serie ein Scha­
den aufgetreten sei. Er glaube, daß diese Ma­
schine praktisch von November 1969 bis Ende 
Februar 1970 nicht flugklar gewesen sei. 

Befragt, ob es zutreffe, ,daß Hubschrauber mit 
alten Triebwerken geliefert worden seien, führte 
Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher aus, daß es 
eine Nachbestellung für einen Hubschrauber der 
Type BELL-AGUSTA 204 gegeben habe. Von 
dieser Maschine gäbe es Ausführungen- mit zwei 
verschieden starken Turbinen. Die Type mit der 
schwächeren Turbine werde nicht mehr erzeugt. 
Der Auftrag habe selbstverständlich gelautet: 
Auszuliefern ist der Hubschrauber mit der neuen 
- stärkeren - Turbine. Das Bundesheer sei 
darüber informiert gewes,en, daß die Beschaffung 
der stärkeren Turbine schwienig sei und unge­
fähr ein Jahr ,dauern würde. Eines Tages habe 
er einen Anruf bekommen, das Abnahmekom­
ma~do in Mailand sei mit der Tatsache kon­
'hontiert, ·daß in dem Hubschrauber, der neu ge­
kauft wurde, eine umgebaute - schwächere -
Tunbine sei. Er habe daraufhin den Auftl1~g ge­
geben, die Maschine vorbehaltlich der Klärung 
der finanziellen Angelegenheit zu übernehmen. 
Die Firma habe sich aber gegen ,diesen Vorwurf 
heftig gewehrt und dara:uf hingewiesen, daß sie 
dem Abnahmebeamten ordnungsgemäß das 
englische Zertifikat vorgelegt habe, aus dem der 
Einbau der umgebauten schwächeren Tur:bine er­
sichtlich g,ewesen sei. 

Auf die Frage, ob der einzelne JET RANGER 
mit einer anderen Turbine geliefert worden sei, 
entgegnete Ing. Drescher, daß ein Hubschra.uber 
der Type BELL-AGUSTA 204 mit einer über­
holten Turbine geliefert worden sei. Der einzelne 
JET RANGER habe eine neue Turbine gehabt. 
Zu dem Ausfall dieser Ma:schine sei es nach etwa 
zehn Filugstunden infolge eines Schadens an einem 
Kugellager gekommen. Das könne auch beim 
Kauf eines neuen Autos passieren. Das Kugel­
lag·er sei kostenlos ausgetauscht wOl'den. 

Oberst Hügel berichtete dem Untersuchungs­
ausschuß über zwei Hubschr:auber, die mit zu­
mindest vorher in Betrieb gestandenen Trieb­
werken geliefert worden seien. Diese Angelegen­
heit sei aber zum Zeitpunkt .der Zeugenverneh-
mung noch nicht erLedigt gewesen. -

d) R ü c k nah mev 0 n Alt ger ä t e n 

Im Zusammenhang mit der Anschaffung eines 
zusätzlichen JET RANGERS hat das Bundesheer 
vlier gebrauchte Hubschrauber abgegeben. 

Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher bestätigte, 
Bedenken gegen' diesen Vorgang gehabt und 
grundsätzlich gegen die Abgabe der gebrauchten 
Maschinen ,gewesen zu sein, er kenne aber keinen 
Offizier, der dagegen Einspr:uch erhoben hätte. 
Alle hatten gesagt: Endlich werden wir die Hub-
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schraub er mit den Kolbentriebwerken los. Soviel sind sofort zu verkaufen. Schon 1964 habe das 
er wisse, begriindeteder Minisrer seine Entschei- Bundesheer . alte HubschraUlber an Agusta ver­
dung, die alten Hubschrauber abzugeben und kauft. Damals sei ein Gegengesch1iftabgeschlos­
einen neuen anzuschaffen, damit, ,daß er sich nicht sen worden, ,das gleichzeitig mit dem Anka,uf von 
dauernddel1i Vorwurf einer "Schmetterlings- neuen Hubschraubern abgewickelt worden sei, 
sammlung" machen lassen wolle und daß diese während das Geschäft mit Irig. Drescher unab­
Angelegenheit schnell bereinigt werden solle. hängig vom Ankauf eines neuen Hubschraubers 

Der General des Inteilidanzdienstes Dr. Zobel gewesen sei; es haben noch über drei Millionen 
sagte vor dem Ausschuß aus, daß für ,die Liefe- Schilling an Budgetmittelrt gefehlt, und außerdem 
rung . dieses einen JET RANGERS v,ier alte sei der Einkaufsabteilung 'der Auftrag zum An­
BELL-Hubschrauber in Zahlung - und zwar kauf des neuen Hubschraubers erst später erteilt 
als Gegenzahlung - gegeben wor,den seien. Die; worden. 
Abteilung Wehrtechnik sei mit dem angebotenen Oberstleutnant-Intendant Dkfm. Kanitzer be­
Preis ,grundsätzlich einverstanden gewesen. Eine ja'hte die Frage, ob sich ein weiterer öster­
Innsbrucker Firma habe einen wesentlich niedri- reichischer Int:eressent für den Ankauf der alten 
geren Preis, nämlich 200.000 S, geboten. Die Ver- Hubschrauber gefunden hätte, nur habe dieser 
handlungen der Einkaufsabteilung haben aber zu nicht einmal das geben wollen, was Ing. Drescher 
242.500 S geführt, mehr, als bei vorangegangenen geboten habe. Der Einkaufsabteilung sei es ge­
Hubschrauberverkäuf.en erreicht wer,den konnte. lungen, das ursprüngliche Anbot Ing. Dreschers 
Der Versuch, einen anderen Käufer. zu finden, von 200.000 S auf rund 242.000 S zu erhöhen. 
der mehr geboten hätte, sei mißlungen; wie es per andere Interessent sei nicht einmal bereit ge­
überhaupt sehr schwierig sei, gebrauchtesöster- wesen, 200.000 S zu zahlen. 
reichisches Rüstungsgut zu verkaufen. Auf Befragen sagte Ing. Drescher vor dem 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried führte Ausschuß zunächst aus, daß ,die Initiative zum 
aus, den Vertrag über die Anschaffung des zu- Kauf eines zusätzlichen JET RANGERS und zur 
sätzlichen JET RANGERS gemacht zu haben. Ahgabe von vier BELL-Hubschraubern nicht von 
Der Begriff "Tauschgeschäft" sei in diesem Zu- ihm ausgegangen sei. Diese vier BELL-Hub­
sammenhang allelldings nur als Arbeitstitel zu schrauber seien auch nicht gegen einen JET 
verwenden. Der Gegenwert der vier BELL-Hub- RANGER getauscht worden, die Firma Drescher 
schrauber, die an ,die Firma DresCher verkauft habe sie vielmehr. um einen bestimmten Betrag 
wur,den, sei als' Anza:hlung für diesen einzelnen gek<auft und in der Folge privat nach Deutsch­
JET RANGER gegeben wOl"den, ,der im Jahre land weiterverkauft. Dies'er Betrag sei dann so-
1969 gebuft worden sei. Die hiefür verkauften zusagen als Anzahlung für einen neuen JET 
BELL-Hubschrauber hätten viel weniger einge- RANGER geleistet wor,den. Nach Lieferung 
bracht, als dies,er einzelne JET RANGER ge- dieses Hubschraubers seien die Mehrkosten ge­
kostet habe. Den Auftrag zur Durchführung tragen worden. 
dieser Transaktion habe er am 3. März 1969 er- ·Bei einer späteren Einvernahme ,korrigierte 
halten. Ing. Drescher seine A,ussage und erklärte, daß 

die Initiative zum Kauf der vier altJen Hub-
Befragt, ob die vier gebra:uchten Maschinen' . schrauber ,doch von seiner Firma ausgegangen sei. 

schon eineinhalb oder zwei Jahre vorher abge- Er habe ,diese Hubschrauber ,auch nicht nach 
geben wurden, antwortete der Zeuge, daß die Deutschland, Isondern nach England v,erkauft. 
Zeitspanne wahrscheinlich nicht so groß gewesen· Vertragspartner von ihm hätten erfahren,' daß 
sei. Die vier Maschinen seien seiner Ellinnerung österreich alte Hubschrauber habe, und hätten 
nach kurz nach Vertragsabschluß Ende Märzl f,ernschriftiich ihr Interessedaran bekundet. Seine 
Anfang April 1969 abgegeben und ,der Verkaufs- F,irma habe daraufhin sofort mit ,den zuständigerl'" 
erlösr:lsb Achzah~ung b~i de::estdlunl,des einzel- militärischen Stellen ·in österreich Verhindung 
nen u s rau ers au gere . net WOl" e~. . aufgenommen und angefragt, ob sie ,diese Hub-

Zur Frage, ob auch andere Firme~ zur An-' schrauber abgeben wollten. Es wUl"de auch darauf 
bot,slegung eingeladen wor,denseien, bemerkte hingewiesen', daß ein Abnehmer vorhalIden wäre 
der Zeuge, daß· dies praktisch ,gegen seinen Auf- upid ein späterer Verkauf nur schwer möglich sein 
trag gewesen wäre, da er ,den Auftrag gehabt WÜl"de. M.an sei auch an Bundesmini'ster.Dr. Pra7 
habe, an die Firma· Drescher zu verkaufen. Ein der herangetreten. Der Bundesminister hab!! 
zu' Vergleichszwecken eingeholtes' Anbot einer am 27. Feber 1969 durch die Sekoion V teie~ 
Innsbrucker Firma habe aber ergeben, Idaß diese phonisch mitteilen lassen, .daß das Bundesheer der 
Firma n;cht bereir war, den von Ing. Drescher ge- Firma Drescher vie:ralte BELL-Hubschrauher als 
botenen Preis zu zahlten. pie Irmsbrucker Firma Anzahlung für einen weiteren JET RANGER 
wollte ein darüber hinausgehendes Entgegen- anbieten werde. 
kommen. Eine Ausschreibung sei wegen des Zeit- Ober,stleutnant Kollowrat antwortete auf den 
druckes gar .nicht möglich gewesen. Der Auftrag Vorhalt, daß die Abgabe der vi'er Maschinen für 
habe gelautet: Diese vier BELL-Hubschrauber den einzelnen JET RANGER nicht von der 
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Truppe ausgegangen sei, und auf die Frage, ob 
er etwas dagegen unternommen habe: 

"Ich habe, als die ersten Maschinen verkauft 
wurden, auf den Umstand aufmerksam gemacht, 
daß . diese Maschinen zusammen noch ungefähr 
3000 Flugstunden erbringen können, das waren 
mehr als 50 Prozent der Flugkapazität bis zur 
nächsten' Grundüberholung. " 

Darüber· befragt, wen er ,dar·auf aufmerksam 
gemacht habe, antwortete ,der Zeuge, ,daß er ein 
diesbezügliches Dienstschreiben, und zwar, wie 
er glaube, 1968 oder 1969 verlaßt habe. 

Zusammenfassend gelangt die Mehrheit des 
Untersuchungsausschusses (Abgeordnete der 
SPO und FPO) zu folgenden Feststellungen: 

Nach einem von der Sektion III des Bun­
desministeriums für Landesverteidigung aus­
gearbeiteten Programm war der Ankauf von 
zwei Hubschrauberstaffeln der Type JET 
RANGER vorgesehen. Diesem Ankauf ging 
eine Erprobung verschiedener Hubschrauber­
typen voraus, aus der sich ergab, daß an erster 
Stelle der HUGHES-Hubschrauber, an zweiter 
Stelle die ALOUETTE un'd an dritter Stelle 
der JET RANGER gereiht war. Der 
HUGHES-Hubschrauber war aber nicht 
prompt lieferbar, die ALOUETTE war im 
Auslaufen, daher wurde der JET RANGER 
ausgewählt. 

Am 20. Juni 1968 erhielt der Leiter der 
Einkaufsabteilung A vom Bundesminister die 
Weisung, "den Vorgang mit aller Eile zu 
betreiben". Auf den Vorhalt der Sektion III, 
daß die Truppenerprobung noch nicht durch­
geführt worden sei, hat der Bundesminister 
am 22. August 1968 entschieden, diese Trup­
penerproburig sei nicht mehr durchiuführen, 
da sie in einer anderen Form bereits erfolgt' 
seI. 

Die Anschaffung der ersten Staff~l JET 
RANGER erfolgte ohne Befassung des Lan­
.desverteidigungsrates, obwohl im Beschluß­
protokoll des Landesverteidigungsrates vom 
20. Juli 1967 ausdrücklich angeführt war ,daß 
der Bundesminister für Landesverteidigung 
ersucht wird, über die in Aussicht genommene 
Anschaffung von verschiedenen Hubschrauber­
typen dem Landesvertleidiligun1gsraot zuberich­
ten. ! 

Im August 1970 erhielt die Einkaufsabtei­
lung A vom Leiter der Sektion V. des Bun­
desministeriums für Landesverteidigung auf 
Grund eines Dienstzettels, den Bundesminister 
Freihsler un.terschrieben hatte, die Weisung, 
die Beschaffung der zweiten Staffel JET 
RANGER in die Wege zu leiten. Dieser Be­
stellakt wurde vom Bundesministerium für 
Finanzen wegen UnwirtschaftlichkeIt abge-

lehnt, da im Anbot kein Festpreis, sondern 
ein veränderlicher Preis angegeben war. 

Demgegenüber gelangten die Abgeordneten 
der öVP zu folgender Auffassung: 

Dr. Seyfried wurde im August 1970 von 
General Dr. Zobel beauftragt, die Bestellung 
von, weiteren zwölf Hubschraubern der Type 
JET RANGER bei der Firma Ing. Drescher 
in die Wege zu leiten. Wie Dr. Seyfried dem 
Untersuchungsausschuß mitteilte, hatte der 
Sektionsleiter gesagt, daß die Abteilung Luft­
zeuggerät . und der zuständige Hubschrauber­
referent der Abteilung Wehrtechnik/Flugwesen 
in diesen Beschaffungsvorgang nicht einzu­
schalten seien (s. S. 19). Dies sei in Form einer 
Weisung geschehen. 

General Dr. Zobel stellte dazu fest, daß er 
zwar keine ausdrückliche Weisung, die. Ab­
teilung Luftzeuggerät . nicht einzuschalten, ge­
geben 'habe, daß sich. dies aber aus einem 
Dienstzette1 des dlamali.gen Vert,eidigungsmini­
sters Freihsiler zwarug~läufig el1geben h~be. Aus 
dies,em Dienstzettd ,ging auch hervor, daß man 
diese Angelegenlieit rasch erledigen müsse. Da 
also dieser schriftliche Auftrag des Ministers 
vorlag, habe Dr. Zobel angeordnet, vorerst 
die Abteilung Luftzeuggerät nicht einzuschal­
ten. 

Wie aus den Unterlagen des Untersuchungs­
ausschusses hervorgeht, hat das Finanzmini­
sterium diese Bestellung wegen Unwirtschaft­
lichkeit abgelehnt. Es lag' hier also eine ähn­

·liche Meinungsdifferenz zwischen. dem Ver-
teidigungsressort und dem Finanzministerium 
vor wie beim Beistandsleistungsvertrag, dem 
sogeruannten Know now-Vertra.g. 

Oberst Hügel erklärte im Untersuchungs­
ausschuß, daß durch die Nichtbefassung der 
Abteilung Luftzeuggerät die mit der ersten 
Bestellung gemachten Erfahrungen nicht ver­
wertet werden konnten und daß, wenn der 
ursprünglich vorgesehene Vorgang nicht ge­
bremst worden wäre, sicherlich ein Nachteil 
für das Verteidigungsministerium entstanden 
wäre (s. S. 19). Nach Dr. Seyfried hat sich 
der Gesamtrahmen dieser Bestellung um 
80Millionen Schilling bewegt. 

Die Abgeordneten der OVP stellten hiezu 
fest, daß keine Anhaltspunkte für einen zeit­
lichen Druck auf die Anschaffung von zwölf 
zusätzlichen Hubschraubern der Type JET 
RANGER bei der Firma Ing. Drescher, wie. 
dies aus dem Dienstzettel des damaligen Ver­
teidigungsministers hervorgeht, gegeben waren. 
Weiters war die Art, wie es zu dieser Bestel­
lung kam, mehr als ungewöhnlich. Jedenfalls 
hat die von Minister Freihsler verfügte Be­
stellung von weiteren zwölf JET RANGERN 
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nach Meinung des Bundesministeriums für Fi­
nanzen den Erfordernissen der Wirtschaft­
lichkeit nicht entsprochen. 

5. Wartung der Flugzeuge 

a) Si t u at iJ 0 n ,a u f dem Ge b i e ted e r 
War tun g von F lug z e u gen des B u n­
des h e e res s 0 wie der Dur c h f ü h­
rung von Wartungsarbeiten durch 
die A U A, die F 1 u g h a f e n b e tri e b s­
gesellschaft Wien und sonstige 

Firmen 

Der Ausschuß hat sich mit der Situation auf 
dem Gebiete der Wartung von Flugzeugen des 
Bundesheeres sowie mit der Durchführung von 
einschlägigen Wartungsarbeiten durch die AUA, 
die Flughafenbetriebsgesellschaft Wien und andere 
Firmen befaßt. . 

Auf die Frage, was der Grund dafür sei, daß 
man in der Betreuung der Flugzeuge eine neue 
Lösung wollte, erklärte Dipl.-Ing. Mühlbacher: 

"Der Herr Bundesminister Prader hat auf 
meine Forderung, unsere vorhandenen Werk­
stätten auszubauen, gesagt: ,Ich kann alles, nur 
nicht Personal beschaffen, da ich das Gehalts­
schema für das Bundesheer nicht ändern kann. 
Ich habe mich dazu entschlossen, hundertpro­
zentig auf die AUA zu setzen und die AUA da­
mi~ zu beauftragen.' 

Es erfolgte dann ein Einspruch der Flughafen­
betriebsgesellschaft, die gesagt hat, wir sind ja 
auch noch da. Es wurde dann die Entscheidung 
getroffen, der Flughafenbetriebsgesellschaft ent­
sprechend ihrer Ausrüstung einfache Flächen­
flugzeuge mit Kolbentriebwerken zu geben und 
Düsenflugzeuge der AUA. Kleinere Aufträge 
wurden auf verschiedene Firmen verteilt. 

Es war die Frage, wie man die AUA beschäfti­
gen kann. Ich habe der AUA gesagt, schickt uns 
Leute zur Einweisung. Wir haben einen zweiten 
Werkzeugsatz gehabt, den man leihweise der 
AUA überlassen hätte können. So hat man zu 
arbeiten begonnen. Da gab es noch keinen Ver­
trag. 

Ich hatte vom Minister den Auftrag, die AUA 
für -die Inßtandsetzung der J 29 heran.zuziehen. 
Diese Sache hat sich a!ber dann zerschlag,en., weil 
die AUA Leute entlassen mußte und keinen 
langjährigen Vertrag eingehen wollte." 

Der Zeuge Hild' führte laus, daß im Ausland 
sehr häufig Wartung bzw. überholung und tech­
nische Betreuung von Flugzeugen an Zivilfirmen 
übertragen werde und: ,daß sich ,dies sehr be­
währt habe. Anläßlich der Lieferung der ALOU­
ETTE II im Jahre 1957 habe sich er bzw. seine 
Firma hiezu bereit erklärt. Unter der Voraus­
setzung, daß man eine gewisse Mindestanzahl 
von Hubschraubern gekauft hätte, wäre Turbo-

meca gemeinsam mit Sud A v·ioation bereit 
gewesen, in österreich eine Art von Service­
werkstätten einzurichten un.d der östlerreichischen 
Industrie Aufträge auf Teilfertigungen für 
Turhomeca zu geben. Eis sollte ei,ne zivile 
Firma aufgebaut werden, die dem Militär sehr 
effektiv helfen hätte können. Dieses Projekt sei 
aber nicht durchgeführt worden, weil die Stück­
zahl nicht erreicht worden sei und weil das 
Militär -glaubte, die Wartung selber machen zu 
müssen. Wenn man etwas selber machen kann, 
habe das sehr viel für sich. Nur habe es insofern 
Schwierigkeiten gemacht, als man keine Techniker 
bekommen habe, die bereit gewesen seien, für 
eine Bezahlung nach dem Beamtenschema zuar­
beiten. Es habe sich allerdings herausgestellt, daß 
die Techniker beim österreichischen Bundesheer 
derart gut gewesen seien, daß eine von allen 
Seiten anerkannte Wartung der ALOUETIE mit 
Heereskräften durchgeführt werden konnte. Die 
SUD AVIATION-Hubschrauber des österreichi­
schen Bundesheeres seien wirklich ausgezeichnet 
gewartet. Das schlage sich in einem Klarstand 
von 80 Prozent nieder, wovon andere Firmen 
nur träumten. 

Bundesminister a.D. Dr. Prader erklärte hiezu, 
daß dies durchaus möglich sein könne. Man dürfe 
·aber nicht übersehen, daß das Bundesheer, so 
wünschenswert es auch wäre, nicht für jede 
Flugzeugtype Spezialisten habe. Alle müßten an 
allen Geräten arbeiten. Das sei aber nicht ein­
fach. 

Zur Frage der Wartung von Flugzeugen des 
Bundesheeres einschließlich der Wartung durch 
die AUA erklärte Bundesminister a. D. Dr. Pra­
der: 

"Im fliegerhchen :Bere~ch i'st eine .ga:rantierte 
Instandhaltung und Wartung von entscheidender 
Bedeutung, weil sonst Fluggeräte nicht flugklar 
sind und Unglücksfälle auftreten. Es war eine der 
größten. Sorgen, in österreich eine Wartungs­
organisation zustande zu bringen, weil wir im 
Lande über keine Flugzeugindustrie verfügen. 
Auf dem Kraftfahrzeugsektor wäre das viel leich­
ter möglich gewesen, weil wir über entsprechende 
Betriebe verfügen. 

Auf dem fliegerischen Gebiet war das aber ganz 
anders. Die Heranbildung des Personals und 
Unterstützungsdienste eines Flugzeugwerkes wa­
ren nicht garantiert. Wir mußten daher um 
sündteures Geld die Unterstützung ausländischer 
Flugzeugwerke in Anspruch nehmen. Wegen gar 
nicht großer Reparaturen oder Wartung~n muß­
ten wir unsere I;lugzeuge zur überholung in die 
Herstellerwerke überfliegen. Das hat irrsinniges 
Geld gekostet und obendrein ein bis zwei Jahre 
Wartezeit. 

Vom militärischen Gesichtspunkt aus wäre es 
sehr wertvoll gewesen, das im eigenen Land ma-
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chen Zu können, weil dann in kritischen Situatio- ingenieur. Das war aber nur deswegen, weil er 
nen keine derart große Abhängigkeit besteht. schon zu allt war, um <ins Ausland zu g;ehen un,d 

Ich habe den Gedanken gehabt, die AUA da- er außerdem einen Lehrvertrag in Wiener Neu­
mit zu befassen; ich habe schon vorher angeord- stadt bekommen hat." 
net, die AUA die J 29 warten zu lassen, weil Auf die Frage, ob es eine übersicht jüngeren 
wir im Bereiche des Heeres nicht über die ent- Datums über den Klarstand von Fiugzeugen gäbe, 
sprechende technisch~ Kapazität verfügen. erklärte Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher, 

Es ist sehr schwer, geeignete Leut~ zu bekom- daß vor einigen Tagen ,das JaBo-Geschwader alar­
men, und auch mit Sonderverträgen ist dieses miert worden sei. Von 15 Flugzeugen seien inner­
Problem nicht zu lösen. halb von zehn Minuten vier Maschinen startklar 

gewesen; alle anderen seien unklar gewesen. Die 
Als das neue Ausrüstungsprogrammrealisiert Ursach,e dafür sei aber mangelnde Planung und 

worden ist, habe ich die AUA ersucht, zu prüfen, fehlendes Personal und liege nicht an den Flug­
inwieweit sie Serviceleistungen erbringen könnte. zeugen. Das Burudesneer fliege im laufenden Jahr 

Es ist auch noch der Gedanke erwogen wor- maximal 20.000 Flugstunden. Die J 29, von der 
den, daß die Herstellerfirmen selber Wartungs- noch zehn Maschinen halbklar seien, sei im 
einrichtungen schaffen. Ein Team von Alou-Jahre 1970 insgesamt 1000 Stunden geflogen; das 
ette war in österreich, um zu prüfen, was sie seien acht Stunden je Flugzeug im Monat. 

hier machen könnten. Wie Oberst Hügel mitteilte, werde die AUA 
Nach langen Verhandlungen mit der AUA war nach wie vor zu verschiedenen Wartungsaufgaben 

schließlich ein Vertrag unterschriftsreif. Da sich herangezogen. Nach seiner Darstellung benötige 
eine Firma von der anderen nicht in die Kon- die AUA ihrWartungspersonal nur für bestimmte 
zeption schauen lassen will, wenn sie zusarnmen- Zeiten. Solange die AUA-Maschinen in der Luft 
arbeiten müssen, waren die Verhandlungen seien, wäre das Wartungspersonal nicht ausge­
schwierig. Trotzdem lag ein Vertrag vor. lastet. Der zuständige Direktor der AUA sei an 

Vor der Unterfertigung dieses Vertrages hat einer Ausnützung dieser toten Zeit interessiert. 
die AUA-Führung gewechselt. Die neue Führung Das Bundesheer könne zwar mit eigenem Perso-

:nal verschiedene Wartungs arbeiten ausführen, hat erklärt, es wäre ganz unmöglich, diesen Ver-
trag zu akzeptieren, denn das würde für die AUA 'aber nicht in dem erfordemichen Umfang. Als 
eine gigantische Investition bedeuten, die sie für ,die Klarhaltung der J 29 in ein kritisches Stadium 
den eigenen Betrieb nicht brauchen würde, son- ,getreten sei, habe Minister Prader angeordnet, 

ch 'bestl'mmte Repara'turen an dl'e AUA zu vergeben, dem die spezifisch auf das Bundesheer ausgeri -
ium das Jagdbombergeschwader zu entlasten. tet wäre. 
Beschwerden über die AUA im Zusammenhang 

Ich stand vor einer sehr unguten Situation: ;mit der Durchführung von Wartungsarbeiten 
Das neue Fluggerät war im Anrollen,' und die ,habe es nicht gegeben., 
Zeit ist immer kürzer geworden. Ich habe die 
Herren der AUA gebeten, mir zu sagen, was sie Auf die Fra,ge, ob befürchtet wun:Le, daß es, 
machen können. Ich habe aber monatelang keine 'falls man keine Lösung der Wartung fände, wie 
Antwort bekommen. 'in Deutschland zu einer STARFIGHTER-Situa-

'tion käme, erklärte der Zeuge: 
Ich war nicht bereit, wegen mangelnder War-

tung in österreich eine STARFIGHTER-Situa- "Nein, da glaube ich immer an das öster­
tion so wie in Deutschland zuzulassen, Seit die :reichische Wunder. Es geht immer weiter." ' 
Deutschen um sehr viel Geld amerikanische Befragt, in welchem Verhältnis die Gehälter 
Techniker engagiert haben, ist die Unfallsrate von Technikern und Monteuren beim Heer und 
abgesunken. ,bei privaten Firmen zueinander stehen, führte 

General Dr. Zobel aus, daß die Wartung durch Ich habe den Auftrag gegeben, zu prüfen, was , Vertral!sbedl'enstete' daran scheiterte, daß man man iri dieser Situation tun könnte. Drescher hat ~ 
den Vertragsbediensteten nicht das bezahlen angeboten, bei entsprechender Beteiligung eine 1 

f b 'konnte, was sie in der freien Wirtschaft erhalten Wer t zu errichten. Aber alle diese Bestre ungen 
waren nicht zielführend." hätten. Auch Sonderverträge - er denke dabei 

'an Werkmeister - hätte das Bundeskanzleramt 
Auf die Frage, ob versucht worden sei, von • nie genehmigt. Darüber hinaus hätte die Ge­

der AUA abgehende Techniker beim Bundesheer ,werkschaft Schwierigkeiten gemacht. Die Rela­
einzustellen, teilte Dr. Prader mit: ,tion der Gehälter beim, Heer und bei privaten 

"Ich war natürlich daran interessiert. Wenn Firmen hätte mindestens 1 zu 4 betragen. 
Sie sich, unsere Lohntabe1le hernehmen', so wis- Hinsichtlich einer weiteren Befassung der AUA 
sen Sie; woran es gescheitert ist. Es ist uns nur mit Reparaturarbeiten ist einem Aktenvermerk 
in einem einzigen Fall gelungen, einen AUA-Mann von Dr. Prader vom 24. Oktober 19'69 folgendes 
zum Bundesheer zu bringen, das war ein Chef- zu entnoehmen: 
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"Im Parlament haben am 23. Oktober 1969 
bei mir von der AUA die Herren Parizek, Redl 
und Hawle vorgesprochen. 

Die gena~lnten Herren ersuchten mich,dieAUA 
weiterhin bei Reparaturarbeiten für unsere Flie­
gerei zu berücksichtigen. 

sichtsrates der AUA sowie den beiden neu be­
stellten Vorstandsdirektoren geführten Bespre­
dlUagen endgültig abgelehnt hat. 

Dr. Zobel erklärte zum selben Thema: 

"Die wiederholten Versuche, mit der AUA ab­
zuschließen, scheiterten. Wir haben zwar x-mal 
urgiert, aber die 'neue Geschäftsführung hat den 
Vertrag abgelehnt." 

Ich habe den Herren mitgeteilt, daß ich die Ab­
sicht gehabt habe, die AUA als generellen In­
standsetzungspool für die Luftstreitkräfte ein­
zuschalten. Ein diesbezüglicher Vertrag stand un- b) Vor a rb e i t e n zum Ab schi u ß 
mittelbar vor der Unterzeichnung, als der Wech- ein e s Bei s t a n d sie ist u n g s ver t rag e s 
sel im AUA-Vorstand eintrat. Die neue AUA- (K n 0 w ho w - Ver t rag e s) 
Führung h;t mir mitgeteilt, daß sie diesen Ver- Breiten Raum in den Untersuchungen des Aus-
trag nicht unterzeichnen könne, weil die not- schusses nahm auch der beabsichtigte Abschluß 
wendigen Investitionsmittel nicht aufzubringen eines Beistandsleistungsvertrages (Know how­
sind. S~e hätt,e vom Finan1zministJer den Auftrag, Vertrages) ein. 
einen Sanierungsplan auszuarbeiten, der auch Danach befragt, was nach dem Scheitern der 
mit einer gewaltigen Personaleinschränkung ver- Verhandlungen mit der AUA geschehen sei, er- , 
bunden sein müsse. Darüber hinaus würde es sich klärte Dipl.-Ing. Mühlbacher, daß sich die ein­
bei vielen der in Aussicht genommenen Arbeiten ,zelnen Firmen dafür interessiert hätten, selbst 
für das Bundesheer nur um Arbeiten für ,Dritte' Know how zu bieten. 
handeln, die nicht übernommen werden können. Graf Atgll;sta hahe angeboten, eine Million 

Ich habe dann die AUA gebeten, mir mitzu- Dollar zur Verfügung zu stellen. Der Minister 
teilen, welche Leistungen sie künftighin erbrin- habe dies als guten Anfang bezeichnet. Er, Mühl­
gen könne. Darauf habe jch aber bis zur Stunde bacher, mußte aber nein dazu sagen, da er wußte, 
keine konkrete Antwort erhalten. Da durch diese wie das Agusta in Italien mache. Dieser verlange 
Verhandlungen zwei Jahre verlorengegangen sind, eine bezugsfertige Halle mit Heizung und sämt­
muß ich mich raschest bemühen, andere Metho- lichen Betriebsmitteln. Die Million Dollar würde 
den für die Instandhaltung unseres Fluggerätes aber gerade dazu ausreichen, um die Sonderwerk­
anzuwenden. Wir haben vor, eine Trechniker- zeuge zu bestellen. 
gruppe zu engagieren, die vor allem Spezialisten Das sei Agusta/Drescher gewesen. Dann habe 
für alle in unserem Bestand befindlichen Flug- sich noch Apenzeller dafür interessiert, der ge­
zeugtypen haben soll und die als Feuerwehr zur sagt habe, er hätte die Unterstützung der AUA. 
Verstärkung unsererInstandsetzungseinrichtungen Ferner habe sich Generalkonsul Hild dafür inter- -, 
auf Grund eines Zivilvertrages herangezogen wer- essiert, auch in Zusammenarbeit mit einer öster­
den kann. Aufträge, die 'wir auf diese Art nicht 'reichischen Firma. 
bewältigen können, müssen mit Firmen gelöst Auf die Frage, ob die AUA niemals über den 
werden. In diesem Rahmen soll es weiterhin mög- Umfang der Arbeiten informiert gewesen, sei, 
lich sein, gewisse Aufträge auch an die AUA 'zu stellte Dipl.-Ing. Mühlbacher fest, daß die AUA 
geben. Voraussetzung allerdings ist, daß wir end- ja schon zwei Jahre lang über den Umfang der 
lich klar sehen, was die AUA zu leisten imstande Arbeiten informiert gewesen sei. 
ist. Die Herren haben mir erklärt, daß sie sich Auf eine weitere Frage, ob Ing. Drescher mehr 
darum beim Vorstand bemühen werden." Informationen gehabt hätte als seine Konkur-

Zur Frage AUA heißt es in einem weiteren renzfirmen, erklärte Dipl.-Ing. Mühlbacher wört­
Schriftstück Dr. Pmders, ,diaß er sich seit Jahren lich: 
daru.m bemühe, eine .. Verbesserung der Einsatz- "Drescher hat sich ein Jahr lang intensiv damit 
bereitschaft und Erhohung des Klarstandes der ,befaßt. Er hat vom Bundesministerium für Lan­
Luftfahrzeuge .zu erreich~~. In langwierigen Ver- ,desverteidigung, von mir, nicht mehr Fachunter­
~andlun~en mit dem Prasldenten der AUA und lagen erhalten als 'jeder andere. Der Franzose 
l~ren Dlre.kto;en konnte am 8. November 1968 mußte seine französischen Unterlagen haben, der 
die Oberemstlmmung über den Abschluß eines Italiener seine Italien-Unterlagen. Ich habe dem 
~artungsvertrages mit der AUA erzielt werden. Drescher weder Unterlagen 'von den Franzosen 
Dieser :x'artungsvertrag fand am .20. N~vember noch von den Schweden noch von sonst jeman-
1968.mlt Zahl 115.861/68 auch die Zustlmmung dem gegeben. Er hat nur seine UMerJa,gen gehabt. 
des Fmanzressorts. Mir ist nicht bekannt, daß Drescher von anderen 

Am 17. Dezember 1968 wurde,der AUA die- Firmen Unterlagen gegeben worden wären, damit 
ser Vertrag übermittelt, den die AUA jedoch er Einsicht in andere Unterlagen nehmen könne." 
trotz zahlreicher auch unter dem Vorsitz Mini- Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher erklärte, 
ster Dr. Praders mit dem Präsidenten des Auf- auf weiteres Befragen, daß es auf Grund eines 
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Vorschlages von Ing. Drescher zur Ausarbeitung 
des Entwurfes eines Betreuungsvertrages gekom­
men sei. Der Vorgang sei mit dem Antragsteller 
wiederholt eingehend besprochen worden. Mit 
Schreiben vom 25. August 1969 sei der Firma 
Drescher eine Planungsstudie zu ihrem Vorschlag 
vom 31. Juli 1969 übe11ffiittelt worden. 

lng. Drescher erklärte, daß die Idee, eine Know 
how-Gruppe zu gründen, von ihm persönlich ge­
kömmen sei, aber erst zu einem Zeitpunkt, als alle 
anderen' Bemühungen, eine Werft auf ziviler 
Basis zu gründen, fehlgeschlagen waren. 

Auf die Frage nach der Notwendigkeit eines 
Wartungsvertiages antwortete General Seitz: 

"Wir hatten immer zu wenig echte Kräfte. Wir 
waren zwar immer hinterher, aber die Aufnahme­
formalitäten waren viel zu schleppend." 

Auf die Frage über das Zustandekommen eines 
Wartungsvertrages erklärte Bundesminister a. D. 
Dr. Prader: 

"In Anlehnung an den Wartungsvertrag der 
Elin hinsichtlich Kolomansberg, der zunächst 
sehr bekämpft wurde, habe ich vorgeschlagen, ein 
Firmenengagement zu suchen, das diese Aufgaben 
übernimmt. Nur war es da schwieriger, weil 
Elin Werke in österreich hat, während wir aber 
kein Flugzeugwerk haben .. 

Ich habe schließlich alle Flugzeugvertreter ein­
geladen und ihnen gesagt, daß ich um einen War­
tungsvertrag mit hochspezialisierten Leuten bitte 
und um Angebote ersuche. Die Vertreter der 
Flugzeugfirmen waren nicht sepr begeistert, weil 
jeder um sein Geschäft gefürchtet hat. Für mich 
aber war nicht das Geschäft der einzelnen Flug­
zeughändler entscheidend, sondern die Sicher­
stellung der Wartung im Bundesheer." 

Der General des Intendanzdienstes Dr. Zobel 
wurde darüber befragt,ob die Wartung der Bun­
desheerflugzeuge vor dem beabsichtigten Know 
how-Vertrag nicht oder nur mangelhaft funk~ 
tioniert hahe. Er bejahte .diese Fr:lge und hracht·e 
dem Ausschuß einen Brief von Minister Pr ader 
an. Minister Heilingsetzer zur Kenntnis, in· dem 
unter Hinweis auf die Ministerverantwortlichkeit 
ausdrücklich ausgeführt wird, daß zur Erhöhung 
des Klarstandes und zur Beseitigung des Not­
standes .bei der Wartung der Bundesheerflugzeuge 
einWartungsvertrag abgeschlossen werden müsse. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried sagte 
aus, daß lng. Drescher zumindest seit dem 31. Juli 
1969 vom Konzept des Know how-Vertrages 
Kenntnis gehabt habe. Er wisse darüber hinaus 
von einer Mitteilung des lng. Drescher, in der 
dieser arugiJbt, noch früher davon· Kerullitnis gehabt 
zu haben. Dies gehe auch aus einem Schreiben 
vom 15. Mai 1970 an Bundesminister Freihsler 
hervor, worin Ing. Drescher erklärte, schon zwei 

Jahre lang Vorarbeiten für den Aufbau emes 
Wartungsteams geleistet zu haben. 

lng. Drescher bezeichnete den 14. April 1969 
als die Geburtsstunde des Know how-Vertrages. 
An diesem Tage sei das Bundesministerium für 
Landesverteidigung durch Oberst Maerker an 
ihn schriftlich herangenI1et.en, er möge sich sofort 
zur Verfügung stellen und ein Expose über die 
Errichtung einer Instandsetzungswerft ausarbei­
ten; seine Arbeit, die er schon vor zwei Jahren 
begonnen habe, sei in einen Know how-Vertrag 
umgemodelt worden. Am 10. Juni 1969 habe er 
den Know how-Vertrag ausgearbeitet. Er sei an­
gewiesen worden, engen Kontakt mit General 
Dipl.-Ing. Mühlbacher zu halten, der ihm die 
Forderungen des Militärs kundtun werde. Der 
erste Vertragsentwurf vom 10. September 1969 
sei laufend geändert worden. 

Wie der Zeuge feststellte, habe sich der Vertrag, 
der ausgearbeitet worden sei, naturgemäß an den 
Entwurf, den er zuerst gemacht habe, gehalten. 
Die Sektion V habe schließlich aus diesem Ent­
wurf einen Ve.rtraJg !gemacht, damit h<rbe er aber 
nichts zu tun ,gehalbt. Die Ausschre~bunlg habe 
sich dann aus seinem Vertrag ergeben. Diese Aus­
schreibung habe auch er nicht gekannt. Ing. Dre­
scher bestätigte jedoch, daß der Inhalt des Lei­
stungsverzeichnisses im wesentlichen dasselbe ge­
wesen sei wie das Ergebnis der vorhergegangenen 
Verhandlungen. 

Bundesminister a. D. Dr. Prader verneinte die 
Fra.ge, ob ,die Idee eines tJechnisch,en A·ssistenzver­
trages' als Vorläufer des Know how-Vertrages 
von lng. Drescher stamme, vor allem im Hinblick 
auf . die Schwierigkeiten mit der BELL­
AGUST A 204., 

Auf die Frage, -ob ihm bekannt sei, ob einer 
der Bewerber schon vor dem 3. Oktober 1969 
über den Inhalt der Ausschreibungsunterlagen 
des Wartungsvertrages informiert war, erklärte 
Dr. Prader: ,I 

"Nein. Ich habe mit meinen Herren stunden­
lang darüber benanen, was man tun könnte, nach­
dem diese Situation mit der AUA eingetreten ist. 
Ich habe von der Wehrtechnik unentwegt War­
nungen bekommen, d1aß, wenn nicht durch das 
Vorhandensein entsprechender Technik~r die 
Wartung der Geräte sichergestellt ist, es zu einer 
sehr großen Fehlentwicklung kommen kann." 

Auf die Frage, ob der Flugzeugvertreter lng. 
Drescher Verhandlungen mit dem Ministerium 
über den Wartungsvertrag schon vor dieser Aus­
schreibung aufgenommen habe, erklärte Dr. Pra­
der: 

"M~tmir nicht. Ob it1gendwe1cheGespräche dar­
über geführt wurden, kann ich nicht wissen, weil 
die Firmenvertreter nur selten zu mir gekommen 
sind. Sie hatten viel mehr Kontakt mit der Wehr-
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technik, mit der Einkaufsabteilung und mit der 
Versorgungsabteilung. Das ist selbstverständlich." 

Auf den Vorhalt, daß Ing. Drescher als Zeuge 
erklärt habe, daß er im Sommer, also vor jenem 
3. Oktober, mit einem Vorschlag an das Ministe­
rium herangetreten wäre und daß praktisch sein 
ausgearbeitetes Offert der Ausschreibung zu­
grunde gelegt worden wäre, erwiderte Dr. Pra­
der: 

"Derartige Vorschläge in verschiedenen Modi­
fikationen hat es immer gegeben. Wir haben uns 
auch darum bemüht, über die Firma Hild die 
Sud A viation zu interessieren, Investitionen 
bei der AUA in Schwechat zu machen. Sie haben 
sich dazu bereit erklärt, aber nicht auf Firmen­
kosten. 

Ich habe mein weiteres Interesse an einer Ge­
schäftsverbindung bekundet, aber zum Ausdruck 
gebracht, daß die Firma ihrerseits auch Service­
leistungen erbringen müsse. Sie wollte aber In­
vestitionen nicht aus eigenem tätigen." 

Auf die wörtliche Frage "Ist Ihnen nicht be­
kannt, daß Ing. Drescher ein Offert an das Mini­
sterium herangetragen hat und dieses Offert prak­
tisch die Grundlage der Ausschreibung vom Ok­
tober 1969 war?" erwiderte Dr. Prader: 

"Das ist mir nicht bekannt. Ich habe mir den 
Wartungsvertrag mit der Firma Elin am Kolo­
mansberg als Modell genommen. Eine ähnliche 
Lösung ist mir vorgeschwebt, obwohl nicht die 
gleichen Vorbedingungen sind, weil Elin Werke 
in österreich hat, ein Flugzeugwerk aber nicht 
existiert. " 

Auch nach General Dr. Zobel war der War­
tungsvertrag mit' Elin das Muster eines Bei­
stands~eistungsvertrages (Know how-Vertuges). 

Auf die Frage, ob er sich an die Feststellung 
erinnern könne, daß Triebwerke nicht Gegen­
stand, der Betreuung ,durch ,die Kno'W how­
Gruppe sein können, stellt,e Dr. Prader fest: 

"Das kann ich absolut geäußert haben, aber 
nicht, weil wir die Einrichtungen nicht haben. 
Ich habe schon am Anfang erwähnt, daß Trieb­
werke in Osterreich nicht überholt hätten werden 
können. Das schien mir aber weniger gravierend 
zu sein, weil wir uns mit Ersatztriebwerken hel­
fen hätten können. Nach Mitteilung der Techni­
ker wären die notwendigen Investitionen für 
Triebwerksüberholungen in derart gigantische 
Summen gegangen, daß das außer halb jeder Re­
alität gestanden ist." 

Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer führte vor 
dem Ausschuß aus, daß der Minister im Sep­
tember 1969, nachdem ein Wartungsvertrag mit 
der AUA nicht zustande gekommen sei, die Wei­
sung erteilt habe, einen sogenannten Know how­
Vertrag abzuschließen. Durch diesen Vertrag 
sollte die Beratung der Techniker des Bundes-

heeres gewährleistet werden, um die Einsatzbe­
reitschaft der Flugzeuge zu erhöhen. Es sei vor­
gesehen gewesen, daß ein Teil dieses Beratungs~ 
vertrages auch handwerkliche Leistungen umfas­
sen solle. Zum 'größten Teil aber seien die in Aus­
sicht genommenen Leistungen Beratungsleistun­
gen gewesen. 

Am 4. September 1969 habe der Minister an­
geordnet, daß im Einvernehmen mit den zustän­
digen Stellen umgehend der Vertragauszuarbei­
ten sei. Diese Weisung habe sich auf eine Pla­
nungsstudie der Abteilung Wehrtechnik/Flug­
wesen bezogen, die dem Minister klargemacht 
habe, worauf es in einem solchen Vertrag an­
komme. 

Nach dieser Studie habe laut Dkfm. Kanitzer 
die Abteilung Wehrtechnik/Flugwesen auftrags­
gemäß mit Ing. Drescher Gespräche geführt und 
dessen Forderungen präzisiert. Auf Grund dieser 
übermittelten Forderungen habe dann die Ein­
kaufsabteilung A einen Vertrag entworfen, der 
in modifizierter Form zur Ausschreibung geführt 
habe. 

Die Ausschreibung sei am 15. Oktober 1969 
durchgeführt worden, die Firmen habe der Mini­
'ster ausgewählt. Die Angebotsfrist sei mit 
14 Tagen begrenzt gewesen. Nach Einlangen der 
Angebote habe die Sektion V dem Minister be­
richtet, eine Entscheidung erbeten und schließlich 
einen Vertragsentwurf vorgelegt. 

Für die Firma Hild hatte Dipl.-Ing. Pro­
chazka an der Vorbesprechung zur Ausschreibung 
des Know how-Vertrages teilgenommen. Der Ge­
,nannte sagte vor dem Untersuchungsausschuß 
aus, daß er gewisse stenographische Kenntnisse 
habe und bei derartigen Sitzungen so vollständig 
wie nur möglich mitzuschreiben pflege, was er 
auch im konkreten Falle getan habe. Nach dem 

'von ihm angefertigten Sitzungsbericht habe am 
3. Oktober 1969 um 16 Uhr im Bundesministe-

'rium für Landesverteidigung die Besprechung 
über das Projekt he treffend: den Aufbau einer 
Know how-Gruppe zur Betreuung der vom 1}un­
desministerium für Landesverteidigurig einge­
setzten Fluggeräte stattgefunden. 

Die Sitzung sei von General Dipl.-Ing. Mühl­
bacher eröffnet worden, der die Problemstellung 
darlegte. Aufgabe der Know how-Gruppe sollte 
sein, die Betreuung der eingesetzten Fluggeräte, 
insbesondere die Einweisung, Abnahme, Über­
nahme, Inbetriebnahme und Inbetriebhaltung, zu 
gewährleisten. Das vorgesehene Spezialisten team 
sollte unter anderem Betriebsanweisungen, Bedie­
nungsanweisungen, Prüfvorschriften und techni­
sche Modifikationsanweisungen ausarbeiten. Erfor-
derlich seien einige Ingenieure mit Erfahrungen 
in der Flugzeugbetreuung (Wartung) sowie einige 
Spezialisten, die in der Lage seien, praktische An­
weisungen zu geben und handwerklich mitzuar­
beiten. In Ausnahmefällen hätte die Know how-
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Gruppe auch Ersatzteile zu beschaffen. Trieb­
werke sollten nicht Gegenstand der Betreuung der 
Know how-Gruppe sein. 

Minister Dr'. Prader, der mit Oberst Maerker 
erst später erschienen sei, habe erklärt, wer ein 
solches Team nicht stellen könne, scheide aus. 
Er wolle auf keinen Fall von jeder Firma fünf 
Leute haben, einer müsse in der Lage sein, alles 
zu übeniehmen. Er wisse, daß die Ausschreibung 
sehr schwierig sei, es müsse jedoch klar gesagt 
werden, wer hier nicht mittue, scheide aus. Und 
bei einer Firma, die nicht mittue, werde das Buri­
desheer nichts mehr kaufen. 

Ausdrücklich bestätigte der Zeuge die Richtig­
keit. seiner Aufzeichnungen hinsichtlich der wie­
dergegebenen Ausführungen Dr. Pr.aders und be­
merkte ergänzend: 

"Ja, gerade an diesen Wortlaut kann ich mich 
sogar genau erinnern, vor allem an den letzten 
Nebensatz' ,werden wir nichts mehr kaufen'. 
Der Minister hat dies mit sehr kategorischer Be­
tonung gesagt." 

wird oder ob etliche Angebote kommen und der 
Bestbieter den Zuschlag bekommt. Das Ersatz­
teilgeschäft wäre jeder Firma belassen worden." 

Auf eine weitere Frage, ob er sich an eine an­
dere Kußerung des Ministers erinnern könne, daß 
es SchwIerigkeiten machen würde, von einer 
Firma, die da nicht mittun würde, in Zukunft 
etwas zu kaufen, erwiderte der Zeuge: 

"Das glaube ich eigentlich nicht. An diese Ku­
ßerungen kann ich mich keinesfalls erinnern. Ich 
wüßte auch gar nicht, was das für einen Effekt 
gehabt hätte. Dem Minister war es egal, ob einer 
anbietet oder alle anbieten. Vorangestellt ist aber 
wOl"den - das war in9besonldere ein Einwurf 
Apcnzellers -, daß das Ersatzteilgeschäft und 
das Repräsentanzwesen dadurch nicht berührt 
würden." 

Auf die Frage, ob er mit dem Entwurf des 
Know how-Vertrages dienstlich zu· .tun gehabt 
habe, erklärte Dr. Zobel: 

"Man muß zwei Anträge unterscheiden, die wir 
: dem Bundesministerium für Finanzen vorgelegt 
haben. Im November 1968 haben wir nach län­

Auf die Frage, ob ihm aufgefallen sei, daß Ing .. geren Verhandlungen mit der AUA einen Wa:­
Drescher bei der Sitzung über die Problematik des tungsvertrag für die Flugzeuge gemacht. Wir 
Know how-Vertrages schon informiert gewesen :haben dazu auch die Zustimmung des Finanzmini­
sei, erklärte Dipl.-Ing. Prochazka, Ing. Drescher 'steriums erhalten. Diese Zustimmung wurde je­
habe nahezu keinerlei Aufzeichnungen gemacht, 'doch davon abhängig gemacht, daß das zustän­
was ihm auffiel. Gegen Ende der Sitzung habe' dige Gremium der AUA zustimmt. Nachdem 
Ing. Dre.scher an den Zeugen die Frage gerichtet, diese Zustimmung trotz wiederholter Urgenzen 
warum er alles so ausführlich mitschreibe, das stehe nicht erteilt wurde und die AUA aus Investitions­
ja ohnedies alles in der' Ausschreibung; daran gründen nicht bereit war, ,Arbeiten für Dritte' 
könne sich der Zeuge ebenfalls mit einer an : durchzuführen hat Minister Prader folgende 
Wörtlichkeit grenzenden Genauigkeit erinnern. :Luftverkehrsu~ternehmungen telegraphisch zu 

Auf den Vorhalt der Zeugenaussage über seine 'einer Besprechung eingeladen: Hild, Drescher, 
angebliche Kußerung, daß von einem, der bei der :Harrer, Apenzeller und die Avis." 
Know how-Gruppe nicht mittue, das Bundes- Auf die Frage, ob der Minister begründet habe, 
heer nichts kaufen werden, erwiderte Dr. Prader: warum AUA und Flughafenbetriebsgesellschaft 

,;Das Gegenteil: Daß sich an dieser Frage über- :nicht eingeladen werden sollten, erklärte Dr. 
haupt nichts ändert. Das wäre auch gar nicht' Zobel: 
möglich gewesen, das ist ein glatter Unsinn. Ich "Ja, in dem zweiten Antrag an das Finanz­
kann doch' nicht sagen, wir kaufen bei Saab ministerium, den der Minister approbiert hat, 
nicht mehr. Ich kann nicht plötzlich Saab-Pro~ 'führt er bewußt an, warum er die AUA nicht 
dukte' in Frankreich kaufen wollen, denn die gibt einlädt: weil die AUA den Wartungsvertrag, 
es nicht'''den das Finanzministerium schon genehmigt ge­

Dr. Pradersagte, mit Bestimmtheit zu wissen, 
eine solche Aussage nicht gemacht zu haben, und 
er bestreite auf das entschiedenste, daß er auf be­
stimmte Firmen zum raschen Zustandekommen 
einer Know how-Gruppe Druck. ausgeübt habe. 

Auf die Frage, ob er sich an eine Aussage des 
Ministers erinnern könne, daß jene Firmenver­
treter, die nicht bereit wären mitzutun, ausschei­
den würden, erklärte Obe.l1~ Mae.rker: 

,;Das hat sich nur auf das Wartungsteam bezo­
gen. Im Vordergrund stand aber ein Wartungs­
team überhaupt, ganz gleichgültig, ob sie sich 
alle zusammenschließen und einer Geschäftsführer 

habt hat und der nur der Unterschrift des Vor­
standes der AUA bedurft hätte, nicht unter­
schrieben hat und weil sie eine Anfrage des Mi­
nisters nicht beantwortet hat." 

Auf die Frage "Wissen Sie, warum die AUA 
und die Flughafenbetriebsgesellschaft nicht ein­
:geladen wurden?" sagte Ing. Drescher: 

"Das habe ich nicht gehört, aber ich kann mir 
vorstellen, warum das so war. Die Flughafen­
betriebsgesellschaft nicht ganz, aber die AUA hat 
das MiLrtär fünf Jahre lang ,gepflanzt'." 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried wurde 
darüber befragt, ob ihm die Gründe dafür be-
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kannt seien, warum die AUA bei der Ausschrei­
bung des Know how-Vertrages nicht eingeladen 
worden ist. Wie er mitteilte, sei die AUA von der 
Einkaufsabteilung A vorgeschlagen worden, weil 
bekannt gewesen sei, daß sie als einziges Unter­
nehmen in österreich schon an Düsenflugzeugen 
und Turbinen gearbeitet habe und daher in er­
ster Linie in Betracht gekommen wäre, Arbeiten 
dieser Art durchzuführen. Die Einkaufsabtei­
lung A sei jedoch am 4. September 1969 mündlich 
und am Tag darauf unter übermittlung eines 
Dienstzettels beauftragt worden, einen dement­
sprechenden Vertragsentwurf mit Ing. Drescher 
auszuarbeiten. 

Aus Gesprächen mit General Dr. Zobel sei 
ihm bekannt, daß die zur Vorbesprechung über 
die Ausschreibung eines Know how-Vertrages ein­
zuladenden Firmen vom Bundesminister per-' 
sönlich ausgewählt worden seien. Dem Verneh­
men nach seien die Ladunlgen telegraphisch durch 
die Adjutantur erfolgt. Als Begründung d~für, 
warum die AUA nicht eingeladen wurde, sei 
ihm gesagt worden, daß die AUA den Abschluß 
eines Wartungsvertrages, über den seit 1968 ver­
haruddt wundIe, v;erweigert halbe, wei,l ihr die 
erforderlichen Investitionsmittel zur Errichtung 
einer zusätzlichen Halle gefehlt hätten. 

Auf die Frage, ob er Kenntnis von Prüfungen 
über die Kapitalausstattung der für den Know 
how-Vertrag vorgesehenen Firmen habe, ant­
wortete der Zeuge, er habe nie den Auftrag be­
kommen, die Kapitalausstattung der in dieser 
Branche tätigen Unternehmen zu prüfen. 

über die näheren Umstände befragt, warum 
es zu keinem V,ertra'gsabs,chluß mit der AUA über 
die Durchführung von Wartungs arbeiten gekom­
men ist, erklärte Dr. Seyfried, daß der Wartungs­
vertrag in der vom Bundesheer vorgeschlagenen 
Fassung von der AUA nicht unterschrieben 'wor­
den sei. Die AUA habe aber in zwei Briefen um 
die Erteilung weiterer Aufträge ersucht und dar­
um gebeten, den Vertragsentwurf in einigen 
Punkten zu modifizieren. Diese Schreiben seien 
seines Wissens an die Einkaufsabteilung A gegan­
gen und General Dr. Zobel vorgelegt worden. 
Ob dieser sie, dem Bundesminister vorgelegt 
habe, sei ihm nicht bekannnt. Eine Be­
antwortung der Schreiben durch das Bun­
desheer sei nicht erfolgt. Für die Beantwortung 
wäre zweifellos die Einkaufsabteilung A zustän­
dig gewesen, aher dies,e halbe zahLre~che gegemeiligt' 
mündliche und auch schriftliche Weisungen er­
halten, sodaß sie praktisch mit der AUA nicht 
mehr verhandeln konnte. ' 

In dieser Zeit hätten wiederholt AUA-Inge­
nieure in der Einkaufsabteilung A vorgesprochen, 
um die Vertragsverhandlungen fortzusetzen, aber 
man mußte sie wegschicken. 

Auf die Frage, ob General Dr. Zobel 
eIne Weisung erteilt habe, mit der AUA 

nicht zu verhandeln, antwortete der Zeuge, 
daß solche Weisungen nicht nur von die­
sem gekommen seien. Mitteilungen, mit der AUA 
nicht mehr zu verhandeln, habe die Einkaufs­
abteilung A auch von Generalmajor Dipl.-Ing. 
Mühlbacher erhalten. Beide Herren hätten sich 
auf den Verteidigungsminister berufen. 

Auf den Vorhalt, daß sich nach einer Zeugen­
aussage die AUA im Jahre 1969 in mehreren 
Briefen an das Ministerium auch an einem Know 
how -Vertrag interessiert gezeigt hätte, erwiderte 
Dr. Prader, daß ihm diese Briefe nicht bekannt 
seien. Er wisse nicht, wer diese Briefe bekommen 
habe, an ihn seien sie jedenfalls nicht gerichtet 
gewesen. Auch von einem Brief der AUA vom 
17. März 1970, in dem die AUA neuerlich auf 
ihr Interesse hingewiesen habe, sei ihm nichts 
bekannt. 

Die Frage, 'Übet verbonen halbe, mit der AUA 
weiter zu verhandeln, bejahte Dr. Prader. Nach 
der Begründung für dieses Verbot befragt, ant­
wortete der Zeuge: 

"Weil mir die AUA keine Antwort gegeben 
hat, was sie überhaupt leisten kann. Ich warte 
heute noch darauf." 

Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer teilte dem 
Ausschuß mit, daß der vom Bundesheer ausge­
arbeitete AUA-Vertrag in verhältnismäßig kurzer 
Zeit vom Finanzministerium genehmigt' worden 
sei. Der Vertragsentwurf sei am 8. Nov~mber 
1968 verfaßt und am 20. November vom FInanz-. 
ministerium genehmigt worden. Anschließend ~ei 
er bei der AUA bis Mai 1969 unbeantwortet he­
gengeblieben. Nach mehrfachen Urgenzen h.abe 
schließlich die AUA mitgeteilt, daß sie sich mcht 
in der Lage sähe, den Wartungsvertrag in der vor­
geschlagenen Fassung abzuschließen. 

Bei der Frage, ob er beurteilen könne, ob die 
Bedenken, die die AUA veranlaßt hätten, den 
Wartungsvertug a1bzulehnen, ·auch bei dem soge­
nann ten Know how-Vertrag vorgelegen seien, 
verwies der Zeuge auf ein Geschäftsstück, wonach 
die Kapitalkraft der AUA als zu gering erachtet 
worden sei, um den Auftrag zu übernehmen. Die 
Zusatzfrage, ob ihm bekannt sei, welche Kapital­
kraft bei einer Beratung notwendig gewesen wäre, 
konnte der Zeuge nicht beantworten. 

Bundesminister a. D. Dr. Prader erklärte zur 
Frage Wartungsvertrag AUA:· 

"Ich habe erwähnt, daß ich die Herren der 
neuen AUA-Führung ersucht habe, mir mitzu­
teilen, was sie machen können. Ich habe ein der­
artiges Angebot nie konkret erhalten. 

Ich möchte bitten, zwei Dinge auseinander­
zuhalten, nämlrch die Durchführung von Repara­
turen und den Know how-Vertrag. Zur Durch­
führung von Reparaturen wäre die AUA, soweit 
es ihre Kapazität zuläßt, in maximalstem Aus-
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maß herangezogen worden. Im Falle des Know bot gelegt habe, führte der Zeuge aus, daß 
how-Vertrages handelte es sich aber um die An- Ing. Drescher ein vollständiges Angebot unter­
leitung durch hochqualifizierte Techniker, genau breitet habe, während sich die anderen Firmen 
das, was die schwedischen Ingenieure von der von vornherein zu einer Kapitalgesellschaft unter 
Saab gemacht haben." einer neutralen Geschäftsführung zusammen-

Wie Bundesminister a. D. Dr. Prader erklärte, schließen wollten. Irtg. Drescher habe das ein­
seien bei den Saab-Wer ken sehr viele öster- zige ausschreibungsgemäße Angebot nach den 
reicher beschäftigt. Ein sehr wertvolles Kontin- Bestimmungen der önorm gelegt. 
gent österreichischer Arbeiter sei nach Deutschland Nach Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried 
abgewandert. Nach. seinen Vorstellungen wäre hätten die Firmen Apenzeller, Hild· und Avis 
österreich in der Lage gewesen, diese Leute zu die Bildung einer Kapitalgesellscha"ft vorge­
engagieren. Praktisch sei es ja darum gegangen, schlagen. Harrer habe sich am wenigsten für den 
über eine Firma, die dazu in der Lage sei, Spe- Know how-Vertrag interessiert und nicht einmal 

. zialisten zu bekommen. ein formelles Angebot abgegeben. Ing. Drescher 
Er habe die Firmen Apenzeller, Hild und Dre- habe ,ein vollständiges Angebot abgegeben und mit­

scher bei der Ausschreibung des Know how-Ver- geteilt, er wäre bereit, jedem einzelnen seiner 
,trages eingeladen, weil er geglaubt habe, daß diese Vertreterkollegen, falls dieser den Zuschlag er­
Firmen imstande gewesen wären, dem Bundesheer halte, rückhaltlos zu unterstützen. Er 'Sie i jedoch 
permanent Spezialisten zur Verfügung zu stellen. nicht bereit; einer Kapitalgesellschaft beizutreten. 
Die Zusatzfrage, ob seine Ausführungen so zu Zur Frage, ob bei dem Umfang des Beistands­
verstehen sei.en, daß. er zum Zeitpunkt der be- I eistungsvertrages ein Zeitraum von 15 Tagen 
schränkten Ausschreibung die genannten Firmen zwischen Offerteinladung und Offerteröff-
in bezug auf den. Know how-Vertrag für nung als übliche und vor allem erfüllbare Frist 
leistungsfähiger gehalten habe als ,die AUA, be- angesehen werden könne, führte Oberstleut­
jahte der Zeuge. na nt-Intendant Dr. Seyfried aus, daß er hiezu 
c) Au S5 ehr e i b u n g des Bei s t a n d s- keinen VerlgleiCh ,ansteHen könne, weil das Bun-
lei s tun g s ver t rag e s (K n 0 w h 0 w- desheer eine derartige Leistung noch nie aus-

. Ver t rag e s) geschrieben habe. Im Hinblick auf die gegebene 
. Aus den dem. Untersuchungsausschuß vor- Situation. sei ihm persönlich diese Frist kurz 

gelegten Geschäftsstücken des Bundesministeriums erschienen. 
für Landesverteidigung ergibt sich, daß nach Dr. Seyfried glaube, sich daran erinnern zu 
der Vorbesprechung mit den Firmenvertretern können, daß Apenzeller im Angebot eine Frist­
vom 3. Oktober am 15. Oi5-tober eine im Gegen- verlängerung beantragt habe. Das sei aber von 
stand' auf fünf Firmen beschränkte Ausschrei- vornherein ein falscher Weg gewesen, weil das 
bung .erfolgte. Anbot~eröffnung war am 30. Ok- erst bei Eröffnung der Angebote offenbar werde. 
tob er 1969. Zu diesem Zeitpunkt sei es für eine Frister-

Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacherwurde. streckung schon zu spät, weil das vor der An­
darüber befragt, ob es sich bei der beschränkten gebotseröffnung geschehen müßte. 
Ausschreibung gewissermaßen um ein Alibi ge- Ober di.e Gründle für dieSle kurz erscheinen,d:e 
handelt habe. Er verneinte diese Frage und Frist befragt, erklärte der Zeuge, daß er von 
führte aus, daß ihn der Minister gefragt habe, Gründen allgemeiner Art wisse, soweit sie ihm 
wer -für ein Angebot in Betracht komme. Er aus Gesprächen mit Firmenvertretern in Er­
habe dem Minister vorgeschlagen, die AUA, die innerung seien. Im konkreten sei z. B. erklärt 
Flughafenbetriebsgesellschäft und sämtliche. Flug~ worden, daß es in 14 Tagen praktisch 
zeugver~retungen heranzuziehen. Die Flughafen- nicht möglich sei, die geforderten Spezialisten 
betriebsgesellsehaft und die AUA seien. jedoch für bestimmte Flugzeugtypen zu finden. Aber 
'nicht eing~l~den worden. Der Herr Minister auch die ausgeschriebene 'Leistung sei in diesem 
'habe· gemeint: "Die AUA hat die ganze Zeit Punkt noch sehr unkla,r 'gewesen, da die Qiü.1i­
gesagt, sie wolle das nicht machen; sie könne das fikation der einzelnen Leute nicht eindeutig 
nicht. Daher' wel1de er'si,e nicht einla;den; Eirt- umrissen gewesen sei. AuLdie Frage, ob seiner 
geladen und ~r;chienen ztir Vorbesprechung seien Ansicht nach die Frist zur Bereitstellung des 
Vertreter der' J<:irmen Hild,Harrer, Drescher" erforderlichen Personal- und Materialeinsatzes 
Apenzeller und Avis." zu kurz gewesen sei, antwortete der Zeuge, daß 
. Der General des lritendaiizdienstes Dr. Zobel: dies v;on Firma zu Firma verschieden sein möge, 
ant~ortete auf ·die Frage, über wessen Vorschlag' fü~ eine uI.lvorbere~tete Firma schiene. ihm die 
es schließlich zu einer beschränkten Ausschrei~ Fnst zu kurz zu sem. 
b~rtg des Know höw-Vertrages' gekommert sei, Auf die Frage "Halten Sie es für möglich, daß 
daß der Minister diese beschränkte Ausschl'eibun.g innerhalb der gesetzten Frist plus der bean­
gewollt habe.' Zur Frage, ob lng. Drescher in. tragten 'Fristerstreckung auch jene, die nicht von 

,der Know how-Ausschreibung das beste Ange-j vornherein damit befaßt waren, eiile detaillierte 
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Ausschreibung hätten abgeben können?" ant- die Frist zur Anbotlegung erstreckt wurde, er-
wartete Ing. Drescher: klärte Dr. Prader: . 

"Die Ausschreibung wurde ja im Detail vor­
gelegt. Das von mir Erarbeitete wurde mit mei­
nem Einverständnis verwendet. Es war keine 
andere Arbeit zu machen als hinzuschreiben, was 
eiri Serviceingenieur, ein Techniker oder eine 
Schreibkraft mit Fremdsprachenkenntnissen 
kostet." 

Auf eine weitere Frage ("Es ist behauptet 
worden, daß es Ihren Konkurrenten innerhalb 
der durch die Ausschreibung gesetzten Frist, die 
wunschgemäß erstreckt wurde, nicht möglich 
gewesen wäre, die Angaben der Ausschreibung 
detailliert zu beantworten") erklärte der Zeuge: 
, "Das ist nicht richtig. Vorher war eine Sitzung, 

und der Herr Minister hat gefragt: ,Meine 
Herren! Welche Frist wollen Sie, wann sind Sie 
dazu in der Lage?' Der eine hat 14 Tage ge­
sagt, ein anderer drei Wochen. Herr Vogou als 
unser Sprecher hat gemeint, mit 14 Tagen 
finden wir das Auslangen. Alle Herren waren 
damit einverstanden. Keiner hat ein Veto ein­
gelegt." 

Zuletzt erklärte Ing. Drescher noch, daß er 
der Ansicht sei,' daß jemand, der erst am 
15. Oktober das Leistungsverzeichnis erhalten 
habe, ohne weiteres in der Lage gewesen wäre, 
bis 30. Oktober ein vollständiges Angebot zu 
erstellen. 

Auch nach dem von Dipl.-Ing. 'Prochazka an-
,gefertigten Protokoll über die Vorbesprechung 
vom 3. Oktober 1969 erklärte der Vertreter 
der Firma Avis Vogou auf die Aufforderung, 
konkret eine Zeitspanne zu nennen, die für die 
Beantwortung benötigt werde: ,,14 Tage." 

Bundesminister a. D. Dr. Prader erklärte zur 
Frage der Ausschreibungfrist: 

"Ich habe in einer offenen Aussprache mit allen 
Vertretern die. Situation gen au erläutert und 
die Punkte genau durchbesprochen. Ich glaube, 
ApeJ;lJzelle.r hat um FriSltverLän'g,erung ersucht, 
dem habe ich sofort Rechnung getragen. Sie 
waren wahrscheinlich nicht imstande, das zu 
liefern. Ich habe auch erklärt, warum ich in 
Terminnot geraten bin. 

Den Firmen~ertretern ist es um etwas ganz 
anderes gegangen. Sie haben befürchtet, daß sie 
das Ersatzteilgeschäh verlieren. Ich hahe erk<1ärt 
- und das ist ausdrücklich festgehalten -,: daß 
sich an der gegebenen Situation nichts ändert, 
sondern daß die weiteren Ersatzteillieferungen 
so wie bisher über die jeweiligen Firmen gehen. 
Ob sie diese Aussage geglaubt, haben, weiß idl 
nidlt. Im Geschäftsleben ist man halt rriiK­
tra uisch;":, 

A\lf die Frage, ob ihm bekannt sei, warum 
außer von lng. Drescher keine ausschreibungs­
gemäßen Angebote gelegt 'worden sind, obwohl 

"Eine zu große Zeitspanne konnte ich nicht 
zubilligen, durch die Verzögerungen mit der 
AUA war eine zeitlich sehr brisante Situation 
entstanden.. 

Ich gebe schon zu, daß es schwierig war, das 
müssen ja Superleute sein, die das machen. Wir 
haben die Hilfe des Saab-Werkes in Anspruch 
genommen. Ich glaube, daß das pro Tag min­
destens 1500, wenn nicht 3000 S gekostet hat. 
Sie können sich 'ausrechnen, welchen Betrag wir 
da aufbringen mußten. 

Aus diesen Gründen habe ich dann auch die 
Schule für Flugzeugtechnik in Langenlebarn 
gegründet, damit wir uns in einer eigenen Schule 
Nachwuchs heranbilden können. Das dauert 
natürlich eine Zeit, aber es war immerhin in 
die Wege geleitet. 

Wenn ich Techniker aus' dem Ausland enga­
giere und es kommt eine kritische Situation, 
dann fahren diese Techniker nach Hause. Es war 
daher die überlegung, sich mit österreicherh' ein 
solches Team von Fachleuten zu . schaffen." 

Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer wurde dar­
über befragt, wen die Einkaufsabteilung Aals 
Bestbieter angesehen habe. Wie der Zeuge er­
klärte, sei. man zu der Ansicht gekommen, daß 
überhaupt keiner geeignet wäre. Die. Einkaufs­
abteilung A sei der Ansicht gewesen, daß man das 
Problem ganz anders anfassen hätte müssen. 
Am besten wäre es gewesen,' eine Gesellschaft zu 
gründen, wodurch zum Beispiel die Beden:ken 
der Geheimhaltung, zerstreut worden wären. 
Seiner Meinung nach wäre damit für den 'Bund 
eine bessere Startmöglichkeit gegeben gewesen. 
Der Vorschlag, eine Kapitalgesellschaft zu grün­
den, sei allerdings damit entkräftet worden, daß 
diese Bedenken auch durch einen Geschäfts­
führer, der abberufen werden könne, nicht ohne 
weiteres zer~treut werden könnten. 

Der Zeuge Hildfahd die Idee, eine zivile 
Firma mit Aufgaben der technisChen Wartung 
und Assistenz zu beauftragen, grundsätzlich gut. 
Sie ,sei auch in vielen' Ländern, durchgeführt 
worden. Es sei jedoch nirgends: relfte Beratung, 
etwas Wartung solle schon dabei sein. Völlig un­
haltbar fände er aber ,die Idee, einem Mann 'die 
Betreuung aller Fabrikate zu geben, 'de~ 'd~mit 
EinsiCht' in Konkurrenzetzeugnisse bekomme. 
Dagegen müßte sich jedes Erzeugerwerk we~ren. 

Als Hild von deI' beabsichtigten Know how­
Gruppe gehört habe, hätten' ,~hn zwei Dinge 
äußerst erstaunt: Erstens' die' Frist von 14: Tagen 
für das Angebot, denn, es sei ausgeschlossen,. eine 
derart komplizierte Sache in 14 Tagen anzu,­
bieten. Das zweite, .was ihn .. frappiert habe, 
sei gewesen, daß das Lastenheft, auf Grund dessen 
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angeboten werden sollte, _kommerziell gesehen, 
einen "absoluten Irrsinn" darstellte. Man könne 
nicht verlangen, wie das vorgesehen gewesen 
sei, Fixkostenzuschläge für eine Zeit von fünf 
Jahren definitiv auf eine bestimmte Anzahl von 
Arbeitskräften umzulegen, wenn die Zahl der 
Arbeitskräfte nicht feststeht und keine Varia­
tionsmöglichkeit hinsichtlich der Anzahl der 
Mitarbeiter besteht. Die Zahl der angenommenen 
Fachkräfte wäre einmal zu hoch und einmal zu 
niedrig gewesen. Kommerziell gesehen sei das 
unverständlich und ohne jeden Zweifel nur mit 
außerordentlich hohen Kosten für das' Mini­
sterium oder das Militär realisierbar. 

Wie Hild weiters ausführte, habe er an· 
geregt, man möge eine Gesellschaft grün­
den, an der alle, die an Flugzeuggeschäften 
interessi~rt seien, also insbesondere lng. Drescher, 
Vogou, Apenzeller und Harrer, beteiligt sein 
sollen. Diese Gesellschaft sollte allen gemeinsam 
gehören, und es sollte ein Geschäftsführer einge­
setzt werden. Eine solche Firma könnte dann 
eine derartige Aufgabe übernehmen und würde 
die Unterstützung von allen Seiten haben. 
lng. Drescher habe diesen Vorschlag abgelehnt 
und gemeint, das komme überhaupt nicht in 
Frage, und wenn, dann nur, wenn er 80 Pro­
zent der Firma bekäme. Damit sei keine Ge­
sprächsbasis mehr gegeben gewesen. Die Firma 
Hild habe als Antwort auf die beschränkte Aus­
schreibung vorgeschlagen, gewisse perzentuell 
festzulegende Zuschläge auf die Effektivkosten 
der erforderlichen Fachleute aufzuschlagen, also 
ein'e Kalkuilation., ·die kommerziell vertretbar sei 
un'd di,e auch einer überprüfung standhalte. 

Hilderklärte werter, daß in der Ausschrei­
bung ein Passus enthalten gewesen sei, wonach 
nur ein Anbot, das alle Punkte des Lasten­
heftes in der vorgeschriebenen Form beantworte, 
als Anbot gelte. Befragt, ob eine Erfüllung dieser 
Bestimmung innerhalb der gesetzten Frist von 
14 Tagen möglich erschiene, antwortete der 
Zeuge: "Ein' Anbot in 'qieser F<;>rm ist völlig 
ausgeschlossen. " 

Auf die Zusatzfrage, ob er auf Grund dieser 
Bestimmung von vornherein angenommen habe, 
daß er nicht mitkonkurrieren könne, erklärte 
Hild, daß ihm vollkommen klar gewesen sei, 
daß er auf Grund der Aus~chreibungsbedingungen 
kein Angebot abgeben hätte. können, das bei 
sÜ'enger Auslegung der Ausschreibung als Ange­
bot, gelten' würde. In de~ Ausschreibung sei ein­
deutig gestanden, daß unvollständig ausgefüllte 
oder ge~nderte Angebote als freie Alternativ­
angebote betrachtet werden würden. Er könne 
aber ·einem Staat oder einem Militär nicht zu­
muten, in ein Offert Beträge hineinzuschreiben, 
die variabel seien. 

Auf die Frage, ob er für eine gemeinsam zu 
errichtende Gesellschaft einen Anteil von 80 Pro­
zent verlangt hätte, erklärte lng. Drescher: 

"Ich wollte nur eine Mehrheit von 51 Pro­
zent haben. Von 80 Prozent war keine Rede. 
Damit waren aber die anderen ~icht einver­
standen. " 

Dipl.-Ing. Prochazka betrachtete das Ansinnen 
der Ausschreibung seinem inneren Kern nach für 
zumutbar, denn es gehe in der Ausschreibung 
vorwiegend um keine handwerkliche Tätigkeit 
oder die Durchführung von verschiedenen Ar­
beiten am Fluggerät selbst, sondern vor allem ) 
um .deren überwachung, um die Umsetzung der 
durch die Wartungshandbücher vorgeschriebenen 
Arbeiten in eine werkstattkonforme Fassung, 
um das, was im Rahmen des Bundesministeriums 
für Landesverteidigung durch die sogenannte 
Technische An~eisung geschehe. Es sei also weni­
ger eine reine Wartung, eine Arbeit am Gerät 
selbst, als zum Großteil technische Betreuung. 
Grundsätzlich sei es einer Lieferfirma oder deren 
Vertretung nicht unzumutbar, diese Arbeiten 
auch an einem relativ kleineren Gerätepark 
durchzuführen. 

Er betradlte es aber als unzumutbar, wenn 
einer nicht neutralen Firma, einer Firma, die 
selbst die Vertretung von Fluggerät habe und 
die mit anderen Firmen, die hier in Betracht 
gekommen seien, in Konkurrenz stehe, die Be­
treuung des gesamten Flugzeugparkes übertragen 
werden sollte. 

Auf die Frage, ob nach diesem Vertrag durch 
die Know how-Gruppe auch Ersatzteile von 
Fabrikaten, die er nicht vertrete, einzubauen und 
zu beschaffen gewesen wären, erklärte lng. 
Drescher: 

"Das ist unrichtig. Es steht ausdrücklich im 
Vertrag, daß die Ersatzteilbestellungen bei den 
jeweiligen Flugzeugv'ertretungen vorzunehmen 
sind. Lediglich bis zu einem Betrag von 50.000 S 
kann meine Firma Ersatzteile anschaffen, aber 
über die Vertretungen, das ist ausdrücklich 
sichergestellt. " 

Auf die Frage, warum eine beschränkte Aus­
schreibung gemacht wurde, antwortete Dr. Pra­
der: 

"Deswegen, weil nur gewisse Firmen: in Frage 
gekommen sind. Es sind praktisch nur die Ver-, 
treter der großen Flugzeugwerke in Betracht ge" 
kommen." 

Dr. Pr ader erklärte weiters: 

"Die Verträge mit der AUA hätten Auswir­
kungen gehabt, die weit über den Know how­
Vertrag hinausgegangen wären. Sie wäre nicht 
nur, eine Beratungsstelle hochqualifizierter Leute 
gewesen, sondern sollte auch die Aufgabe einer 
permanenten Reparaturwerkstätte übernehmen. 
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Das Problem der AUA war auch, daß uns die 
AUA nicht permanent ihre Kapazität zur Ver­
fügung hätte stellen können. Das Heer wäre nur 
als sogenannter Füller zum Tragen gekommen." 

Die Frage, ob ihm bekannt sei, daß zwischen 
lng. Drescher und Apenzeller Feindschaft be­
stehe, bejahte Dipl.-Ing. Mühlbacher. Wörtlich 
erklärte er: 

"Der Versuch, diese beiden Herren und auch 
andere in einer Know how-Gruppe zu vereini­
gen, ist nie gelungen." 

d) Aus a r bei t u ng des E n t w u r fes des 
Beistandsleistungsvertrages 

(K n 0 w h 0 w - Ver t rag e s) 

Den Entwurf eines Beistandsleistungsvertrages 
(Know how-Vertrages) hat die Sektion V des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung aus­
gearbeitet. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried teilte 
hiezu 'mit, daß der Leiter der Einkaufsabtei­
lung A und auch er gegen den Vertragsentwurf 
eine ganze Reihe von Bedenken geäußert hätten. 
Seines Wissens habe auch ein Hofrat ,des Ver­
waltungsgerichtshofes, der' im Rahmen einer 
Waffenühung mitgearbeitet habe, dieses Ge­
schäftsstück nicHt abgezeichnet. Die Einkaufsab­
teilung A habe mit dem Finanzministerium Füh­
lung genommen, und auch das Finanzministe­
rium habe in Telephongesprächen Bedenken ge­
äußert, und zwar wegen der Nichteinschaltung 
der AUA und Ü!berhaupt hinsichtlich der Punkte 
Notwendigkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweck­
mäßigkeit des Geschäftes. Auf die Zusatzfrage, 
ob er die Weisung hatte, trotz seiner Bedenken 
den Vertragstext zu entwerfen, antwortete der 
Zeuge, daß die Einkaufsabteilung A den Vertrag 
weisungsgemäß ausarbeiten habe müssen; sie sei 
dazu vom zuständigen Sektionsleiter angewiesen 
worden. 

Auf die Frage, ob es richtig sei, daß normaler­
weise der Abteilungsleiter oder sein Stellvertreter 
einen Vertragsentwurf namentlich abzeichnet, 
sagte Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer: 

"Nach der Kanzleiordnung ist der Verfasser 
eines GesChäftsstückes angewiesen - ich' weiß 
jetzt nicht genau, ob er dazu verpflichtet ist -, 

,ein Geschäftsstück abzuzeichnen. Es ist auch 
,Usus, daß der Zwischenvorgesetzte das Ge­
schäftsstück 'ebenfalls abzeichnet. Beides sind 
meiner Auffassung nach Voraussetzungen, die 
bedingen, daß man mit dem Geschäftsstück ein­
verstanden ist." 

Da dies aber beim Know how-Vertrag nicht 
der Fall gewesen sei, habe er nicht abgezeichnet. 
Er habe das Geschäftsstück seinem Vorgesetzten 
vorgelegt und seine Bedenken in Form eines 
Aktenverrperkes vorgebracht. Wie er glaube, 

habe ein Hofrat des Verwaltungsgerichtshofes, 
der eine Waffenübung leistete, das Geschäftsstück 
weiter bearbeitet. 

Auf die Frage, ob der Bundesminister durch 
die Nichtabzeichnung wissen konnte, daß der 
Sachbearbeiter nicht einverstanden' war, erklärte 
Dr. Seyfried: 

"Das konnte er zweifellos nicht wissen. Es 
war' anzunehmen, daß der Sektionsleiter unseren 
Aktenvermerk nicht dem Minister vorlegen 
würde, weil das eine völlig konträre Meinung 
war. Aus dem Aktenstück selbst war das nicht 
ersich tlich." 

Der Leiter des Sektion V, General des Inten­
danzdienstes Dr. Zobel, erklärte, daß ihm nicht 
bekannt gewesen sei, daß sich der Leiter der 
Einkaufsabteilung und dessen Stellvertreter, weil 
sie gegen den Entwurf dieses Know how-Ver­
trages gewesen wären,geweigert hätten, zu 
unterschreiben. 

Auf die Frage, ob der Leiter der Einkaufs­
abteilung A bei vergleichbaren Vorgängen abge­
zeichnet habe, erklärte Dr. Zobel: 

"Die Approbationsbefugnis steht dem Leiter 
der Einkaufsabteilung bei Käufen bis zu 25.000 S 
zu. Was darüber hinausgeht, kann nur von mir 
genehmigt weJ:1den. Ob deI' Referent auf der 
Seite abgezeichnet hat, kann ich im Augenblick 
nicht sagen." 

Darüber befragt, ob ihm bekannt sei, ob 
innerhalb des Verteidigungsressorts Einwendun­
gen oder Bedenken gegen den Know how-Ver­
trag bestanden hätten, meinte General Seitz: 

"Wir wollten keinen Know how-Vertrag, son­
dern eine echte Wartung. Wir. wollten Leute mit 
einem Schraubenschlüssel, aber nicht im weißen 
Mantel." 

Im Zuge der Ausarbeitung des Know how­
Vertrages wurden die Hauptmann-Intendanten 
d. R. DDr. Friedrich Dolp, Hofrat des Verwal­
tungsgerichtshofes, und Dkfm. Dr. Franz Der­
dak, Direktor' der öIAG, im Rahmen von 
Waffenübungen mit verschiedenen einschlägigen 
Arbeiten betraut. 

Dem Ausschuß lagen' eine Stellungnahme und 
eine Ktirzstudie der Genannten vor: 

"Stellungnahme. 
zu dem Leistungsverzeichnis (Vertragsentwurf) 
betreffend Beistandsleistung für die t'e,chnische 
Betreuung von Flupeugen' und. <iazugehörigem 
Gerät hinsichtlich 'der n()twendigen 'Geheim-

haltung , " 

Was zunächst die Geheimhaltung aus Gründen 
der militärischen Sicherheit anlangt, so ersCheinen 
meines Erachtens die im Vertragseritwurf unter 
3,2 und 3,3 vorgesehenen Maßnahmen aus-
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reichend. Danach ist das Bundesministerium für 
Landesverteidigung in der Lage, vor Einstellung 
des Personals der Firma dieses zu überprüfen 
und die Einstellung einzelner Personen ohne 
Angabe von Gründen bindend zu verbieten. Die 
Überprüfung der in die Firma einzustellenden 
Personen kann daher in gleicher Weise durchge­
führt w~rden wie bei Angehörigen des Bundes­
heeres, die mit geheimzuhaltenden Angelegen­
heiten' befaßt werden sollen. 

Anders verhält es sich aber mit der vom 
Bundesministerium für Landesverteidigung den 
Flugzeuglieferfirmen gegenüber übernommenen 
Geheimhaltungspflicht. Wenn mir auch der 
genaue Wortlaut dieser Verpflichtung des Bun­
desministeriums für Landesverteidigung nicht be­
kannt ist, so ist doch aus den zur Verfügung 
stehenden Unterlagen zu entnehmen, daß sich 
das Bundesministerium für Landesverteidigung 
seinerzeit diesen Lieferfirmen gegenüber verpflich­
tet hat, ohne ihre ausdrückliche Bewilligung ver­
trauliche Angelegenheiten, die die gelieferten 
Flugzeuge betreffen, an dritte Personen nicht 
weiterzugeben. Die Lieferfirmen sind bei Ertei­
lung einer solchen Bewilligung - wie aus den 
Unterlagen hervorgeht· - ihrerseits an die Zu­
stimmung ihrer Regierungen bzw. Verteidigungs­
ministerien gebunden. Geht man von einer 
solchen vom Bundesministerium für Landesver­
teidigung übernommenen Verpflichtung zur Ge­
heimhaltung gegenüber dritten Personen aus, 
dann wäre meines Erachtens das Bundesministe­
rium für Landesverteidigung nicht berechtigt, 
ohne Zustimmung der . Flugzeuglieferfirmen 
dritten Personen, wozu auch eine zu gründende 
Firma und deren Organe gehören, Einblick in 
solche vertrauliche Angelegenheiten zu gewähren. 
Denn es besteht wohl kein Zweifel, daß durch 
die beabsichtigte Firmentätigkeit die Organe der 
Firma Einblick in diese vertraulichen Angelegen­
heiten bekommen, deren Weitergabe an Dritte 
dem Bundesministerium für Landesverteidigung 
vertraglich verboten ist. Es könnte auch nicht 
bestritten werden, daß das Bundesministerium 
für Landesverteidigung durch die Tätigkeit dieser 
Firma die Weitergabe solcher Angelegenheiten 
an ,dritte Personen bewußt ermöglicht hat, sodaß 
allein schon die Tätigkeit ~ieser Firma den vom 
Bundesministerium für Landesverteidigung über­
nommenen Verpflichtungen widerspricht. Da!bei 
ist es ohne Bedeutung, ob tatsächlich ein Organ 
der Firma vertrauliche Angelegenheiten vorsätz­
lich oder fahrlässig weitergibt und ob ein Schaden 
für eine Flugzeuglieferfirma entsteht oder nicht, 
weil sich das Bundesministerium für Landesver­
teidigung nicht etwa nur verpflichtet hat, ver­
trauliche Angelegenheiten an dritte Personen 
lediglich insoweit nicht weiterzugeben, als für 
die Flugzeuglieferfirmen daraus Schaden ent­
stehen könnte; es wurde vielmehr die Verpflich­
tung übernommen, jede Weitergabe solcher An-

gelegenheiten - ohne Rücksicht auf einen zu 
erwartenden Schaden - zu unterlassen. Die 
Tätigkeit einer solchen Firma würde daher 
meines Erachtens den übernommenen Verpflich­
tungen des Bundesministeriums für Landesver­
teidigung widersprechen und dürfte daher nur 
dann ausgeübt werden, wenn sämtliche Flugzeug­
li~ferfirmen ihre Zustimmung dazu geben. 

Es fällt auf, daß die Flugzeuglieferfirmen zur 
Gründung und zur Tätigkeit einer solchen in 
Rede stehenden Firma ihre Zustimmung unter 
der Voraussetzung gegeben haben, daß an deren 
Spitze ein objektiver Fachmann und nicht ein 
Exponent der Konkurrenz. steht. Da doch auch 
in einem solchen Fall die fast gleich große Mög­
lichkeit einer Weitergabe von vertraulichen An­
gaben durch Organe der Firma gegeben ist, dürf­
ten die Vertreter der einzelnen Firmen ihre 
Zustimmung zur Gründung der Firma unter der 
Leitung Ing. Dreschers nicht wegen der Gefahr 
der Weitergabe vertraulicher Angelegenheiten 
verweigern, sondern weil sie befürchten, daß der 
Vorgenannte als Leiter dieser Firma durch die 
dadurch bedingten engen Kontakte mit dem 
Bundesministerium für Landesverteidigung dort 
auch in anderen Angelegenheiten ein geneigtes 
Ohr finden werde. Zu der Tätigkeit der zu grün­
denden Firma bedarf es jedoch einer Zustim­
mung der Flugzeuglieferfirmen, die sie aber, aus 
welchen Gründen immer, verweigern können. 

Wenn es daher - entgegen der vom Bundes­
ministerium für Landesverteidigung übernomme­
nen Verpflich'tung' - dennoch zu einer Firmen­
tätigkeit unter der Leitung Ing. Dreschers käme, 
muß meines Erachtens in Anbetracht der Sach­
und Rechtslage mit Konsequenzen der Flugzeug­
lieferfirmen gerechnet werden. . 

Zusammenfassend komme ich daher zu dem 
Ergebnis, daß im Hinblick auf die vom Bundes­
ministerium für Landesverteidigung den Flug­
zeuglieferfirmen gegenüber. übernommene . Ge­
heimhaltungspflicht die in Rede stehende FIrma 
nur unter der Voraussetzung gegründet werden 
dürfte, daß die Leitung ein objektiver Fach­
mann - und nicht der Exponent einer der kon­
kurrierenden Firmen - erhält, weil die einzel­
nen Flugzeuglieferfirmen nur dazu ihre Zu­
stimmung gegeben haben. 

"HptmlntdRes Dr. Derdak 

11. November 1969 
DDr. Dolp e. h." 

Wien, am 15. 12. 1969 

Kurzstudie 
zur beabsichtigten Gründung einer Kapital­

gesellschaft für Fachpersonalbeistellung 

Zur Steuerung des Notstandes an geeignetem 
eigenem Wartungspersonal und zur Gewährlei­
stung der Einsatzbereitschaft und der Werterhal-
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tung der Luftfahrzeuge und des flugtechnischen 
Gerätes der Luftstreitkräfte soll eine ,Know how­
Gruppe' gebildet werden, zu welchem Zweck der 
Abschluß eines ,Personalbereitstellungsvertrages' 
mit einem Privatunternehmen geplant war. 

Nachdem sich die bereits in der Finalisierung 
befindlichen Verhandlungen mit AUA zerschla­
gen hatten, wurden seitens der EinkA am 
15. Oktober fünf einschlägige Firmen im Rah­
men einer begrenzten Ausschreibung zur Anbots­
legung eingeladen. Bei Anbotseröffnung am 
30. Oktober schien nur ein Anbotswerber mit 
einem konkreten Anbot auf, das mit fixen 
Sätzen belegt war, während der allgemeine Te­
nor auf grundsätzlicher Ablehnung der Heraus­
gabe von Konstruktionszeichnungen und ähn­
lichem mehr im Falle des Zuschlages an nur 
eine Konkurrenzfirma lag, weil insbesondere die 
Verletzung von Geschäftsgeheimnissen befürchtet 
wurde. 

Hingegen wurde mehrheitlich die Gründung 
einer Kapitalgesellschaft vorgeschlagen, an welcher 
alle Konkurrenten zu gleichen Teilen beteiligt 
sein sollten und die Leitung dieser Gesellschaft 
in Händen eines Nichtkonkurrenten liegen 
müsse. Unter dieser Voraussetzung sehen vor 
allem die Firmen Apenzeller, Avis und Hild 
die gestellte Aufgabe erfüllbar und glauben da­
mit die Betriebs- und Konstruktionsgeheimnisse 
nicht gefährdet zu sehen. Auf dieser Basis sollten 
daher raSchest Abschlußverhandlungen geführt 
werden. (Ing. Drescher fühlt sich dagegen allein 
in der Lage, den Erfordernissen gerecht zu wer­
den, nennt konkrete Ziffern und ist der Auf­
fassung, daß es ohnehin kaum Geheimnisse gibt.) 

Die Auswahl der Kapitalgesellschaft, an der 
sich die Konkurrenten zur Erreichung des ge­
steckten Zieles zu beteiligen wünschen, scheint 
jedoch aus mehrfachen Gründen, zumal auf 
Grund der von den Anbotstellern selbst geliefer­
ten Begründung, sehr problematisch. Die Rechts­
form der Aktiengesellschaft kommt im Hinblick 
auf die relative Geringfügigkeit des Gesellschafts­
zweckes und des Rahmens (ein Geschäftsführer, 
zirka zwölf Spezialisten) kaum in Betracht. Viel­
mehr wird die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung konkret gemeint sein, die auch wegen 
der etwas schwierigeren Prozedur des Anteilver­
kaufes vorzuziehen wäre. Egal, ob nun die AG 
oder GesmbH als Kapitalgesellschaft fungieren 

. soll, müssen die nachstehenden Bedenken und 
überlegungen zur Diskussion gestellt werden 
(wobei selbstverständlich manche der nachstehend 
genannten Nachteile im Gesellschaftsvertrag ver­
hindert, aber diese Blockaden ebenso auch um­
gangen werden können, sich in der Praxis also 
meist aufheben): 

a) Die Haftung des Kontrahenten des BUl)des­
ministeriums für Landesverteidigung ist mit 

der Höhe des Gesellschaftskapitals begrenzt, 
welches gerade bei der GesmbH niedrig ge­
halten werden kann und wird. 

b) Die Stamm anteile der GesmbH (oder Ak­
tien der AG) können den Eigner in einer 
dem Bundesministerium für Landesverteidi­
gung nicht genehmen Art wechseln. 

c) Mehrheitliche Kapitalerhöhungsbeschlüsse 
können finanziell schwächere Anteilseigner 
im Kaduzierungswege ausbooten. 

d) Die Abberufung des (neutralen) Ge­
schäftsführers ist theoretisch in einer jeder­
zeit einzuberufenden Generalversammlung 
mit Mehrheitsgruppierung möglich. 

e) Der Vertragspartner ist als juristische Per­
son bei Auseinandersetzungen schwieriger 
zu zügeln als eine Personengesellschaft. 

f) Da alle Konkurrenten in einer kartellarti­
gen Funktion in einer Gesellschaft ver­
einigt sind, kann der Verhandlungsspiel­
raum des Bundesministeriums für Landes­
verteidigung weitgehend beeinträchtigt 
werden. 

g) Die bei der AnbotsteIlung vorgebrachten 
Bedenken der Mehrheit bezüglich Ver­
letzung von Fabrikations- und Geschäfts­
geheimnissen können durch die Rechts­
form der Kapitalgesellschaft nicht saniert 
werden, da ja diese Gesellschaft nur dann 
den ihr gestellten Aufgaben im Sinne des 
Bundesministel'iums für Landesv,erteidigung 
gerecht werden kann, wenn ihr alle Unter­
lagen über alle Fabrikate zur Verfügung 
stehen und ihre Mitarbeiter in allen Liefer­
werken nachgeschult werden können. Sie 
muß also in den Besitz des Know how 
kommen und ist die Rechtsform für diese 
Voraussetzung irrelevant. 

h) Jeder Teilhaber an der Kapitalgesellschaft 
hat im Wege des Aufsichtsrates oder der 
Geschäftsberichte und sonstiger Gelegen­
heiten reichlich Möglichkeit, die der Ge­
seilsduft notwendigerweise bekannten 
schutzbedürftigen Informationen über Fa­
brikate der anderen, sonst sich konkurrie­
renden Partner in Erfahrung zu bpingen. 
Das behauptete °Problem des Verbotes der 
Weitergabe von Firmengeheimnissen besteht 
also bei der Kapitalgesellschaft ebenso, als 
ob gleich eine konkrete Beteiligung an der 
Anbotsaussc.hreibung erfolgt wäre . 

i) Der allfällige Wunsch nach gemeinsamer 
Lösung der gestellten Aufgabe könnte billi­
ger auch durch den Abschluß eines Inter­
essengemeinschaftsvertrages oder Poolung 
erreicht werden. 

k) Sollten jedoch trotz der aufgezeigten Ge­
fahr der möglichen Entstehung einer 
Monopolstellung der (gemeinsamen) Ver-
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tragspartner die fünf in Rede stehenden 
Konkurrenten in einer Gesellschaft zusam­
mengefaßt werden, dann wäre allein schon 
aus Haftungsgründen die Rechtsform der 
Off,enen Handelsgesellschaft (OHG) mit un­
beschränkter Solidarhaftung aller fünf Ge­
sellschafter als Komplementäre im Inter­
esse des Bundesministeriums für Landesver­
teidigung unbedingt vorzuziehen. 

Die große Bedeutung, welche die Lösung der 
Wartungsfrage für die Luftstreitkräfte besitzt, 
sollte überstürzte Aktionen vermeiden lassen. 
Um überhaupt außer dem Schlagwort ,Kapital­
gesellschaft' die Hintergründe und wahren· Ab­
sichten der Bewerber erkennen zu können, 
sollten die Anbotsteller zur Vorlage konkreter 
Entwürfe der Gesellschaftsverträge für die ange­
strebte gemeinsame Gesellsd1aft aufgefordert 
werden; erst daraus können die für eine end­
gültige Beurteilung wesentlichen Erkenntnisse ge­
zogen werden. 

Angesichts der bevorstehenden Feiertage und 
der sicherlich geforderten kaufmännischen Sorg­
faltspflicht wird das beabsichtigte Inkrafttr'ctcn 
der Verträge per 1. Jänner 1970 kaum erreich­
bar sein,. zurhal ja vorher die zeitraubende Rück­
bestätigung aller Erzeugerwerke und Patent­
halter eingeholt werden müßte, ohne die das 
Bundesministerium für Landesverteidigung die 
Verschwiegmheitspflicht nicht einseitig lösen 
kann. Als Außenstehender gewinnt man außer­
dem aus der Akteneinsicht den Eindruck, daß 
für einen Zeitraum von mindestens einem Jahr 
noch au!>reichende Gewährleistungsdedmngen 
bzw. Gratiswartungsverpflichtungen bestehen, 
sodaß das Protokoll ohne Zeitdruck behandelt 
werden könnte, um nicht später Gegenstand 
einer Rechnungshofkritik zu werden. 

Als überbrückungsmaßnahme könnte an die 
Möglichkeit ähnlicher wie mit der WSW und 
der Elin abgeschlossenen Wartungsv'erträge ge­
dacht werden, um mit den Lieferanten den über­
gang von der kostenlosen Wartung in eine solche 
mit fixen VerrechnungssätZien, wie z. B. Selbst­
kostenerrechnung ähnlich der alten LSö plus 
kalkuliertem Gewinn, herzustellen. Auch könnte 
als Kaufabschlußvoraussetzung künftig gefordert 
werden, daß neben den bedungenen ,Ingenieurlei­
stungen' und der kostenlosen Wartungs­
periode die Verpflichtung zur begrenzten Bereit­
haltung von Fachpersonal fixiert wird. Allen­
falls wäre aber trotz aktenkundiger Bedenken 
die Bestellung von Konsulenten zu überlegen, 
zumal der Anbotsteller den billigsten Mann mit 
25.000 S per Mon;lt in Rechnung stellt und ohne­
hin nicht mehr als zwölf Experten verpflichtet 
werden soUen (soweit selb~t diese geringe Zahl 
überhaupt greifbar ist). 

Als Außenstehender kann nicht beurteilt wer­
den, inwieweit sich ein Einzelbewerber, z. B. 

die Firma Drescher als konkreter Anbotsteller, 
ohne Mitwirkung des Bundesministeiiums für 
Landesverteidigung die nötigen Unterlagen und 
Speziallisten beschaffen kann, um den Wartungs­
aufgaben für alle Fabrikate gerecht werden zu 
können. Mit einer Einzelbeauftragung, wie ur­
sprünglich von der EinkA im Sinne der Aus­
schreibung vorgesehen, bliebe immerhin der 
Konkurrenzdruck im Spiel, doch müßte sich das 
Bundesministerium für Landesverteidigung ein­
seitig eine kürzer'e. Kündigungsfrist ausbedingen, 
um den Vorteil auch wahren zu können. 

In jedem Falle wäre aber die Einholung der 
in der Bundesrepublik Deutschland übl>ichen ein­
schlägigen Vertragsmuster durch den österreichi­
schen Militärattache zweckdienlich, um auch im 
Falle einer Einzelvergabe vergleichbare Wert an­
sätze und Schlüsselgrößen zu besitzen. Auch aus 
dieser Notwendigkeit heraus ergibt sich die Emp­
fehlung auf systematische Lösung des Problems 
ohne Zeitdruck. 

Abschließend darf um Verständnis dafür ge­
beten werden, daß diese Kurzstudie keinen An­
spruch auf Vollständigkeit erheben kann, weil 
dazu die zur Verfügung gestandene Zeit von 
einem halhen Tag einschließlich Einlesen ohne 
nötige Vorbereitung nicht reichen konnte. Denn­
noch sollten einige brauchbare Hinweise für 
weitere Verhandlungen entnommen werden 
können, was dem vorerst gedachten Zweck ent­
sprechen würde. 

Dr. Derdak e. h." 

Darüber bef,ragt, ob Dr. Derdak über die 
vorhergegangenen Verhandlungen mit der AUA 
voll informiert gewesen sei, antwortete Oberst­
leutnant-Intendant Dr. Seyfried, sowe~t dies der 
Einkaufsabteilung A möglich war, habe man ihn 
davon in Kenntnis gesetzt. Man müsse dazusagen, 
daß zwischen dem beabsichtigten Ver1lrag mit der 
AUA und dem beabsichtigten Vertrag mit lng. 
Drescher ein grundlegender Unterschied bestehe. 
Die AUA sollte an den Flugzeugen des Bundes­
heer,es in den Werkstätten der AUA mit dem 
Personal der AUA unter Aufsicht leitender Or­
gane der AUA und unter der;en Haftung als 
Kapitalgesellsch'aft bestimmte, konkret in den 
Wartungsvorschriften .feSctgelegte und eindeutig 
definierte Leistungen erbringen, während es bei 
dem vorgesehenen Beistandsleistungsvertrag nur 
um die Errichtung eines von lng. Dresch,er so 
bezeichneten Know how-Teams ging, das tech­
nisches Wissen vermitteln und in erster Linie 
beratend arbeiten sollte. Manuelle Unterstü'tzung 
der Handwerker sei nur subsidiär vorgesehen 
gewesen. 

In einem Schreiben des Leiters der Budget­
sektion des Bundesministeriums für Finanzen an 
das Bundesministerium für Landesverteidigung 
vom 18. März 1970 wird -zur Frage des Ab­
schlusses eines Vertrages betreffend Bereitste1-
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lung von Fachpersonal und sonstige Beistands­
leistung für die technische Betreuung von Luft­
fahrzeugen und dazugehörigem Gerät u'nter ande­
rem ausgeführt: 

"Nach Auffassung des Bundesministeriums für 
Finanzen erscheint sowohl die Entpragmatisierung 
von technischen Beamten sowie die Aufnahme 
von Technikern und der Abschluß entsprechender 
Sonderverträge mit diesen wie auch der Abschluß 
eines Wartungsvertrages mit der AUA möglich. 

Das Problem' der Verbesserung der Einsatz­
bereitschaft und der Erhöhung des Klarstandes 
der Luftfahrzeuge des Bundesheeres ist auf diesem 
Wege lösbar. 

Gerade die Gegenüberstellung der im Rahmen 
eines Wartungsvertrages zu erbringenden Lei­
stungen und der nach dem gegenständlichen Bei­
standsleistungsvertrag zu erbringenden geistigen 
Arbeiten zeigt im Zusammenhang mit dem hie­
für zu erbringenden finanziellen Aufwand in 
erschreckend deutlicher Weise die U n wir t­
s c h a f t I ich k e i t des gegenständlichen Vor­
habens. 

Dazu kommt noch, daß in einem Wartungs­
vertrag das Know how als inbegriffen anzuneh­
men sein muß, da die Vollzieher dieses Wartungs­
vertrages' auch nur - wie bei dem Beistands­
leistungsvertrag - Fachleute, angefangen von 
hochqualifizierten, akademisch graduierten Tech­
nikern über Mittelschulingenieure. bis zu Spezial­
facharbeitern, sein können. Der Wartungsvertrag 
umfaßt nicht nur die geistige und praktische Ar­
beit, er gewährleistet auch ein Maximum an Wirt­
schaftlichkeit. 

Aus dieser Sicht heraus ist es auch nicht ver­
ständlich - wie seitens Vertretern des Vorstan­
des der AU A anläßlich einer den Gegenstand 
betreffenden Besprechung im ho. Ministerium 
vorgebracht wurde -, daß die AUA bei der 
Ausschreibung des gegenständlichen Vorhabens 
nie h t eingeladen wurde. Ausdrücklich haben 
sich die Herren der AUA bereit erklärt, n~uerlich 
Verhandlungen mit dem Ziele des Abschlusses 
eines Wartungsvertrages mit dem do. Ressort 
aufzunehmen. 

Dieser Wunsch wird vom Bundesministerium 
für Finanzen nachdrücklichst unterstützt, da die 
Betrauung eines staatlichen Unternehmens mit 
der Wartung der Flugzeuge des Bundesheeres 
nicht nur vom allgemein wirtschaftlichen, sondern 
insbesondere auch vom wehrwirtschaftlichen und 
nicht zuletzt vom wehrpolitischen Standpunkt 
wünschenswert, ja sogar angezeigt erscheint." 

Auf dieses Schreiben antwortete der Bundes­
minister für Landesverteidigung am 24. März 
1970 wie folgt: 

"Die Gründe für den Abschluß dieses Ver­
trages sind 1m Akt ausreichend und genauest 

dargelegt. Dort ist auch dargelegt, wieso trotz 
allen meinen Bemühens es bisher zu keiner Re­
gelung mit der AUA kommen konnte und daß 
sich die neue AUA-Führung vor allem nicht 
bereit erklärt hat, für uns Arbeiten durchzu­
füh~en, d~e sie nicht mit ihrem Personal und 
ihI'en Anlagen erledigen kann, weil es sich aus­
schließlich um Arbeiten für ,Dritte' handelt. 

Ich stelle ausdrücklich fest, daß die AUA ge­
rade jene Spezialleistungen für die ,einzelnen 
Flugzeugtypen ohne Engagement der ent­
sprechenden Spezialisten nicht durchführen kann, 
die wir benötigen. 

Die Einstellung solch,er Spezialisten durch das 
Bundesministerium für Landesverteidigung ist 
auch durch Sonderverträge nicht möglich, weil 
Sonderverträge mit derartiger Entlohnungshöhe 
nicht gewährt werden. Außerdem würde das 
Nebeneinander von Sonderv,erträgen und ~or­
malen Besoldungsbedingungen personalpolitisch 
zu unmögJ,ichen Ergebnissen fühI'en. 

Die Leistungen, die nach dem Vertrag von der 
Firma zu erbringen sind, sind nicht nur geistige 
Arbeit (auf die kommt es allerdings im wesent­
lichen an), sondern betreffen auch im bestimmten 
Umfang das Man,agement in bezug auf die Er­
satzteilbeschaffung, die ohne Beseitigung gewisser 
bürokratischer Hemmnisse zu einem immer grö­
ßeren Abfall des Klarstandes unseres Fluggerätes 
führen muß. 

Ich verweise ferner auf den Umstand, daß ich 
die neue AUA-Führung (vor zirka einem Jahr), 
als sie mir erklärte, den von der alten AUA­
Führung bereits unterschriftsreif fertiggestellten 
Vertrag nicht unterzeichnen zu können, ersumt 
habe, . mir jene Leistungen bekanntzugeben, die 
sie zu erbringen in der Lage wäre. Das ist bis 
heute ni mt erfolgt. Man hat mir lediglichange­
boten; 80, (!) Bedienstete der AUA gegen Ent­
geltzahlung den Sommer über in unseren Werften 
zu beschäftigen, sofern sie nicht von der AUA 
selbst benötigt würden. Dazu erübrigt sich wohl 
jeder Kommentar. 

Im übrigen habe im Auftrag gegeben, Arbeiten 
an unseren Fluggeräten wie bisher weiterhin an 
die AUA zu vergeben, sofern die AUA diese 
Arbeiten leisten kann und wir sie selber nicht be­
wältigen können. 

Da der Flugbetrieb (Einsatzbereitschaft) und 
vor allem die Sicherheit des Flugbetriebes mit 
einer gesicherten und fundierten Wartung eng­
stens zusammenhängt, müssen hiefür die not­
wendigen Mittel' bereitgestellt werden. Khnliche 
Verträge mit anderen Unternehmungen (z. B. 
Personalbereitstellungsvertrag mit Elin-Kolo­
mansberg) haben sich bestens bewährt. Entgegen 
der dortigen Auffassung sprechen weder wehr­
wirtschaftliche noch wehrpolitisme Standpunkte 
dagegen. Im Gegenteil, im Mob-Fall stehen uns 
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solcherart eingespielte Teams 
Spezialisten uneingeschränkt 
Verfügung. 

als wehrpflichtige nicht mehr einzuschalten. Es sei, soweit er sich 
und sofort zur erinnern könne, eine mündliche Weisung des 

Leiters der Sektion V gewesen. 

Was nun die Kosten anbelangt, darf ich darauf 
verweisen, daß wir in der Vergangenheit mehr­
fach ausländische Ingenieure engagieren mußten, 
die uns gewaltige Summen gekostet haben. So 
z. B. kostete uns ein Fachingenieur der Firma 
Saab für die Beratung von Sonderprüfungen 
und bei überholungen der SAAB J 29 F exklu­
sive der Reisespesen pro Tag mindestens zwi­
schen 1300 und 1500 S. 

Ich darf außerdem darauf verweisen, daß die 
bisher notwendige überfliegung unserer Flug­
zeuge ins Auslan·d, die nun vermieden werden 
sollte, gewaltige Summen gekostet hat. Künftig­
hin wäre vorgesehen, nur mehr die Aggregate 
an die Herstellungsfirmen zu übersenden, wobei 
inzwischen Reserveaggregate in unsere Flugzeuge 
eingebaut würden. 

Ich kann mich bei Beurteilung der Sachlage, 
insbesondere aus der Fragestellung bei der Ver­
handlung mit der Finanzprokuratur, über die 
mir berichtet wurde, nicht des Eindrucks er­
wehren, ·daß hier Konkurrenzeinflüsse wirksam 
werden, denen nicht die Flugeinsatzbereitschaft 
und Sicherheit unserer Luftstreitkräfte, sondern 
ihre kommerziellen Interessen am Herzen jiegen. 

Da ich letzten Endes als· zuständiger Ressort­
minister schon in der Vergangenheit immer 
wieder für alle Flugunfälle und die oft geringe 
Einsatzbereitschaft unserer Flugzeuge (nach der 
Verfassung wegen der Ministerverantwortlich­
keit auch völlig zu Recht) schärfstens kritisiert 
wurde, bin ich daher nicht bereit, die Verantwor­
tung für die Folgen zu übernehmen, die sich aus 
der Ablehnung der von uns vorgeschlagenen 
Lösung ergeben. 

Ich bin daher auch keinesfalls in der Lage, den 
dem Finanzministerium zur Genehmigung über­
mittelten Vertrag zurückzuziehen, sondern muß 
darauf bestehen, daß das Finanzministerium 
durch eine offizielle Note den Vertrag mit dem 
Bemerken retourniert, daß es die Zustimmung 
hiezu nicht erteilt." 

Dr. Zobel verneinte die Frage, ob ellle lll­
terne Anweisung bestanden habe, mit der Ab­
teilung LZ nicht zu verhandeln, da diese gegen 
den Know how-Vertrag sei, und bemerkte hiezu, 
er würde sich gehütet haben, eine solche An­
weisung zu geben. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried sagte 
aus, daß sich die Abteilung Luftzeuggerät in einer 
Stellungnahme in einem Aktenstück, das unter 
Verschluß gekommen sei, sehr deutlich und 
scharf gegen den beabsichtigten Know how-Ver­
trag ausgesprochen habe. Daraufhin habe er die 
Weisung erhalten, die Abteilung Luftzeuggerät 

Oberst Hügel wurde darüber befragt, ob die 
Geschäftsordnung im Falle des Know how-Ver­
trages die Einschaltung seiner Abteilung vor­
sehe. Er b(ejahte diese Frage und setzte fort, daß 
dies sehr wichtig sei, denn durch den Know how­
Vertrag sollten Gelder abgezogen werden, die 
für Ersatzteile und Reparaturen vorgesehen ge­
wesen seien. Solcherart sollten acht Millionen 
Schilling im Jahresbudget gebunden werden. Die· 
Bedingungen des Know how-Vertrages seien 
aber solche gewesen, daß er es nicht für richtig 
gehalten habe, Leuten fürs Dabeistehen derart 
viel zu bezahlen. Das wäre kein Gewinn für das 
Bundesheer gewesen. Die Abteilung LZ habe 
sich in ihrer Stellungnahme sehr wohl. für eine 
Know how-Gruppe ausgesprochen, aber unter 
anderen Voraussetzungen und mit anderen Auf-
gaben. . 

Oberst Hügel wurde auch die Frage vorge­
legt, ob er eine Weisung kenne, die Abteilung 
LZ in die Angelegenheit Know how-Vertrag 
nicht einzuschalten. Wie er erklärte, sei ihm· das 
viel später zugetragen worden, und zwar, wie 
er glaube, ungefähr im Mai 1970. Im Geschäfts­
stück soll ein Zettel mit dem Vermerk gewesen 
sein, den Leiter der Abteilung LZ nicht beizu­
ziehen. Ihm sei mitgeteilt worden, daß dieser 
Zettel vom Leiter der Sektion V stamme. Die 
Zusatzfrage, ob sich die Weisung, die Abtei­
lung LZ nicht einzuschalten, ausschließlich auf 
den Know how-Vertrag bezogen habe, bejahte 
der Zeuge. 

Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer antwortete 
auf die Frage, ob ihm etwas von einer Weisung 
bekannt sei, den Know how-Vertrag nicht mit 
der Abteilung LZ zu verhandeln, daß ihm diese 
Weisung nicht gegeben worden sei. Er habe 
Kenntnis von dieser Weisung durch die Meldung 
seines Untergebenen, des zuständigen Sachbe­
arbeiters Dr. Seyfried. Diesen habe der Leiter der 
Sektion V angewiesen, mit der Luftzeugabtei­
lung nicht mehr Kontakt aufzunehmen oder, I 

wenn notwendig, nur telephonisch. Seinem Er­
innern nach soll sich der Sektionsleiter dabei auf 
eine Ministerweisung bezogen haben. Als Grün­
de für diese Weisung seien Dringlichkeit und 
die Vermeidung von unnützen Gesprächen, die 
Zeit erfordert hätten, genannt worden. 

Auf die Frage, ob ihm bekannt ist, daß LZ 
gegen diesen Vertrag war, erklärte Dkfm. Kanit­
zer: 

"Auf Grund des Zeitmangels, der von vorn­
herein geherrscht hatte, und des Nichtvorliegens 
des Beschaffungsantrages war die Einkaufsab­
teilung bestrebt, die notwendigen Unterlagen 
insbesondere·hinsichtlich der Zweckmäßigkeit und 
Wirtschaftlichkeit einzuholen. Sie hat· daher an 
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alle beteiligten Stellen Dienstzettel ausgesandt 
und gebeten, die entsprechenden Angaben zu 
liefern. Diese Angaben sind nicht eingetroffen. 

Wir haben ferner von jedem Vertragsentwurf 
Exemplare an alle interessierten Stellen versandt. 
Auf den ersten dieser Vertrags entwürfe hat die 
Luftzeugabteilung mit einer Stellungnahme ge­
antwortet, in der sie sich gegen diesen Vertrag 
gewandt hatte. 

Der Vertragsentwurf wurde von uns inner­
halb von acht oder _14 Tagen oder noch 
weniger erledigt. Die Stellungnahme der LZ 
hat mindestens 14 Tage erfordert. Sie übte 
nur Kritik, machte aber keinen positiven Vor­
schlag." 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried be­
richtete, daß über den Know how-Vertrag inner·· 
halb des Ressorts sehr oft gesprochen worden 
sei. Sowohl sein Abteilungsleiter als auch er 
seien der Meinung gewesen, daß diese Angelegen­
heit nicht ganz "zimmerrein" sei. Als Begrün­
dung hiefür nannte er die Weisung, mit der Ab­
teilung LZ nicht weiterzuverhandeln,' da diese 
Schwierigkeiten mache. Zum anderen sei die 
Einkaufsabteilung A der Ansicht gewesen, daß 
vielleicht gewisse Dinge entstellt an den Minister 
herangetragen worden seien, zum Beispiel die 
Behaupturig, daß die Verhandlungen mit der 
AUA infolge deren Kapitalschwäche gescheitert 
wären. Wie der Zeuge bemerkte, wisse er nicht, 
ob dies tatsächlich der Fall gewesen sei. Die AUA 
habe sich ja nach wie vor bemüht, ins Gespräch 
zu kommen. 

. Darüber befragt, ob der Know how-Vertrag 
auf Grund eines direkten Auftrages oder als Er­
gebnis von Besprechungen ausgearbeitet worden 
sei, antwortete General Dr. Zobel, der Minister 
habe ihm konkret den Auftrag gegeben, den 
Know how-Vertrag abzuschließen. Es sei em 
direkter Auftrag gewesen. 

Wie der Zeuge weiter ausführte, habe er im 
Hinblick auf die rechtlichen Momente des Know 
how-Vertrages einen Hofrat des Verwaltungs­
gerichtshofes, der seinerzeit Waffenübungen 
leistete, beauftragt, eine Studie zu verfassen, in­
wieweit es möglich sei, einer Firma Unterlagen 
über fremde Flugzeugtypen auszufolgen. Außer­
dem leistete zur gleichen Zeit ein Direktor der 
ölG Waffenübungen, und dieser habe ein Gut­
achten über die zur Erwägung gestandene 
Kapitalgesellschaft verfaßt. Beide Gutachten 
seien in dem Vorschlag an den Minister verwertet 
worden. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried wurde 
darüber befragt, wann er das erste Mal mit dem 
Know how-Vertrag befaßt worden ist. Seinem 
Erinnern nach sei das am 4. September 1969 
gewesen, und zwar durch 'einen Anruf des vor­
gesetzten Sektionsleiters. Der Abteilungsleiter 

sei damals auf Urlaub gewesen, sodaß er den 
Auftrag erhalten habe, mit Ing. Drescher mög­
lichst rasch einen Vertragsentwurf auszuarbeiten. 
Am nächsten Tag habe er die dazu erforderlichen 
Unterlagen, soweit sie damals vorhanden gewesen 
seien, vor allem einen Dienstzettel der Minister­
adjutantur vom 4. September 1969, erhalten. 

Nach diesem Dienstzettel sollte im Einver­
nehmen mit den anderen zuständigen Stellen 
ein Vertragsentwurf ausgearbeitet werden. Mit 
der Vorlage des Entwurfes sollte gleichzeitig dem 
Minister berichtet werden, ob allenfalls eine 
Ausschreibung oder eine beschränkte Ausschrei­
bung als erforderlich angesehen werde. Die end­
gültige Entscheidung hierüber habe sich der 
Minister vorbehalten. 

Bundesminister a, D. Dr. Pr ader wurde die Frage 
gestellt, ob er Ing. Drescher die Zusage gemacht 
habe, daß er die Know how-Gruppe bekomme, 
damit dessen Arbeit nicht umsonst gewesen sei, 
zumal Ing. Drescher aus der behaupteten Zusage 
einen Rechtsanspruch ableite. 

Dr. Prader bestätigte, Ing, Drescher mitgeteilt 
zu haben, er hätte seinen Vertrag unterschrieben 
und an das Finanzministerium weitergegeben. 
Ob er den Vertrag bereits gegengezeichnet habe 
und beide Unterschriften darauf gewesen seien, 
wisse er nicht. Verträge würden üblicherweise 
erst nach Abzeichnung durch das Finanzministe­
rium unterschrieben. 

Nach Dr. Zobel habe General Dipl.-Ing. Mühl­
bacher bedauert, daß der Knowhow-Vertrag 
nicht zustande gekommen sei, weil dadurch die 
Einsatzbereitschaft nicht im erforderlichen Um­
fang gegeben sei. 

e) F i n a n z i e 11 e Aus wir k u n gen des 
vor g e s ehe n e n Bei s t a n d sIe ist u n g s­
ver t rag e s (K n 0 w ho w - Ver t rag e s) 

Der Ausschuß hat auch die finanziellen Aus­
wirkungen des vorgesehenen Know how-Ver­
trages untersucht. 

Auf die Frage, ob es richtig sei, daß das, was 
bisher 4 bis 4'5 Millionen Schilling gekostet habe, 
bei Ing. Drescher 19 Millionen Schilling kosten 
hätte sollen bzw. ob derartige Berechnungen 
angestellt worden seien, erklärte General 
Dr. Zobel: 

"Solche Berechnungen sind deshalb nicht an­
gestellt worden, weil sich die Luftstreitkräfte 
aus Mangel an Personal außerstande erklärt 
haben, die Wartung durchzuführen. Wenn wir 
von der AUA Spezialisten abgeworben hätten, 
dann hätte wieder die Gewerkschaft Schwierig­
keiten gemacht." 

Auf die Feststellung, daß es Informationen 
gäbe, wonach die bisherige Wartung 4 bis 4'5 Mil­
lionen Schilling gekostet hätte, antwortete 
Dr, Zobel wörtlich: 
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"Vielleicht für den damaligen Flugzeugstand, seien jedoch keine Reparaturkosten inbegriffen 
da hatten wir noch nicht die 40 SAAB." gewesen. 

Den Betrag von 19 Millionen Schilling für 
den Wartungsvertrag habe nach General Dr. Zo­
bel das Finanzministerium errechnet. Er wisse 
aber nicht, wie das Finanzministerium zu dieser 
Summe gekommen sei. Berechnungen des Bun­
desheeres hätten einen Betrag von rund 
zehn Millionen Schilling für die erste Variante 
des Vertrages ergeben, das wäre aber auch nur 
eine Schätzung gewesen. Für die zweite, erwei­
terte Variante des Vertrages habe das Bundesheer 
rund 14 Millionen Schilling errechnet. Die An­
werbung von AUA-Spezialisten durch das Bun­
desheer sei nicht möglich gewesen, da dies zu 
Schwierigkeiten mit der Gewerkschaft geführt 
hätte. 

Dr. Zobel bestätigte, daß nach dem Entwurf 
des Know how-Vertrages der technische Leiter 
des Betreuungsteams pro Monat 90.000 Sund 
die übrigen Techniker zwischen je 37.500 Sund 
52.500 S. gekostet hätten. Die Techniker sollten 
in den Werkstätten des Bundesheeres arbeiten. 

Die Frage, ob es Unterlagen darüber gäbe, was 
die Arbeit der schwedischen Ingenieure gekostet 
habe, beantwortete Dr. Prader folgendermaßen: 

"Das ist ja bezahlt worden, daher müssen 
Unterlagen darüber da sein. 

Ich halte diese Lösung heute noch für die ein­
zig mögliche. Bis jetzt hat niemand eine bessere 
Lösung anbieten können. Außer wir überfliegen 
wieder die Maschinen oder Aggregate ins Aus­
land. 

Wir haben sogar mit den Steyr-Werken ver­
handelt, damit die solche Aufgaben übernehmen. 
Das hat sich aber daran zerschlagen, da einem 
kleinen Kontingent von Flugzeugen große In­
vestitionen gegenübergestanden wären, was un­
wirtschaftlich gewesen wäre." 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried führte 
aus, daß es. ihm absurd erschien, einerseits schät­
zungsweise 12 Millionen Schilling für ein Know 
how-Team auszugeben und andererseits keine 
Leute einzustellen, obwohl welche bereit gewesen 
wären einzutreten. Wie ihm erklärt worden sei, 
wäre '. das. wegen einer Aufnahmesperre nicht 
möglich gewesen. 

Auf die Betreuungskosten in den Jahren vor 
dem geplanten Know how-Vertrag angesprochen, 
erklärte Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer, daß 
ihm nicht bekannt sei, was früher Wartung und 
Reparatur der Flugzeuge gekostet hätten. Die 
aufgelaufenen Beratungskosten, die kleinere 
Reparaturen mit eingeschlossen hätten, hätten 
einen Betrag von zusammen 3'9 Millionen Schil­
ling ausgemacht, und zwar für den Zeitraum 
von 1959 bis 1969 oder 1970. In diesem Betrag 

Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer bezeichnete 
die Schätzungen der Kosten für das Gesamtvolu­
men der ersten Variante des Know how-Ver­
trages' mit ursprünglich 8 Millionen Schilling 
und später 12 Millionen Schilling. Das Finanz­
ministerium sei auf 19 Millionen Schilling 
gekommen. Die Höhe des Rahmens beim zweiten 
Entwurf kenne er nicht: 

Nach Ing. Drescher hätten die sich auf Grund 
des Know how-Vertrages ergebenden Kosten, 
und zwar ohne Ersatzteile, pro Jahr zwischen 
8 und 9 Millionen Schilling betragen. 

Oberstleutnant-Intendant Dr. Seyfried ant­
wortete auf die Frage, ob Ing. Drescher an das 
Bundesheer mit dem Ersuchen herangetreten sei, 
Leute seines Know how-Teams in den Werk­
stätten des Bundesheeres einschulen zu lassen, 
daß seines Wissens von einer Einschulung durch 
das Bundesheer kaum die Rede gewesen sei. 
Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher habe hin­
gegen wiederholt gefragt, ob es möglich sei, diese 
Leute, während sie vom Bundesheer schon bezahlt 
worden wären, zur Einschulung in die Flug­
zeugwerke zu schicken .. Auf Befragen bestätigte 
der Zeuge, daß dies bedeutet hätte, daß das 
Bundesheer im Rahmen des Vertrages Ing. Dre­
scher die Einschulung, und zwar nicht nur das 
Pauschalentgelt während der Dauer der Ein­
schulung,. sondern auch die sonstigen Neben­
kosten, zu bezahlen gehabt hätte. 

Ing. Drescher wurde darüber befragt, ob er 
den Vorschlag gemacht habe, vorgesehene Mit­
arbeiter der Know how-Gruppe seiner Firma 
in Militärwerkstätten einschulen zu lassen. Er 
antwortete, daß es richtig sei, daß ein Service­
mann seiner Firma, der nicht eingeschult war, 
vier oder fünf Wochen mitgearbeitet habe. Dieser 
Mann habe Kurse bei seinen Firmen in Italien 
und England gemacht. Er sei vier Wochen beim 
Militär gewesen und habe etwas für das Militär 
geleistet, ohne daß dafür etwas zu bezahlen ge­
wesen wäre. Seine Firma sei jahrelang die einzige 
Firma mit einem Serviceingenieur gewesen. 
Durch Vermittlung Dipl.-Ing. Mühlbachers habe 
auch ein Ingenieur sechs Jahre lang beim Militär 
an Triebwerken gearbeitet, ohne daß der öster­
reichische Staat etwas zu bezahlen gehabt hätte. 

Auf die Frage, ob ventiliert worden sei, Fach­
leute aus der Know how-Gruppe nach Schweden 
zur Einschulung zu schicken, erwiderte 
Ing. Drescher, daß davon gesprochen worden sei. 
Die Schweden wären auch bereit gewesen, dar­
über zu verhandeln. Das wäre aber nicht auf 
Kosten des Verteidigungsminist:eriums, sondern 
auf Kosten der Know how-Gruppe gegangen. 
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f) E r s atz t eil b e s c h a f fun g; Ku n d e n­
die n s t lei s tun gen von F lug z e u g­

firmen 

Oberstleutnant Kollowrat führte zum Thema 
Ersatzteilbeschaffung aus, daß bei jedem Ankauf 
von Flugzeugen eine Grundbevorratung mitbe­
stellt werde. Bei einer neuen Type sei man dabei 
zunächst auf die Beratung durch den Erzeuger 
bzw. Vertreter angewiesen. Man habe immer 
wieder die Erfahrung gemacht, daß man das 
erstemal viele "Ladenhüter" mitkaufe: Ersatz­
teile, die zwar erforderlich seien, die man aber 
nicht vordringlich brauche. Die Verschleißteile, 
die man ständig brauche, kenne man ja noch 
nicht. Im allgemeinen hätten die Firmen bei den 
Verschleißteilen viel zu lange Lieferzeiten. Auch 
beim JET RANGER seien Verzögerungen in der 
Auslieferung der Ersatzteile vorgekommen. 
Später habe man sich darum bemüht, rascher zu 
liefern. Zum Teil habe es funktioniert, aber nicht 
immer zufriedenstellend. Befragt, ob die Zahl der 
nicht flugklaren JET RANGER höher gewesen 
sei als im Durchschnitt die Zahl der anderen 
Maschinen, antwortete der Zeuge, daß sich der 
Klarstand in einem normalen Rahmen gehalten 
habe. Im Jahresdurchschnitt seien rund zwei 
Drittel der Maschinen flugklar gewesen. 

Ing. Drescher bestätigte, von Beschwerden 
über Verzögerungen bei Ersatzteillieferungen zu 
wissen. Es komme aber bei allen Firmen vor, 
daß Ersatzteile leider manchmal schleppend ge­
liefert würden. Die Flugzeugbranche sei ein so 
schwieriges Geschäft, daß vielfach Lieferverzöge­
rungen vorkämen. Auch in seiner Firma seien 
solche Verzögerungen vorgekommen und kämen 
noch vor. 

Der Zeuge Apenzeller wurde darüber befragt, 
ob man Ersatzteile, zum Beispiel öHilier, bei 
anderen Firmen billiger kaufen könne als bei 
der Erzeugerfirma oder dem zuständigen Ver­
treter. Wie er erklärte, sei dies durchaus vor­
stellbar. Die Herstellerwerke bedienten sich ver­
schiedener Zulieferfirmen. Wenn nun ein solches 
Zulieferwerk direkt verkaufe, könne das billiger 
sem. 

Es gäbe z. B. in Amerika auch Großhändler, 
die alte "stocks" vor deren Auflösung aufkaufen. 
Solche Waren seien dann billiger als reguläre 
Werksprodukte. So sei es möglich, gelegentlidi 
billigere Ersatzteile zu bekommen. Das sei aber 
eine gefährliche Sache, weil auch Stahl altere. 
Das Risiko eines möglichen Schadens stehe in 
keinem Verhältnis zu den möglichen Einsparun­
gen bei der Anschaffung solcher Ersatzteile. 

Auch Ing. Drescher wurde zu diesem Thema 
vernommen. Wie er dem Ausschuß mitteilte, 
sei es grundsätzlich möglich, Ersatzteile auch über 
irgendeine andere Stelle zu beschaffen, doch gehe 
in diesem Fall jeder Garantieanspruch der Her­
stellerfirma verloren. Er verwies auf Rundschrei-

ben, in denen die Firmen Bell und Agusta 
davor gewarnt hätten, Ersatzteile von nicht 
autorisierten Händlern billiger zu kaufen. Das 
seien in der Regel sogenannte Swrplusgüter, 
abgestandene Ersatzteile von der US-Armee, die 
zwar neu, aber nicht mehr verwendungsfähig 
seien. Dafür gäbe keine Erzeugerfirma Garantie. 

Auf die Frage, ob die französischen Hub­
schrauber vor dem beabsichtigten Know how­
Vertrag klaglos und preiswert betreut· worden 
seien, antwortete Generalmajor Dipl.-Ing. Mühl­
bacher, daß die Betreuung durch die Firma Hild 
einwandfrei funhioniert habe. -

Bezüglich der Kosten dieser Betreuung wurde 
an Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer die Frage 
gerichtet, ob die Firma Hild die Wartung der 
bei ihr gekauften Flugzeuge vor dem geplanten 
Know how-Vertrag gratis durchgeführt habe. 
Wie er mitteilte, vereinbare das Bundesheer beim 
Ankauf von Flugzeugen grundsätzlich mit allen 
Firmen sogenannte Serviceingenieurstunden, die 
kostenlos seien. Im Rahmen solcher Verein­
barungen hätten einzelne Firmen gelieferte Flug­
zeuge betreut und das Bundesheer in Wartungs­
fragen beraten. 

Auf Befragen bestätigte er, daß diese Betreu­
ungstätigkeit naturgemäß in den Know how­
Vertrag einbezogen worden wäre. Auf die Zu­
satzfrage, ob das bedeutet hätte, daß eine Tätig­
keit, die vorher zumindest teilweise im Rahmen 
von Kaufverträgen gratis erfolgte, nach Abschluß 
des Know how-Vertrages bezahlt hätte werden 
müssen, antwortete der Zeuge: 

"Zweifellos ein Teil davon. Die zuständigen 
technischen Stellen haben immer wieder be­
hauptet, die Beratungstätigkeit wäre neben den· 
Serviceleistungen notwendig und würde nicht er­
setzt werden können." 

Nach Dipl.-Ing. Prochazka hätte der Know 
how-Vertrag Leistungen vorgesehen, die die 
Firma Hild zumindest zu einem Teil bereits vor­
her. durchgeführt habe. Der Zeuge stellte dazu 
fest, .daß aus d.ieser Tätigkeit seiner Firma dem 
Verteidigungsministerium keine Kosten erwach­
sen seien. Für einen Teil der gleichen Arbeit hätte 
im Rahmen des Know how-Vertrages gezahlt 
werden müssen. 

Ing. Drescher wurde darüber befragt, ob es 
Firmen gäbe, die Flugzeuge im Rahmen des Kun'­
dendienstes unentgeltlich betreuen. Wie er mit­
teilte, hätten die Firmen Bristol-Sydney und 
Rolls Royce jahrelang in seinem Firmenverband 
einen Serviceingenieur gehabt, der unentgeltlich 
für das Militär gearbeitet habe. 

. Zusammenfassend gelangt die Mehrheit des 
Untersuchungsausschusses (Abgeordnete der 
SPö und der FPO) zu folgenden Feststellun­
gen: 
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'Die geführten Erhebungen und Zeugenein­
vernahmen zur Frage der Wartung von Flug­
zeugen des Bundeshe~res sowie der beabsich­
tigte Abschluß eines Beistandsleistungsvertrages 
(Know how-Vertrages) haben eine völlig diver­
gierende Auffassung der damit befaßten Res­
sorts, und zwar des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung einerseits und des Bundes­
ministeriums für Finanzen andererseits, auf­
gezeigt. 

Auf Grund von Zeugenaussagen und nach 
Einsichtnahme in das umfangreiche Beweis­
material muß angenommen werden, daß der 
Abschluß des beabsichtigten Beistandsleistungs­
vertrages keinesfalls den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit entsprochen hätte. Diese An­
sicht ist nicht nur durch das dem Ausschuß zur 
Verfügung stehende Aktenmaterial, sondern 
auch durch zahlreiche Zeugenaussagen erhärtet 
worden. 

Die Notwendigkeit eines Wartungsvertrages 
war unbestritten. Bundesminister a. D. Dr. Pra­
der selbst sprach von der Gefahr eines Not­
standes. Es muß festgestellt werden, daß die 
Wartung des Fluggerätes des östel;'reichischen 

. Bundesheeres bei den verschiedenen Typen 
unterschiedlich funktioniert hat. Das vom 
Bundesminister a. D. Dr. Prader angeführte 
Problem des Zeitdruckes konnte nicht akzep­
tiert werden, da zum einen nach Zeugenaus­
sagen die Wartung der Hubschrauber einwand­
frei funktioniert hat und zum anderen für die 
in Anlieferung begriffenen SAAB 105 O-Flug­
zeuge die Gewährleistung noch sichergestellt 
war. 

Wie aus dem Beweisverfahren eindeutig hervor­
geht, kam die Idee, eine Know how-Gruppe 
zu gründen, von Kommerzialrat Ing. Dre­
scher persönlich. Dieser gab den 14. April 1969 
als Geburtsstunde des Beistandsleistungsver-

. trages (Know how-Vertrages) an und führte 
weiter aus, daß .er bereits zwei Jahre an der 
Lösung dieses Problems gearbeitet habe. Wie 
aus seiner Zeugenaussage weiters hervorgeht, 
habe er am 10. Juni 1969 den Beistandslei­
stungsvertrag (Know how-Vertrag) ausgear­
beitet und an den weiteren A.nderungen des 
Entwurfes mitgearbeitet. Die sich zeitlich daran 
anschließende Ausschreibung habe sich aus sei­
nem Vertragsentwurf ergeben. 

Aus den Aussagen der Zeugen Dr. Seyfried, 
Dkfm. Kanitzer und Dipl.-Ing. Mühlbacher 
ergibt sich eindeutig, daß Ing. Drescher lange 
Zeit vor seinen Konkurrenten über den Inhalt 
des geplanten Beistandsleistungsvertrages m­
formiert war. 

Zeitlich gesehen ergibt sich folgender wei­
terer Ablauf: Am 4. September 1969 wurde 
die Einkaufsabteilung A mündlich und mit 

einem Dienstzettel beauftragt, emen entspre­
chenden Vertrags.entwurf mit Ing. Drescher 
auszuarbeiten. Die beschränkte Ausschreibung 
erfolgte kurze Zeit später, und zwar am 15. Ok­
tober 1969, mit einer relativ kurzen Frist 
zwischen Ausschreibung und Anbotseröffnung 
(30. Oktober 1969), womit klar der Vorteil 
des Anbotstellers Ing.Drescher erwiesen war. 

Zu dieser beschränkten Ausschreibung waren 
über Weisung des ehemaligen Bundesministers 
Dr. Prader die AUA und die Flughafenbe­
triebsgesellschaft Wien nicht eingeladen wor­
den. Darüber hinaus hat Bundesminister a. D. 
Dr. Prader verboten, mit der AUA weiter zu 
verhandeln. 

Dieses Vorgehen erscheint um so weniger 
richtig, als auch das Bundesministerium 
für Finanzen den Standpunkt vertreten hat, 

. daß es nicht verständlich sei, die AUA, die sich 
zu weiteren Verhandlungen bereit erklärt hatte, 
von der Ausschreibung für diesen Vertrag ·aus­
zuschließen. Auch die Einkaufsabteilung . Ades 
Bundesministeriums für Landesverteidigung 
hat dem Bundesminister vorgeschlagen, die 
AUA zu einer Ausschreibung einzuladen~ 

Der Leiter der Einkaufsabteilung A sowie sein 
Stellvertreter und darüber hinaus auch die Ab­
teilung Luftzeuggerät haben sich gegen den 
beabsichtigten Vertrag ausgesprochen. Die von 
ihnen vorgebrachten Bedenken führten schließ­
lich dazu, daß sich der Leiter der Einkaufsab­
teilung A und sein Stellvertreter geweigert 
haben, den auftragsgemäß ausgearbeiteten Ver­
tragsentwurf zu unterschreiben.· Der Stell­
vertreter der Einkaufsabteilung A hat als Zeuge 
ausgesagt, daß diese Angelegenheit nicht ganz 
"zimmerrein" sei. Allerdings bemerkte er, daß 
,der Bundesminister für Landesverteidigung von 
der Tatsache, daß der Vertragsentwurf vom 
Leiter der Einkaufsabteilung A und von ihm, 
seinem Stellvertreter, nicht unterzeichnet wor­
den ist, zweifellos nichts wissen konnte. Es sei 
anzunehmen gewesen, daß der Sektionsleiter 
den betreffenden Aktenvermerk nicht dem 
Minister vorlegen würde, weil das eine völlig 
konträre Meinung gewesen sei. Aus dem Akten­
stück selbst sei das nicht ersichtlich gewesen, 

Trotz aller vorgebrachten Bedenken habe 
laut Aussage von General Dr. Zobel Bundes~ 
minister a. D. Dr. Prader den konkreten Auf­

. trag gegeben, den Vertrag abzuschließen. 

Schließlich konnte durch Zeugenaussagen 
einwandfrei geklärt werden, daß Wartungsar­
beiten am Fluggerät bis zur Ausarbeitl:l-ng 
des beabsichtigten Beistandsleistungsvertrages 
(Know how-Vertrages) zum Teil in Gewähr­
leistung, zum Teil kostenlos durchgeführt wor­
den' sind. Wäre jedoch der beabsichtigte Bei­
standsleistungsvertrag rechtskräftig geworden, 
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wären dem Bundesheer erhebliche zusätzliche 
Mehrkosten auch dadurch entstanden, daß 
Tätigkeiten, die bisher zumindest teilweise im 
Rahmen von Kaufverträgen gratis erfolgten, 
nunmehr bezahlt hätten werden müssen. Die 
Mehrkosten, die sich aus dem beabsichtigten 
Beistandsleistungsvertrag ergeben hätten, konn­
ten nicht eindeutig geklärt werden, da einer­
seits die bis dahin entstandenen Wartungs­
kosten nicht: genau angegeben werden konnten 
und andererseits die Kosten des Beistandslei­
stungsvertrages vom Bundesministerium für 
Landesverteidigung mit' etwa 10 Millionen 
Schilling, vom Bundesministerium für Finanzen 
jedoch mit zirka 19 Millionen Schilling errech­
net wurden. 

Der vorgesehene Beistandsleistungsvertrag 
(Know how-Vertrag) ist h~tzten Endes nur am 
Einspruch des Finanzres~orts gescheitert. Wie 
das Bundesministeriuin für Finanzen in seiner 
ablehnenden Stellungnahme ausführte, zeigt 
dieser Vertrag im Zusammenhang mit dem 
hiefür zu erbringenden finanziellen Aufwand 
"in erschreckend deutlicher Weise" die Un­
wirtschaftlichkeit dieses Vorhabens. 

Demgegenüber gelangten die Abgeordneten 
deröVP zu folgender Auffassung: 

Nach übereinstimmenden Aussagen von 
Bundesminister a. D. Dr. Pr ader, General 
Dipl.-Ing. Mühlbacher, General Dr.· Zobel, 
Oberst Hügel und weiteren im Untersuchungs­
ausschuß dazu befragten Militärs war der Klar­
stand der Flugzeuge in ein äußerst kritisches 
Stadium getreten. So sagte General Dipl.-Ing. 
Mühlbacher vor dem Untersuchungsausschuß 
aus, daß bei einem Alarm von 15 Flugzeugen 
innerhalb von zehn Minuten lediglich vie~ Ma­
schinen startklar waren. Daher hatte Minister 
Dr. Prader angeordnet, bestimmte Reparaturen 
an die AUA zu vergeben, um das Jagdbomber­
geschwader zu entlasten. 

Eine garantierte, Instandhaltung und War­
tung ist nämlich gerade bei Flugzeugen von 
ent,scheidender Bedeutung, weil sie sonst nicht 
einsatzbereit sind und es zu folgenschweren 
Unglücksfällen kommen kann. Eine der größ­
ten Sorgen des Verteidigungsministers war es 
daher, in Österreich eine Wartungsorganisa­
tion aufzubauen. Dies war deshalb so schwierig, 
weil Österreich im Gegensatz zum Kraftfahr­
zeugsektor über keine Flugzeugindustrie ver­
fügt. Außerdem war das überfliegen der Flug­
zeuge zur überholung in die Herstellerwerke 

,äußerst kostspielig, langwierig und vom mili­
tärischen Gesichtspunkt aus deshalb so ge­
fährlich, weil in kritischen Situationen die Ab­
hängigkeit vom Ausland sehr groß ist. Der 
Verteidigungsminister wollte daher dieAUA 
dazu heranziehen und bat sie um die Prüfung 

der Frage, inwieweit sie Serviceleistungen er­
bringen könnte. 

In langwierigen Verhandlungen mit der 
AUA-Führung konnte am 8. November 1968 
über den Abschluß eines Wartungsvertrages 
eine übereinstimmung erzielt werden. Die­
ser Vertrag fand 'am 20. November 1968 
auch die Zustimmung des Finanzressorts. 
Am 17. Dezember 1968 wurde er der AUA 
übermittelt. Trotz zahlreicher Besprechungen 
mit dem Aufsichtsratspräsidenten der AUA so­
wie mit den beiden neu bestellten Vorstands­
direktoren hat die AUA schließlich endgültig 
abgelehnt. 

Damit stand das Verteidigungsressort nach 
jahrelangen Verhandlungen auf dem Wartungs­
sektor vor einer ungelösten Situation, die noch 
dadurch verschärft wurde, daß neuesFluggerät 
(SAAB 105 ö) im Anrollen war. Eine STAR­
FIGHTER-Situation wegen' mangelnder War­
tung er:;chien aber dem verantwortlichen Mini­
ster unvertretbar. 

Durd:1 die Verhandlungen mit der AUA, die 
zu keinem Erfolg führten, gingen zwei wert­
volle Jahre verloren, und der Ressortchef 
mußte sich raschest bemühen, andere Wege 
der Instandhaltung 'des Fluggerätes zu beschrei­
ten. Bundesminister Dr. Prader hatte dabei 
im Auge, eine Technikergruppe zu engagieren, 
die vor allem Spezialisten für alle Flugzeug­
typen des ~undesheeres haben sollte und die 
als "Feuerwehr" zur Verstärkung der Instand­
setzungseinl'ichtungen auf Grund eines Zivil­
vertrages herangezogen werden konnte. Dem 
Bundesminister und den verantwortlichen Mili­
tärs sdlwebte ein Wartungsvertrag nach dem 
Muster des Vertrages mit der Firma Elin über 
die W~lrtung der Anlagen am Kolomansberg 
vor (s .. S. 28). 

Die Idee, Wartung bzw. überholung und 
technische Betreuung von Flugzeugen an Zivil­
firmen zu übertragen, wird' im Ausland nach 

. Zeugenaussagen mit Erfolg gehandhabt. 

Die Warnungen der Abteilung Flugwesen! 
Wehrtechnik des Bundesministeriums für Lan­
desverteidigung, daß es ohne Sicherstellung 
einer entsprechenden Wartung der Fluggeräte 
zu einl~r verheerenden Entwicklung kommen 
könnte, wurden immer stärker. 

Schließlich entschloß sich der Verteidigungs­
ministe:r zur Durchführung einer beschränkten 
Ausschreibung für einen Beistandsleistungsver­
trag (Know how-Vertrag). Die Sitzung, zu der 
Vertreter aller in Frage kommenden privaten 
Flugzeugfirmen eingeladen waren und bei der 
die Ausschreibungsunterlagen an die Bewerber 
verteilt wurden, fand am 3. Oktober 1969 im 
BundesIministerium für Landesverteidigung 
statt. Die Ausschreibung selbst sollte am 
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15. Oktober zu laufen beginnen; der Sprecher 
der Flugzeugvertreter verlangte. eine 14tägige 
Ausschreibungsfrist, die anstandslos gewährt 
wurde (s. S. 32). 

Die AUA, die zur Durchführung der Repara­
turen, soweit es ihre Kapazität zuläßt, auch 
weiterhin in maximalem Ausmaß herangezogen 
wurde, war zu dieser Sitzung nicht eingela­
den, da sie auf Anfragen des Verteidigungs­
ministers, was sie leisten könne, keine Ant­
wOrt gab und somit offensichtlich damals kein 
Interesse hatte. Von Briefen der AUA an das 
Verteidigungsministerium, die nach der Aus­
sage eines Zeugen angeblich abgeschickt wur­
den, wurde dem Verteidigungsminister nichts 
mitgeteilt (s. S. 30). 

Obwohl Dr. Seyfried die Angelegenheit als 
nicht ganz "zimmerrein" bezeichnete, bestätigte 
.er, daß der Bundesminister von der Nichtab­
zeichnung durch die zuständigen Sachbearbeiter 
nicht wissen konnte, mit folgenden Worten: 

"Das konnte er zweifellos nicht wissen. Es 
war anzunehmen, daß der Sektionsleiter unse­
ren Aktenvermerk nicht dem Minister vor­
legen würde, weil das eine völlig konträre 
Meinung war. Aus dem Aktenstück selbst war 
das nicht ersichtlich" (5. S. 34). 

Als Bestbieter für den Beistandsleistungs­
vertrag (Know how-Vertrag) erwies sich die 
Firma Ing. Drescher. Dieser Beistandsleistungs­
vertrag k~m infolge eines Einspruches des. Fi­
nanzministeriums nicht zustande, was führende 
Militärs bedauert haben. Es kam hier also zu 
denselben Meinungsverschiedenheiten zwischen 
dem Verteidigungs ressort und dem Finanz­
ministerium wie später bei der beabsichtigten 
Anschaffung der zweiten Staffel JET RANGER 
unter Bundesminister Freihsler. 

Dieser Interessenskonflikt ist aber durchaus 
nichts Besonderes, da das Finanzressort primär 
die finanzielle Seite im Auge hat, während der 
Verteidigungsminister in erster Linie für die 
Sicherheit der Flugzeuge verantwortlich ist. 

6. Kontakte von Militärpersonen und anderen 
mit Flugzeugfirmen' 

Der Ausschuß führte seine UntersU:chung auch 
in der Richtung, ob über dienstliche Anlässe 
hinaus Kontakte von Militärpersonen oder 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens mit 
Flugzeugfirmen bestanden haben. 

Generalmajor Dipl.~Ing. Mühlbacher erklärte 
zu dem Hinweis, daß in einer Fernsehsendung 
der Vorwurf erhoben worden sei, der Flugzeug­
importeur Ing. Drescher habe in Niederöster­
reich einen Besitz, in dem nicht nur Militärs, 
sondern auch Politiker privat verkehrt hät,ten, 
daß er dieses Gut kenne und im Laufe der 

Jahre fünf- oder sechsmal auf diesem Besitz ge­
wesen sei. Er kenne auch das Gästebuch. Danach 
seien Politiker, Offiziere, Ausländer, Diplo­
maten und andere Persönlichkeiten draußen ge­
wesen. Er habe auch andere derartige Ein­
ladungen gehabt, habe aber immer Distanz be­
wahrt. 

Der General des Intendanzdienstes Dr. Zobel 
antwortete auf die Frage, ob er mit Flugzeug­
händlern, die mit dem Ministerium in Ver­
bindung gestanden seien, Kontakte über das 
Dienstliche hinaus gehabt habe, daß General­
konsul Hild in seiner Eigenschaft als General­
konsul Parties gegeben habe. Er, Dr. Zobel, 
habe vor Jahren an einer solchen Party teil­
genommen. Einmal sei er mit Minister Graf bei 
einer Party des Ing. Drescher gewesen, einmal 
mit Minister Freihsler. Ein andermal sei er mit 
einem General und mit Präsident Probst über 
Samstag/Sonntag auf dem Gute Dreschers ge­
wesen. Man habe zu dritt Karten gespielt, habe 
aber nicht über den Dienst gesprochen. 

Oberstleutnant Kollowrat verneinte die an 
ihn gerichtete Frage, ob ihm von einem Flug­
zeughändler oder. -verkäufer das Angebot ge­
macht worden sei, auf dessen Farm oder Ranch 
zu kommen oder mit ihm einen Urlaub im Aus­
land zu verbringen. 

Verneint hat eine ebensolche Frage auch 
Brigadier-Intendant Dkfm. Manzenreither, ob 
ihm selbst oder seiner Gruppe im Zusammen­
hang mit Flugzeugkäufen derartige Angebote 
gemacht worden seien. 

Auch General Seitz erklärte, nie bei Flugzeug­
firmen gewesen zu sein. 

Oberst Maerker erklärte ebenfalls, von 
Firmen, die mit dem Bundesheer in Geschäfts­
verbindung standen, kein derartiges Angebot 
bekommen zu haben. Mit Firmenvertretern sei 
er immer nur in Begleitung des Ministers Dok~ 
tor Prader zusammengekommen. Als einzelner 
sei er außer bei einigen Filmabenden bei Militär­
attaches nirgends gewesen. 

Auf die Frage, ob er bei Ing. Drescher ein­
geladen gewesen sei, antwortete der Zeuge: 

"Ich war nur ein oder zweimal bei einem 
Empfang in Begleitung des Ministers, aber nicht 
bei Drescher." 

Auf die weitere Frage, ob ihm bekannt ~ei, 
daß ein Flugzeugvertreter ,bevorzugt oder besser 
behandelt werde, erklärte Kollowrat: 

"Ich habe nicht diesen Eindruck. Ich kenne 
alle Vertreter gleich gut. Ich kenne die meisten 
noch aus der Zeit, bevor ich zum Bundesheer 
gegangen 'bin. Es wird, glaube ich, keiner be­
vorzugt. Man hat sich immer bemüht, objektiv 
zu bleiben und nur das zu kaufen, was für uns 
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günstig ist. Es ist klar, daß die Vertreter alles 
versuchen, um ein Geschäft zu machen." 

Der Zeuge erklärte weiter: "Wir haben ihn 
(Drescher) immer als Reserveoffizier, als Gleich­
gestellten behandelt und nie die Vorstellung ge­
habt, daß er daraus irgendwelche geschäftliche 
Vorteile ziehen will." 

Der Zeuge Hild sagte vor dem Ausschuß aus, 
daß er -seit dem Jahre 1955 sehr viele OHiziere 
des Bundesministeriums für Landesverteidigung 
kennengelernt habe. Er habe selbstverständlich 
eine ganze Anzahl von Offizieren zu ver­
schiedenen Gelegenheiten bei ihm im Büro und 
in seinem Haus, was identisch sei, zu Gast ge­
habt. Er habe aber keine Urlaubsreisen oder 
Wochenendausflüge mit ihnen gemacht. 

Auf die Frage, ob er privat Herren des Ver­
teidigungsressorts, mit denen er auch dienstlich 
zu tun gehabt habe, eingeladen habe, antwortete 
Ing. Drescher: 

"J a, das habe ich gemacht. Ich habe für einen 
großen Personenkreis Einladungen zu Cocktail­
parties gegeben und auch private Einladungen an 
solche Herren nach Prinzbach gegeben. Ich habe 
General Mühlbacher ein-, zwei-, dreimal ein­
geladen; 'General Zobel; General Seitz; einen 
alten Fliegerfreund von mir, Stangl, den habe 
ich sogar zur Jagd eingeladen." 

Auch seinen alten Freund Präsident Probst 
und Präsident Maleta habe Ing. Drescher wie er 
sagte eingeladen, "sonst eigentlich niemand". Das 
seien Einladungen höchstens über Samstag/Sonn­
tag oder ü'ber das Wochenende gewesen. Darüber 
hinaus habe er nie Beamte zu Reisen, Urlauben 
usw. eingeladen. 

Bundesminister a. D. Dr. Prader beantwortete 
die Frage, ob er von Flugzeughändlern Einladun­
gen erhalten habe, sei es zu Auslandsreisen, zu 
Jagden oder auf Privatbesitzungen, daß er zu 
Jagden nicht eingeladen worden sei, er sei kein 
Jäger. Auf die Zusatzfrage, ob er Einladungen 
zu Parties angenommen habe, antwertete er, daß 
er zweimal bei Ing. Drescher eingeladen gewesen 
sei. Er sei in Begleitung sehr vieler Herren dort 
gewesen. Einmal sei er auch bei Hild gewesen. 
Das sei alles, was er an Einladungen akzeptiert 
habe. 

Der ehemalige Generaltruppeninspektor Ge­
neral i. R. Fussenegger antwortete auf die Frage, 
ob, ihm etwas von privaten Kontakten von Her­
ren aus dem Einkauf mit Vertretern bekannt sei, 
daß es im Ministerium Gerüchte darüber gegeben 
habe. Er habe jeden Minister gewarnt ·und emp­
fohlen, sehr scharf dagegen vorzugehen. Ob etwas 
gemacht worden sei, wisse er nicht. 

über die Art dieser Gerüchte befragt, ant-­
wortete der Zeuge, es habe Gerüchte gegeben, 
daß sich einzelne Vertreter aufdrängen und 

Offiziere einladen. Er habe schon Minister 
Dr. Schleinzer davor gewarnt. Aber erst unter 
Minister ])r. Prader hätten sich diese Gerüchte 
verstärkt. Er habe dem Minister wiederholt ge­
sagt, er soll das verbieten, weil dadurch Ange­
hörige des Ministeriums in ein schiefes Licht 
kämen. 

Schließlich erklärte General Fussenegger, daß 
er Kontakte höherer Offiziere des Bundesheeres 
mit Lieferanten, also gesellschaftliche Kontakte, 
Einladungen zu Parties oder zu einem Wochen­
endaufenthalt auf dem Gut eines Lieferanten, 
der Sache der Waffenkäufe für absolut unzu­
träglich haI te. 

Zusammenfassend gelangt der Untersu­
chungsausschuß zu folgender Feststellung und 
Empfehlung: 

Der Untersuchungsausschuß ist sich bewußt, 
daß es nicht möglich ist, Empfehlungen zu 
geben, die sich auf die private Sphäre des ein­
zelnen beziehen. Es soll jedem selbst überlassen 
bleiben, zu beurteilen, ob er Einladungen an­
nehmen kann.· Allerdings steht fest, daß es bei 
Annahme von Einladungen, die rein privaten 
·Charakter haben, zu Konfliktsituationen kom­
men kann, die besser vermieden werden sollten. 

7. Sonstige Untersuchungen 

Im Zuge seiner Tätigkeit hat der Ausschuß 
auch verschiedene andere Fakten, wie zum Bei­
spiel Vorgänge bei Heereskäufen, Dienst- und 
Studienreisen von Heeresangehörigen, Waffen­
übungen eines Heereslieferanten u. a., unter­
sucht. 

a) Vorgänge bei Heereskäufen 

Der Leiter der Gruppe Einkauf Brigadier-. 
Intendant Dkfm. Manzenreither wurde darüber 
befragt, ob es bei einer Ausschreibung irgend­
welche Reglements über den einzuladenden 
Personenkreis, die Einhaltung von Fristen, 
erforderliche Unterlagen und 'dergleichen gäbe. 
Wie er mitteilte, gelte allgemein die Önorm. 
Wenn aber nur eine Firma in Betracht käme, 
dann könne man nur diese eine Firma heran­
ziehen. Dies treffe zum Beispiel dann zu, wenn 
rue Planu~g von vornherein auf eine bestimmte 
Type abgestellt ist. In diesem Falle könne die 
Einkaufsabteilung nur mit dieser einen Firma 
verhandeln. . 

Der Heereschefingenieur Dipl.-Ing. Biely 
sagte aus, daß keine Geschäftsordnungsbestim~ 
mung darüber bestehe,. daß das Amt für Wehr­
technik bei Beschaffungsanträgen eine Stellung­
nahme abzugeben habe. überhaupt fehle eine 
genaue Anweisung, wie der Ablauf einer· Be­
schaffung vor sich zu gehen habe. In der Praxis 
könnten· Bestellungen auf verschiedene Art und 
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Weise abgewickelt werden. Meistens sei es so, Luftfahrtausstellungen besuchten, mitgefahren 
daß die Gruppe Organisation oder die Planungs- seien. Er seIhst sei zwei- oder dreimal in solchen 
abteilung das Amt für Wehrtechnik 'dazu ein- Fahrzeugen mitgefahren, zum Beispiel mit Ge­
lade, ein Gutachten abzugehen. Eine Weisung, neralkonsul Hild zu einer Ausstellung in Paris, 
wie bei einem Rüstungskauf konkret vorzu- ein andermal nach Hannover; auch mit Ing. Dre­
gehen sei, fehle bis heute. Hier Abhilfe zu scher sei er/einmal zu Alfa Romeo gefahren. 
schaffen, sei immer, sein Hauptanliegen gewesen. Der Zeuge erklärte auch, davon zu wissen, 

Auf die Frage, welche Funktion oder Stel- daß in bestimmten Fällen die Reisespesen von 
lung der Generaltruppeninspektor im Zusam- Außenstehenden bezahlt worden seien. Einmal 
menhang mit Heereskäufen habe, antwortete sei zum Beispiel aus budgetären Gründen' eine 
General i. R. Fussenegger, daß das Ankaufen beantragte Dienstreise zunächst nicht genehmigt 
,nicht seine Sache gewesen sei. Seiner Meinung worden. In der Folge hätten sich aber die Schwe­
nach sollte der Generaltruppeninspektor bei den den bereit erklärt, 'die Reisekosten zu tragen, 
grundsätzlichen Beratungen über Ankäufe dabei und die Reise sei zustande gekommen. In dem 
sein, und der Minister sollte ihn hören, denn der betreffenden Geschäftsstück sei ausdrücklich ver­
Generaltruppeninspektor habe die Führung des merkt gewesen, die Kosten der Dienstreise trage 
Heeres im Einsatz. Seine Funktionen seien ein- die Firma; der Staat habe nur die Tagesdiäten 
mal in einem Erlaß festgehalten worden. Er habe zu bezahlen. 
nicht das Recht gehabt, zu sagen, das müsse und Wie Generalmajor Dipl.- Ing. Mühlbacher 
das dürfe nicht gekauft werden, wohl aber die weiters mitteilte, käme es immer wieder vor, 
Pflicht, dem Minister zu sagen, was vordringlich daß Einladungen zu Ausstellungen und ähn­
anzuschaffen sei und was auch später noch an- lichem ad personam erfolgten. Da stehe 
gekauft werden könne. Wie er glaube, habe er dann auf der Einladung zum Beispiel: Herrn 
1965 eine ausführliche Erklärung darüber ab- General Dipl.-Ing. Mühlbacher, Leiter der Ab­
gegeben, was das Bundesheer primär brauchen teilung Flugwesen. Er kenne auch einen Fall, wo 
würde. Die wirklichen Entscheidungen über An- man von seiten der Heeresverwaltung einen 
schaffungen seien in Besprechungen beim Mini- anderen schicken wollte. Da habe aber die ein­
ster gefallen. Bei diesen sei er relativ selten dabei ladende ausländische Stelle erklärt, dieser Mann 
gewesen, weil sein Verhältnis zum Minister nicht s~i für die Fliegerei nicht zuständig, den wolle 
das beste gewesen sei. Die Waffen- und Geräte- man nicht haben. 
kommission sei seinem suhjektiven Eindruck 
nach eine reine Formsache gewesen. Der General des Intendarizdienstes Dr. Zobel 

wurde gefragt, ob unter Dienstreisen nur Reisen 
,Zur Frage nach der politischen Verantwor- nach dem Dienstreglement oder auch Reisen in 

tung für den Kauf von Waffen und Geräten im der Dienstzeit zu verstehen seien, die aber vom 
Bundesheer meinte Major Czak, daß selbstver- Ministerium nicht 'bezahlt werden würden, bzw. 
ständlich der zuständige Bundesminister politisch ob ihm eine Art von Mittelding zwischen Privat­
dafür verantwortlich sei. Seiner Meinung nach und Dienstreisen bekannt sei. Er bezeichnete 
sollten Offiziere, besonders dann, wenn für An- d' F I' h h'ß F d t lese rage a seme se r el e rage un sag e, 
schaffungen Kommissionen eingerichtet seien, ein daß ihm eine Art von Mittelding zwischen 
Mitspracherecht haben. Er teile aber nicht die Privat- und Dienstreisen nicht bekannt sei. Auf 
Ansicht mancher älterer Offiziere, die oftmals die Zusatzfrage, warum er diese Frage als "heiß" 
sagten, was befohlen sei, habe man zur Kennt- bezeichne _ wobei auf die Aussage eines anderen 
nis zu· nehmen. Er sei der Ansicht, daß ein Zeugen hingewiesen wurde, daß dies etwas ganz 
Offizier auch Mitverantwortung zu tragen habe. Natürliches sei _, und die Rechtsbelehrung, daß 
Wenn zum Beispiel eine Waffen- und Geräte- eine Frage unter bestimmten Umständen nicht 
kommission und eine Luftraumverteidigungs- beantwortet weiden müsse, antwortete der 
kommission eingesetzt seien, dann müßten es Zeuge, die Frage wegen fehlender Unterlagen 
schon sehr schwerwiegende Gründe sein, wenn und aus Kameradschaft lieber nicht beantworten 
Bestellungen gegen den Willen dieser Kommis- zu wollen. 
sionen bzw. gegen den Willen von Offizieren 
gegeben werden würden. Oberst-Intendant Dkfm. Kanitzer berichtete 

über eine Reise nach Kopenhagen zur Vorfüh­
b) Die n s t- und S t ud i e n r eis e n von rung eines Datenverarbeitungscenters, die ein 

. H e e res a n geh ö r i gen großes Computerunternehmen bezahlt habe. An 
dieser Reise hätten 15 Herren aus verscliiedenen Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbacher verneinte 

die Frage, ob ihm Fälle bekannt seien, daß Bereichen der Bundesverwaltung teilgenommen. 
Militärpersonen Auslandsaufenthalte oder Ur- Nach Ansicht des Zeugen Hild sei es dringend 
laube angeboten wurden, doch seien ihm Fälle notwendig, daß Vertreterfirmen und Flugzeug­
bekannt, daß Herren von der Luftwaffe mit werke Angehörige des Bundesheeres bzw. des 
Vertretern, die mit ihrem Personenkraftwagen Verteidigungsministeriums zu Werkshesichtigun-

------ -------------
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Waffenübungen eines 
lieferanten 

He e r e s-gen SOWle Ausstellungen einladen. Er sei davon c) 
überzeugt, daß man enorme Geldmittel und 
auch Zeit sparen würde und am technischen 
Fortschritt mehr teilhaben könnte, wenn das 
Verteidigungsministerium einschlägig tauge 
Techniker und Fachleute öfter in das Ausland 
schicken würde. Solche Aufenthalte und Reisen. 

Generalmajor Dipl.-Ing. Mühlbadler teilte 
dem Ausschuß mit, daß Ing. Drescher in der 
Sektion IV des Bundesministeriums für Landes­
verteidigung, und zwar in einer Nachschub­
abteilung, Waffenübungen gemacht habe. Auf 
die Frage, ob dies eine Abteilung gewesen sei, 
mit der lng. Dr~scher auch außerhalb seiner 
Waffenübungen geschäftlich zu tun gehabt habe, 
antwortete der Zeuge: "Auch." 

zu den Werken müßte natürlich die Heeresver­
waltung bezahlen. 

Nach lng. Drescher sei es der Fall gewesen, 
daß ein Lieferwerk Offiziere oder Beamte ein­
geladen hätte. Wenn das Ministerium grund­
sätzlich zugestimmt, sich aber außerstande er­
klärt habe, die Reisespesen zu übernehmen, sei 
die Firma bereit gewesen, für die Kosten auf­
zukommen. Ein oder zwei Fälle seien Ing. Dre­
scher in Erinnerung, ohne daß er allerdings kon­
kret Namen nannte. Die Initiative zu diesen 
Reisen sei von der Firma ausgegangen. 

Der Zeuge bestätigte, daß er vor zwei oder 
drei Jahren mit Generalmajor Dipl.-Ing. Mühl­
bacher in München gewesen sei. Auch auf eine Reise 
nach Neapel habe ihn General Dipl.-Ing. Mühl­
bacher begleitet. Jede Reise, die er als Vertretet 
mache, gehe zu seinen Lasten. Die Reise Dipl.­
Ing. Mühlbachers sei eine Dienstreise gewesen 
und vom Ministerium bezahlt worden. 

Brigadier-Intendant Dkfm, Manzenreither 
sagte aus, daß ihm vor der Bezahlung von Flug­
karten bei Dienstreisen durch einen Geschäfts­
partner im konkreten nichts bekannt sei. Er 
wisse aber, daß dies möglich sei. Auf welcher 
Grundlage das geschehe, könne er nicht sagen. 
Die Möglichkeit bestehe aber, wenn eine Firma 
daran interessiert sei. 

Der ehemalige Generaltruppeninspektor Ge­
neral i. R. Fussenegger erklärte vor dem Aus­
schuß, er erachte es für falsch, wenn ein Staats­
beamter mit Wissen und Genehmigung des 
Ministeriums, jedoch auf Kosten ein~s Geschäfts­
partners eine Reise unternehme. Wenn der Staat 
jemanden wohin schicke, dann habe er auch für 
die Reisekosten aufzukommen. Falls eine Firma 
Reisespesen bezahle, könnte das zu unangeneh­
men Weiterungen führen, denn der Betreffende 
könnte die Reisekosten doppelt vergütet erhal­
ten. 

Für Dienstreisen ins Ausland stehe nur eine 
bestimmte Geldsumme zur Verfügung. In der 
Regel seien aber mehr Reisen erforderlich, als 
Geld vorhanden ist. Wenn ein Offizier melde, 
daß er eine Reise auf Kosten einer Firma unter­
nehme, dann sei er gedeckt. Gerne habe er aber 
so etwas nicht genehmigt. Es sei nicht schön, 

Der Zeuge Hild berichtete darüber, Ing. Dre­
scher einmal im Parterre des Kommandogebäu­
des Breitensee getroffen zu haben. Um welche 
Abteilung im konkreten es sich damals gehandelt 
habe, könne er mit Bestimmtheit nicht sagen, da 
dort im Laufe der Zeit verschiedene Abteilungen 
untergebracht gewesen seien. Er glaube, sich 
daran erinnern zu können, daß zu jener Zeit 
die Abteilung Luftzeuggerät ihren Sitz dort ge­
habt habe. Ing. Drescher sei an dem Schreibtisch 
eines Majors gesessen und habe einige Papiere 
vor sich gehabt, darunter auch ein Papier mit 
dem Briefkopf der Firma Hild. Er könne jedoch 
nicht sagen, ob das ein Brief mit irgendwelchen 
Prospekten oder weniger bedeutsamen Dingen 
gewesen sei. Obwohl 'das Schreiben nicht nach 
"geheim" ausgesehen habe, sei er dennoch dar­
über erstaunt· gewesen. Er habe sich an den 
Adjutanten des Ministers gewandt und diesen 
gebeten, zu veranlassen, daß Ing. Drescher an­
derswo hinkäme. Später habe er gehört, daß 
Ing.· Drescher nur ein oder zwei Stunden auf 
dem Platz des Majors gesessen sei, der zu dieser 
Zeit einen Lehrgang besucht haben soll. 

Auf die Frage, ob er im Zuge seiner Tätigkeit 
beim Bundesheer auch bei Dienststellen war, wo 
seiner Kenntnis nach Schriftstücke seiner Kon­
kurrenz bearbeitet wurden, erklärtelng. Dre­
scher: 

"Nein. Es ist scheinbar noch nicht richtig 
durchgedrungen, daß für mich und auch für 
meine Kollegen Konkurrenzofferte völlig un­
interessant sind. Denn meine Firma und die 
Firmen meiner Kollegen wissen ganz genau, was 
dieses oder jenes Fluggerät kostet. Es gibt vice 
versa Abteilungen, die sich nur mit der Kon­
kurrenz befassen. Was ein kleiner Vertreter in 
Erfahrung bringen könnte, würde überhaupt. 
nicht beachtet werden und wäre uninteressant. 
Für jeden meiner Kollegen und auch für mi~ 
ist es uninteressant, wie Konkurrenzofferte aus­
schauen. Ein Vertreter hat auch nur den Auf­
trag vorzubereiten, den Preis handelt der Fa­
brikant oder der Generaldirektor selber aus. 

aber in diesem Fall wisse man, daß eine Firma Zu den Preisen, die zunäChst genannt werden, 
die Reisekosten bestreite und der Beamte hiefür wird aber auch gar nicht abgeschlossen, weil 
nicht auch noch vom Staat Gebühren in An-, Zusatz ausrüstungen oder . Streichungen noch 
spruch nimmt. nicht berücksichtigt sind. Es wäre also völlig 
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sinnlos, wenn sich ein Vertreter die Preise der 
Konkurrenz ansehen würde." 

Auf die Frage "Enthält eine solche Ausarbei­
tung, wie Sie sie gemacht haben, nur Vorschläge 
auf der Basis der Ausrüstung status quo oder ist 
in einer solchen Ausarbeitung auch eine An­
regung des Ausarbeiters über etwa bestehende 
Mängel der Ausrüstung enthalten?" erwiderte 
lng. Drescher: 

"Nein, diese Ausarbeitung hatte mit der Aus­
rüstung nichts zu tun, sondern befaßte sich nur 
damit, wie, wann, wo was zu geschehen hätte. 
Konkret: Wo liegt das Benzin? Woher kommen 
die Ersatzteile? Wo ist der Hauptlieferant und 
wo ist der Nebenlieferant der Ersatzteile? Wohin 
verlegen wir im Ernstfalle? Diese Ausarbeitung 
liegt im Ministerium und kann jederzeit einge­
sehen werden. Ersatzteile haben nur unterge­
ordnete Bedeutung." 

An Bundesminister a. D. Dr. Prader wurde 
die Frage gerichtet, ob lng. Drescher während 
seiner Tätigkeit als Reserveoffizier im Mini­
sterium auch mit Materien befaßt worden sei, 
die mit seiner zivilen Berufstätigkeit im Zu­
sammenhang gestanden seien. Wie der Zeuge aus­
führte, würden die Reserveoffiziere eingeteilt, 
ohne daß der Minister wisse, wohin sie kämen. 
Er habe auf die Einteilung von Reserveoffizieren 
nur dann Einfluß genommen, wenn Beschwerden 
erhoben worden seien: Im Falle des lng. Dre­
scher sei er nicht gefragt worden, wo dieser ein­
geteilt werden solle. Es sei aber durchaus üblich, 
Reserveoffiziere auch in das Ministerium einzu­
teilen. Erst später sei ihm mitgeteilt worden, 
daß Ing. Drescher im Ministerium Dienst ver-

. sehe; 'daraufhin habe er seine Versetzung ange­
ordnet. An sidl sei es nicht ungewöhnlich, daß 
jemand entsprechend seinen Fachkenntnissen ver­
wendet werde. 

Oberst Maerker verneinte die Frage, ob 
Ing. Drescher wegen eines bestimmten Dienst­
platzes zur Ableistung seiner Waffenübung bei 
ihm vorstellig geworden sei. Er bestätigte, daß 
Hild bei ihm angerufen und die Verwendung 
des lng. Drescher im Ministerium erwähnt habe. 
Darüber sei er erstaunt gewesen und habe es 
dem Bundesminister gemeldet. Der Ressort­
leiter habe sofort verfügt, daß eine Verwendung 
Ing. Dreschers im Rahmen seiner Waffenübung 
außerhalb des Ministeriums zu erfolgen habe. 

Kittl· 
Berichterstatter 

Auf die Frage, ob er es überhaupt für ange­
bracht halte, daß Heereslieferanten im Bundes­
heer, egal bei welcher Dienststelle, Dienst mach­
ten, führte der ehemalige Generaltruppeninspek­
tor General i. R. Fussenegger aus, daß er das 
vor ein paar Jahren noch für vertretbar gehalten 
hätte. Heute lehne er das jedoch ab. Das gelte 
genauso für die Waffenübungen der Angestellten 
von Lieferanten des Bundesheeres. 

Zusammenfassend 
chungsausschuß zu 
und Empfehlungen: 

gelangt der Untersu­
folgenden Feststellungen 

1. Der Untersuchungs ausschuß empfiehlt, 
verbindliche Richtlinien zu erlassen, wie der 
Ablauf einer Beschaffung vor sich zu gehen 
hat. . 

2. Hinsichtlich der Dienst- und Studien­
reisen von Heeresangehörigen empfiehlt der 
Untersuchungsausschuß, dafür zu sorgen, daß 
die für Dienstreisen bestehenden Richtlinien 
strikt eingehalten werden. Um im Interesse der 
Beteiligten Konfliktsituationen zu vermeiden, 
empfiehlt der Untersuchungsausschuß ferner 
vorzusehen, daß auch andere Reisen von 
Heeresangehörigen, die mit der dienstlichen 
Tätigkeit im Zusammenhang stehen und für 
die von dritter Seite Zuwendungen erfolgen, 
vorher der Dienstbehörde gemeldet werden. 

3. Dem Ausschuß erscheint es auch wün­
schenswert, daß Reserveoffiziere dort ihre 
Waffenübungen machen, wo sie im Rahmen 
des Bundesheeres die Erfahrungen ihrer zivilen 
Tätigkeit verwerten können. Dennoch sollte 
nach Ansicht des Ausschusses alles vermieden 
werden, was auch nur den Anschein erwecken 
könnte, daß einem Reserveoffizier durch die 
Ableistung einer Waffenübung ein persönlicher 
oder geschäftlicher Vorteil erwächst. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Untersuchungsausschuß zur Prüfung aller 
Vorkommnisse im Zusammenhang mit Flugzeug­
ankäufen des Bundesheeres den A n t rag, der 
Nationalrat wolle den vorgelegten Bericht zur 
Kenntnis nehmen. 

Wien, am 4. Juni 1975 

Zeillinger 
Vorsitzender 
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